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Arbeitsrechtsregelungen

I. Neufassung der Kirchlichen Anstellungs-
ordnung (KAO)

Beschluss der Arbeitsrechtlichen Kommission
vom 10. November 2006

Kirchliche Anstellungsordnung
(KAO)1

Die Arbeitsrechtliche Kommission hat gemäß § 2
Abs. 2 des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes (ARRG)
vom 27. Juni 1980 (Abl. 49 S. 125 ff.) die folgende
Anstellungs- und Vergütungsordnung für die pri-
vatrechtlich angestellten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter (nachstehend Beschäftigte genannt) im
kirchlichen Dienst im Bereich der Evangelischen
Landeskirche in Württemberg beschlossen:

Abschnitt I
Allgemeine Vorschriften

§ 1
Grundlegung

(1) Der kirchliche Dienst wird durch den Auftrag be-
stimmt, den die Kirche von ihrem Herrn erhalten hat

und wie er in § 1 der Verfassung der Evangelischen
Landeskirche in Württemberg beschrieben ist2. Die
Beschäftigten haben den ihnen anvertrauten Dienst
treu und gewissenhaft zu versehen und sich um fach-
liche Fortbildung zu bemühen. In ihrem gesamten
Verhalten innerhalb und außerhalb des Dienstes ha-
ben sie sich der besonderen Verantwortung bewusst
zu sein, die sie als beruflich im Dienst der Kirche ste-
hende Beschäftigte übernommen haben. Je nach Auf-
gabenbereich übernehmen die Beschäftigten Verant-
wortung für die glaubwürdige Erfüllung kirchlicher
Aufgaben. Sie haben sich daher loyal gegenüber der
evangelischen Kirche zu verhalten, Schrift und Be-
kenntnis zu achten und die ihnen übertragenen Auf-
gaben im Sinne der Kirche zu erfüllen.

(2) Rechte und Pflichten der Beschäftigten ergeben
sich aus ihrem Arbeitsvertrag, der Dienstanweisung
und aus den für ihren Dienst geltenden Ordnungen.

(3) Der Treue und Gewissenhaftigkeit, die von den
Beschäftigten erwartet wird, entspricht auf Seiten des
Dienstgebers die Fürsorge für sie, nämlich die Rechte
und Belange der Beschäftigten zu wahren und ihnen
die Erfüllung ihrer Dienstaufgaben im Rahmen des
Möglichen zu erleichtern.

1 Anstelle der im TVöD verwendeten Begriffe gelten die kirch-
lichen Begriffe.

2 § 1 der Kirchenverfassung lautet:
„Die evangelisch-lutherische Kirche in Württemberg, getreu
dem Erbe der Väter, steht auf dem in der Heiligen Schrift ge-
gebenen, in den Bekenntnissen der Reformation bezeugten
Evangelium von Jesus Christus, unserem Herrn. Dieses Evan-
gelium ist für die Arbeit und Gemeinschaft der Kirche unan-
tastbare Grundlage.“
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§ 1 a
Geltungsbereich

(1) Die Anstellungs- und Vergütungsordnung ein-
schließlich der Anlagen ist auf alle privatrechtlichen
Dienstverhältnisse der Beschäftigten anzuwenden, die
von der Landeskirche, einer Kirchengemeinde oder
von sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftun-
gen des öffentlichen Rechts, die der Aufsicht der Lan-
deskirche unterstehen, durch Dienstvertrag angestellt
sind oder angestellt werden.

(2) Werden Pfarrer/Pfarrerinnen ausnahmsweise im
Angestelltenverhältnis (§ 1 Abs. 3 Württ. Pfarrer-
gesetz) beschäftigt, gelten die für die Pfarrer/Pfarre-
rinnen geltenden Bestimmungen entsprechend, soweit
nicht staatliches Recht entgegensteht oder kirchen-
gesetzlich etwas anderes bestimmt ist.

(3) Werden Kirchenbeamte/Kirchenbeamtinnen aus-
nahmsweise auf Zeit im Angestelltenverhältnis be-
schäftigt, gelten die für die Kirchenbeamten/Kirchen-
beamtinnen geltenden Bestimmungen entsprechend,
soweit nicht staatliches Recht entgegensteht oder
kirchengesetzlich etwas anderes bestimmt ist.

(4) Anstelle der Bestimmungen dieser Ordnung mit
Ausnahme des § 1 d finden für das Dienstverhältnis
der Lehrkräfte an kirchlichen Schulen einschließlich
Fachhochschulen und Hochschulen die Bestimmun-
gen des Landes Baden-Württemberg für vergleichbare
Lehrkräfte in der jeweils geltenden Fassung sinnge-
mäß Anwendung, soweit für sie nicht Abs. 5 oder die
von der Arbeitsrechtlichen Kommission beschlossene
Regelung über den Umfang der Lehrverpflichtungen
für die Lehrkräfte an der Hochschule für Kirchenmu-
sik der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
gilt. Für Lehrkräfte an kirchlichen Schulen, die die
Anstellungsfähigkeit nach dem Kirchenbeamtengesetz
erfüllen, gelten, wenn sie die Übernahme in ein
Kirchenbeamtenverhältnis beantragen, bis zur Über-
nahme in ein Kirchenbeamtenverhältnis auf Lebens-
zeit die von der Arbeitsrechtlichen Kommission be-
schlossenen besonderen Vergütungsregelungen.

(5) Werden beurlaubte Landesbeamte/Landesbeam-
tinnen während der Zeit ihrer Beurlaubung für den Dienst
in einer kirchlichen Dienststelle im Sinne von Abs. 1
beschäftigt, finden für ihr Dienstverhältnis anstelle die-
ser Ordnung, mit Ausnahme des § 1 d, die für die Kirchen-
beamten/Kirchenbeamtinnen auf Zeit geltenden Bestim-
mungen sinngemäß Anwendung. Satz 1 gilt bezüglich
der Versorgung mit der Maßgabe, dass der Versorgungs-
anspruch nur in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen
den Versorgungsbezügen des Landes und den entspre-
chenden Versorgungsbezügen der Kirchenbeamten/
Kirchenbeamtinnen auf Zeit mit ruhegehaltsfähigen
Dienstbezügen in Höhe der zuletzt während der Be-
urlaubung bezahlten Vergütungen entsteht.

Für ordinierte beurlaubte Landesbeamte/Landesbeam-
tinnen gelten die Sätze 1 und 2 mit der Maßgabe, dass
für sie anstelle der Dienst- und Versorgungsbezüge
eines Kirchenbeamten/einer Kirchenbeamtin auf Zeit
die Dienst- und Versorgungsbezüge eines Pfarrers/ei-
ner Pfarrerin auf Zeit treten.

(6) Die nicht beamtenrechtlich angestellten Beschäf-
tigten einer Körperschaft des öffentlichen Rechts im
Anwendungsbereich dieser Ordnung, die vollständig
in eine ebensolche Körperschaft eingegliedert wird,
treten mit der Umbildung kraft dieser Bestimmung in
den Dienst der aufnehmenden Körperschaft. Satz 1
gilt entsprechend, wenn im Rahmen des Anwendungs-
bereichs dieser Ordnung eine Körperschaft mit einer
oder mehreren anderen Körperschaften zu einer neuen
Körperschaft zusammengeschlossen wird, wenn aus
einer Körperschaft oder aus Teilen einer Körperschaft
eine oder mehrere neue Körperschaften gebildet wer-
den oder wenn Aufgaben einer Körperschaft voll-
ständig oder teilweise auf eine oder mehrere andere
Körperschaften übergehen. Die Sätze 1 und 2 gelten
entsprechend für Stiftungen und Anstalten des öf-
fentlichen Rechts, auf die diese Ordnung Anwendung
findet.

§ 1 b
Ausnahmen vom Geltungsbereich

Diese Ordnung – mit Ausnahme des § 1 d – ist nicht
anzuwenden auf:

a) Kirchenbeamtenverhältnisse.
b) Auszubildende, Schülerinnen/Schüler in der

Gesundheits- und Krankenpflege, Gesundheits-
und Kinderkrankenpflege, Entbindungspflege
und Altenpflege, sowie Volontärinnen/Volontäre
und Praktikantinnen/Praktikanten.

c) Beschäftigte der Münsterbauhütte Ulm. Für
diese gelten anstelle dieser Ordnung der Tarif-
vertrag der IG Bau-Agrar-Umwelt für das
Bauhauptgewerbe sowie die ihn ergänzenden
oder ändernden Tarifverträge in der jeweils
geltenden Fassung.

d) Beschäftigte in der Forstwirtschaft. Für diese gilt
anstelle dieser Ordnung der Manteltarifvertrag
für Waldarbeiter der Länder und der Mitglieder
der Gemeinden (MTW) sowie die ihn ergänzen-
den oder ändernden Tarifverträge in der jeweils
geltenden Fassung.

e) Leiharbeitnehmerinnen/Leiharbeitnehmer von
Personal-Service-Agenturen, sofern deren
Rechtsverhältnisse durch Tarifvertrag geregelt
sind.

f) Beschäftigte, für die Eingliederungszuschüsse
nach den §§ 217 ff. SGB III gewährt werden.

g) Beschäftigte, die Arbeiten nach den §§ 260 ff.
SGB III verrichten.
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h) Personen, die zu ihrer Rehabilitation oder
Resozialisierung durch Beschäftigungs- und
Arbeitstherapiemaßnahmen beschäftigt werden,
weil sie infolge einer körperlichen, geistigen,
seelischen oder sonstigen Behinderung in ihrer
Leistungsfähigkeit beeinträchtigt sind.

i) Personen, die nicht in erster Linie aus Gründen
der Erwerbstätigkeit beschäftigt werden, sondern
überwiegend zu ihrer Betreuung.

j) Geringfügig Beschäftigte im Sinne von § 8
Abs. 1 Nr. 2 SGB IV.

k) Unterhalb der Sozialversicherungsgrenze
Beschäftigte in der Nachbarschaftshilfe. Nach-
barschaftshilfe im Sinne von Satz 1 liegt vor,
wenn die Beschäftigten Zeit, Art und Umfang
ihrer Tätigkeit selbst bzw. in Absprache mit der
Einsatzleitung bestimmen können und ihre
Tätigkeit nicht aus fachlichen Gründen einem
Weisungsrecht der Einsatzleitung unterliegt oder
von dieser kontrolliert werden muss (Buch-
stabe k) gilt bis 31. Juli 2007).

Soweit und solange von der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission keine besonderen Regelungen getroffen sind,
können für Beschäftigungsverhältnisse nach den
Buchstaben e) bis k) gemäß § 40 Buchstabe o)
Mitarbeitervertretungsgesetz (MVG) zwischen Dienst-
stellenleitung und Mitarbeitervertretung Stunden-
vergütungen vereinbart werden, die sich an den ört-
lich für den öffentlichen Dienst geltenden Bestimmun-
gen orientieren.

§ 1 c
Anwendung tariflicher Bestimmungen

(1) Auf die Dienstverhältnisse der Beschäftigten nach
§ 1 a dieser Ordnung finden die Bestimmungen des
Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst (TVöD)
vom 13. September 2005 in der für den Bereich der
Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände
(Tarifgebiet West - Landesbezirk Baden-Württemberg)
jeweils geltenden Fassung, sowie die Vergütungs-
tarifverträge zum TVöD und die den TVöD ergänzen-
den Tarifverträge entsprechende Anwendung. Dies gilt
nicht, wenn in dieser Ordnung etwas anderes bestimmt
ist oder im Fall künftiger Änderungen oder Ergänzun-
gen der genannten Tarifverträge bestimmt wird.

§ 1 TVöD sowie die besonderen Teile zum TVöD fin-
den keine Anwendung.

(2) Die Tarifverträge werden der Geschäftsstelle der
Arbeitsrechtlichen Kommission durch den Evangeli-
schen Oberkirchenrat oder die Landeskirchliche
Mitarbeitervertretung schnellstmöglich nach der Ver-
öffentlichung der rechtswirksam unterzeichneten Ta-
rifverträge (z. B. durch die Gewerkschaft Ver.di oder
die Vereinigung Kommunaler Arbeitgeberverbände -

Landesbezirk Baden-Württemberg) zur Zustellung an
die in § 15 Abs. 1 Arbeitsrechtsregelungsgesetz
(ARRG) Genannten zugeleitet.

(3) Haben sechs Mitglieder der Arbeitsrechtlichen
Kommission oder eine der in § 15 Abs. 1 ARRG ge-
nannten Stellen Bedenken, neue Tarifverträge ganz
oder teilweise zu übernehmen (Abs. 1 Satz 2), ist bin-
nen einer Frist von 2 Monaten nach Zustellung des
Textes des jeweiligen Tarifvertrages durch die Ge-
schäftsstelle der Arbeitsrechtlichen Kommission die
Behandlung dieses Tarifvertrags in der Arbeitsrecht-
lichen Kommission gem. § 15 ARRG zu beantragen
und zu begründen.
Ein Verzicht auf die Einspruchsfrist ist möglich. Bis
zur rechtskräftigen Entscheidung der Arbeitsrechtli-
chen Kommission oder des Schlichtungsausschusses
nach dem ARRG gilt das bisherige Recht.

(4) Nach Ablauf der in den Absätzen 1 und 3 genann-
ten Tarifverträge oder Teile derselben gelten diese so-
lange weiter, bis sie durch andere tarifliche Vereinba-
rungen oder entsprechende Beschlüsse der Arbeits-
rechtlichen Kommission oder des Schlichtungsaus-
schusses nach dem ARRG ersetzt werden.

(5) Für Beschäftigte, deren regelmäßiges Entgelt mo-
natlich 400 Euro nicht übersteigt, gelten die Bestim-
mungen des Abschnitts VII. Die Bestimmungen die-
ser Ordnung sind auf die Dienstverhältnisse dieser
Beschäftigten nur nach Maßgabe des Abschnitts VII
anzuwenden.
Überschreiten Beschäftigte aufgrund von allgemeinen
oder persönlichen Entgelterhöhungen nicht nur vorü-
bergehend die Monatsarbeitsverdienstgrenze von
400 Euro, so gelten ab dem 1. Tag des Monats, in dem
diese Erhöhung eintritt, die Bestimmungen der Ab-
schnitte I bis VI, soweit nicht § 2 Abs. 2 Satz 3 An-
wendung findet.

(6) Beschäftigte, auf deren Antrag die steuerlichen
Abgaben nach den gesetzlichen Bestimmungen (z. Zt.
§ 40 a Einkommensteuergesetz) pauschaliert werden,
tragen die pauschalierten steuerlichen Abgaben aus
dem steuerpflichtigen Teil des Entgelts. In begründe-
ten Fällen kann diese Pauschalsteuerabgabe vom
Dienstgeber getragen werden.

(7) Für Beschäftigte, die Präsenzzeiten in der ambu-
lanten Pflege leisten, gelten die Bestimmungen der
Anlage 6 (Präsenzzeiten). Satz 1 findet keine Anwen-
dung auf Beschäftigte im Sinne der Fallgruppen 2 c)
bis 11 des Vergütungsgruppenplans 54 der Anlage 1
die in einem weiteren Dienstverhältnis zum selben
Dienstgeber stehen.
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§ 1 d
Anstellungsfähigkeit

(1) Die Anstellung im kirchlichen Dienst setzt vor-
aus, dass der/die Beschäftigte

a) Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen
Kirche in Deutschland ist,

b) den für die übertragenen Aufgaben vorgeschrie-
benen Ausbildungsgang zurückgelegt und die
erforderlichen Prüfungen mit Erfolg abgelegt
hat.

(2) Kirchenpfleger/Kirchenpflegerinnen bzw. Kirchen-
bezirksrechner/Kirchenbezirksrechnerinnen müssen
die Voraussetzungen des § 37 der Kirchengemeinde-
ordnung (KGO) bzw. des § 22 der Kirchenbezirks-
ordnung (KBO) erfüllen.

(3) Ausnahmen von dem Erfordernis des Abs. 1
Buchstabe a) sind nur mit Genehmigung des Evange-
lischen Oberkirchenrats zulässig.

(4) Unberührt bleiben Vorschriften über die Eignung,
Vorbildung und Anstellungsfähigkeit sowie über die
Dienstobliegenheiten kirchlicher Amtsträger/Amts-
trägerinnen, die nach den kirchlichen Ordnungen für
diese allgemein oder für einzelne Gruppen von ihnen
(z. B. Gemeindediakone/Gemeindediakoninnen, Reli-
gionspädagogen/Religionspädagoginnen oder Kir-
chenmusiker/Kirchenmusikerinnen) ohne Rücksicht
auf die Rechtsform ihrer Anstellung gelten.

§ 1 e
Sonderregelungen

In Ausnahmefällen können für das Arbeitsverhältnis
einzelvertraglich Sonderregelungen getroffen werden,
die von dieser Ordnung abweichen; sie bedürfen der
Genehmigung eines von der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission beauftragten Gremiums. Der Antrag ist recht-
zeitig schriftlich an die Geschäftsstelle der Arbeits-
rechtlichen Kommission zu stellen und ausführlich zu
begründen. Ihm ist die Stellungnahme der Mitarbeiter-
vertretung beizufügen.

§ 2
Arbeitsvertrag, Nebenabreden, Probezeit

Anstelle von § 2 Abs. 1 und 2 TVöD wird be-
stimmt:

(1) Der Arbeitsvertrag wird schriftlich nach dem Mus-
ter der Anlage 2 abgeschlossen.

(2) Mehrere Arbeitsverhältnisse zu demselben Arbeit-
geber dürfen nur begründet werden, wenn die jeweils

übertragenen Tätigkeiten nicht in einem unmittelba-
ren Sachzusammenhang stehen. Andernfalls gelten sie
als ein Arbeitsverhältnis. Ungeachtet von Satz 1 rich-
tet sich bei mehreren geringfügigen Beschäftigungs-
verhältnissen nach § 1 c Abs. 5, die zusammen die 400-
Euro-Grenze überschreiten, das Arbeitsverhältnis der
einzelnen Tätigkeiten nach den Abschnitten I bis VI.

(3) Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schrift-
lich vereinbart werden. Sie können gesondert gekün-
digt werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist.

(4) Die ersten sechs Monate der Beschäftigung gelten
als Probezeit, soweit nicht eine kürzere Zeit verein-
bart ist. Bei Übernahme von Auszubildenden im un-
mittelbaren Anschluss an das Ausbildungsverhältnis
in ein Arbeitsverhältnis entfällt die Probezeit.

Ergänzend zu § 2 TVöD wird bestimmt:

(5) Wird von einem/einer unkündbaren Beschäftigten
(§ 34 Abs. 2) bei einem anderen kirchlichen Dienst-
geber ein neues Arbeitsverhältnis begründet, so ent-
fällt die Probezeit, wenn das bisherige Arbeitsverhält-
nis nicht aus personen- oder verhaltensbedingten
Gründen beendet wurde.

(6) Wurde einem/einer noch nicht unkündbaren Be-
schäftigten aus den in § 34 a (unkündbare Beschäftig-
te) genannten Gründen von seinem/ihrem bisherigen
Dienstgeber gekündigt, soll der künftige kirchliche
Dienstgeber die Probezeit angemessen verkürzen, so-
fern nicht auf eine Probezeit ganz verzichtet wird.

§ 3
Allgemeine Arbeitsbedingungen

(1) Die Beschäftigten haben über Angelegenheiten,
deren Geheimhaltung durch gesetzliche Vorschriften
vorgesehen oder vom Arbeitgeber angeordnet ist, Ver-
schwiegenheit zu wahren; dies gilt auch über die Be-
endigung des Arbeitsverhältnisses hinaus.

(2) Die Beschäftigten dürfen von Dritten Belohnun-
gen, Geschenke, Provisionen oder sonstige Vergüns-
tigungen in Bezug auf ihre Tätigkeit nicht annehmen.
Ausnahmen sind nur mit Zustimmung des Arbeitge-
bers möglich. Werden den Beschäftigten derartige
Vergünstigungen angeboten, haben sie dies dem Ar-
beitgeber unverzüglich anzuzeigen.

(3) Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben die Beschäf-
tigten ihrem Arbeitgeber rechtzeitig vorher schriftlich
anzuzeigen. Der Arbeitgeber kann die Nebentätigkeit
untersagen oder mit Auflagen versehen, wenn diese
geeignet ist, die Erfüllung der arbeitsvertraglichen
Pflichten der Beschäftigten oder berechtigte Interes-
sen des Arbeitgebers zu beeinträchtigen.
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(4) Der Arbeitgeber ist bei begründeter Veranlassung
berechtigt, die Beschäftigte/den Beschäftigten zu ver-
pflichten, durch ärztliche Bescheinigung nachzuwei-
sen, dass sie/er zur Leistung der arbeitsvertraglich
geschuldeten Tätigkeit in der Lage ist. Bei der beauf-
tragten Ärztin/dem beauftragten Arzt kann es sich um
eine Betriebsärztin/einen Betriebsarzt handeln, soweit
sich die Betriebsparteien nicht auf eine andere Ärz-
tin/einen anderen Arzt geeinigt haben. Die Kosten die-
ser Untersuchung trägt der Arbeitgeber.

(5) Die Beschäftigten haben ein Recht auf Einsicht in
ihre vollständigen Personalakten. Sie können das
Recht auf Einsicht auch durch eine/einen hierzu
schriftlich Bevollmächtigte/Bevollmächtigten ausüben
lassen. Sie können Auszüge oder Kopien aus ihren
Personalakten erhalten.

§ 4
Versetzung, Abordnung, Zuweisung,

Personalgestellung

(1) Beschäftigte können aus dienstlichen oder betrieb-
lichen Gründen versetzt oder abgeordnet werden. Sol-
len Beschäftigte an eine Dienststelle oder einen Be-
trieb außerhalb des bisherigen Arbeitsortes versetzt
oder voraussichtlich länger als drei Monate abgeord-
net werden, so sind sie vorher zu hören.

Protokollerklärungen zu Abs. 1:

1. Abordnung ist die Zuweisung einer vorüber-
gehenden Beschäftigung bei einer anderen
Dienststelle oder einem anderen Betrieb des-
selben oder eines anderen Arbeitgebers unter
Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhält-
nisses.

2. Versetzung ist die Zuweisung einer auf
Dauer bestimmten Beschäftigung bei einer
anderen Dienststelle oder einem anderen Be-
trieb desselben Arbeitgebers unter Fortset-
zung des bestehenden Arbeitsverhältnisses.

(2) Beschäftigten kann im dienstlichen/betrieblichen
oder öffentlichen Interesse mit ihrer Zustimmung vo-
rübergehend eine mindestens gleich vergütete Tätig-
keit bei einem Dritten zugewiesen werden. Die Zu-
stimmung kann nur aus wichtigem Grund verweigert
werden. Die Rechtsstellung der Beschäftigten bleibt
unberührt. Bezüge aus der Verwendung nach Satz 1
werden auf das Entgelt angerechnet.

Protokollerklärung zu Abs. 2:

Zuweisung ist - unter Fortsetzung des bestehen-
den Arbeitsverhältnisses - die vorübergehende
Beschäftigung bei einem Dritten im In- und Aus-

land, bei dem der Allgemeine Teil des TVöD
nicht zur Anwendung kommt.

(3) Werden Aufgaben der Beschäftigten zu einem Drit-
ten verlagert, ist auf Verlangen des Arbeitgebers bei
weiter bestehendem Arbeitsverhältnis die arbeits-
vertraglich geschuldete Arbeitsleistung bei dem Drit-
ten zu erbringen (Personalgestellung). § 613a BGB
sowie gesetzliche Kündigungsrechte bleiben unbe-
rührt.

Protokollerklärung zu Abs. 3:

Personalgestellung ist - unter Fortsetzung des
bestehenden Arbeitsverhältnisses - die auf Dauer
angelegte Beschäftigung bei einem Dritten. Die
Modalitäten der Personalgestellung werden zwi-
schen dem Arbeitgeber und dem Dritten vertrag-
lich geregelt.

§ 5
Qualifizierung

Anstelle von § 5 TVöD wird bestimmt:

§ 5 TVöD findet keine Anwendung. An seiner Stelle
gelten die Anlagen 4 und 5 dieser Ordnung (Fortbil-
dung und Personalentwicklung).

Abschnitt II
Arbeitszeit

§ 6
Regelmäßige Arbeitszeit

Anstelle von § 6 Abs. 1 TVöD wird bestimmt:

(1) Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt ausschließlich
der Zeiten für Pausen durchschnittlich 40 Stunden
wöchentlich. Bei Wechselschichtarbeit werden die
gesetzlich vorgeschriebenen Pausen in die Arbeitszeit
eingerechnet. Die regelmäßige Arbeitszeit kann auf
fünf Tage, aus notwendigen betrieblichen/dienstlichen
Gründen auch auf sechs Tage verteilt werden.

(1 a) Die Beschäftigten werden in jedem Kalender-
jahr an 3 Arbeitstagen unter Fortzahlung des Entgelts
(§ 21) von der Arbeit freigestellt. Für die Berechnung
des Anspruchs findet § 26 entsprechende Anwendung.
Bruchteile von arbeitsfreien Tagen werden auf volle
Stunden aufgerundet. Der Anspruch nach Satz 1 ver-
mindert sich bei über sechs Wochen hinausgehenden,
zusammenhängenden Unterbrechungen der Arbeit
wegen Sonderurlaubs, Beurlaubung oder Elternzeit um
jeweils einen halben Arbeitstag.
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Die Dauer der Freistellung beträgt bei der 5 Tage
Woche höchstens 1/5 der für die Beschäftigten gel-
tenden durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit.
Ist die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche
Arbeitszeit regelmäßig oder dienstplanmäßig auf mehr
oder weniger als fünf Arbeitstage in der Kalender-
woche verteilt, erhöht oder vermindert sich die Höchst-
dauer der Freistellung nach Satz 1 entsprechend. Teil-
zeitbeschäftigte erhalten die arbeitsfreien Tage in
gleichem Umfang entsprechend dem Grad ihrer dienst-
lichen Inanspruchnahme.

Bei der zeitlichen Festlegung der arbeitsfreien Tage
sind die Wünsche der Beschäftigten zu berücksichti-
gen, es sei denn, dass ihrer Berücksichtigung drin-
gende dienstliche Belange oder Wünsche anderer Be-
schäftigter, die unter sozialen Gesichtspunkten Vor-
rang verdienen, entgegenstehen. Werden Beschäftig-
te an dem für die Freistellung vorgesehenen Tag aus
dienstlichen Gründen zur Arbeit herangezogen, ist die
Freistellung innerhalb desselben Kalenderjahres nach-
zuholen. Eine Nachholung in anderen Fällen ist nicht
zulässig. Der Anspruch auf Freistellung kann nicht
abgegolten werden.

(2) Für die Berechnung des Durchschnitts der regel-
mäßigen wöchentlichen Arbeitszeit ist ein Zeitraum
von bis zu einem Jahr zugrunde zu legen. Abweichend
von Satz 1 kann bei Beschäftigten, die ständig Wech-
selschicht- oder Schichtarbeit zu leisten haben, ein
längerer Zeitraum zugrunde gelegt werden.

Protokollnotiz (KAO) zu § 6 Abs. 2:

Hausmeister-/Mesnerdienst siehe Regelung in
§ 39.

Ergänzend zu § 6 Abs. 2 TVöD wird bestimmt:

(2 a) Das Wochendeputat der Religionspädagogen/
Religionspädagoginnen und der sonstigen privat-
rechtlich angestellten Lehrkräfte beträgt 26 Unter-
richtsstunden. Bei Beschäftigten nach Satz 1, deren
Wochendeputat 16 oder mehr Wochenstunden beträgt
und die an mehreren Schulen unterrichten, wird das
Regelstundendeputat wie folgt ermäßigt:

– wenn sie an zwei Schulen unterrichten: um eine
Wochenstunde,

– wenn sie an drei Schulen unterrichten: um zwei
Wochenstunden,

– wenn sie an vier oder mehr Schulen unterrich-
ten: um drei Wochenstunden.

Deputatsermäßigungen, die für Schwerbehinderte oder
aus Altersgründen nach den nachfolgenden Bestim-
mungen zusätzlich gewährt werden, bleiben hierbei
außer Betracht. Unterricht an mehreren Schulen liegt
vor, wenn die in Frage kommenden Schulen getrenn-

ten Schulleitungen unterstehen. Das Regelstundenmaß
der Vollbeschäftigten nach Satz 1 – einschließlich Teil-
zeitbeschäftigten mit einer Reduzierung bis zu 2 Wo-
chenstunden – ermäßigt sich zu Beginn des Schuljah-
res, in dem sie das 60. Lebensjahr vollenden, um
2 Wochenstunden.
Bei Teilzeitbeschäftigten mit mindestens einem hal-
ben Lehrauftrag ermäßigt sich das Regelstundenmaß
zu Beginn des Schuljahres, in dem sie das 60. Lebens-
jahr vollenden, um 1 Wochenstunde.

Bei schwer behinderten Religionspädagogen/Reli-
gionspädagoginnen und sonstigen privatrechtlich an-
gestellten Lehrkräften werden die Bestimmungen des
Landes Baden-Württemberg über die Stundener-
mäßigung schwer behinderter Lehrer/Lehrerinnen in
der jeweils geltenden Fassung sinngemäß angewandt.
Die Deputatsermäßigung wird anstelle des nach dem
SGB IX zustehenden Zusatzurlaubs gewährt.

(3) Soweit es die betrieblichen/dienstlichen Verhält-
nisse zulassen, wird die/der Beschäftigte am 24. De-
zember und am 31. Dezember unter Fortzahlung des
Entgelts nach § 21 von der Arbeit freigestellt. Kann
die Freistellung nach Satz 1 aus betrieblichen/dienst-
lichen Gründen nicht erfolgen, ist entsprechender
Freizeitausgleich innerhalb von drei Monaten zu ge-
währen. Die regelmäßige Arbeitszeit vermindert sich
für jeden gesetzlichen Feiertag sowie für den 24. De-
zember und 31. Dezember, sofern sie auf einen Werk-
tag fallen, um die dienstplanmäßig ausgefallenen
Stunden.

Protokollerklärung zu Abs. 3 Satz 3:

Die Verminderung der regelmäßigen Arbeitszeit
betrifft die Beschäftigten, die wegen des Dienst-
plans am Feiertag frei haben und deshalb ohne
diese Regelung nacharbeiten müssten.

Ergänzend zu § 6 Abs. 3 TVöD wird bestimmt:

(3 a) Freistellung von der Arbeit nach Maßgabe des
Abs. 3 wird auch gewährt am Gründonnerstag ganz-
tägig und am Reformationstag (31. Oktober) ab
12 Uhr.

Beschäftigten, denen regelmäßig im Zusammenhang
mit Gottesdiensten Aufgaben übertragen sind, ist zwi-
schen dem 24. Dezember (Heilig Abend) und dem
6. Januar (Epiphanias) ein Zeitausgleichstag an einem
Sonntag bzw. Feiertag zu gewähren.

(4) Aus dringenden betrieblichen/dienstlichen Grün-
den kann auf der Grundlage einer Betriebs-/Dienst-
vereinbarung im Rahmen des § 7 Abs. 1, 2 und des
§ 12 ArbZG von den Vorschriften des Arbeitszeit-
gesetzes abgewichen werden.
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Protokollerklärung zu Abs. 4:

In vollkontinuierlichen Schichtbetrieben kann an
Sonn- und Feiertagen die tägliche Arbeitszeit auf
bis zu zwölf Stunden verlängert werden, wenn
dadurch zusätzliche freie Schichten an Sonn-
und Feiertagen erreicht werden.

(5) Die Beschäftigten sind im Rahmen begründeter
betrieblicher/dienstlicher Notwendigkeiten zur Leis-
tung von Sonntags-, Feiertags-, Nacht-, Wechsel-
schicht-, Schichtarbeit sowie – bei Teilzeitbeschäfti-
gung aufgrund arbeitsvertraglicher Regelung oder mit
ihrer Zustimmung – zu Bereitschaftsdienst, Ruf-
bereitschaft, Überstunden und Mehrarbeit verpflichtet.

(6) Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann ein
wöchentlicher Arbeitszeitkorridor von bis zu 45 Stun-
den eingerichtet werden. Die innerhalb eines Arbeits-
zeitkorridors geleisteten zusätzlichen Arbeitsstunden
werden im Rahmen des nach Abs. 2 Satz 1 festgeleg-
ten Zeitraums ausgeglichen.

(7) Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann in der
Zeit von 6 bis 20 Uhr eine tägliche Rahmenzeit von
bis zu zwölf Stunden eingeführt werden. Die inner-
halb der täglichen Rahmenzeit geleisteten zusätzlichen
Arbeitsstunden werden im Rahmen des nach Abs. 2
Satz 1 festgelegten Zeitraums ausgeglichen.

(8) Die Absätze 6 und 7 gelten nur alternativ und nicht
bei Wechselschicht- und Schichtarbeit.

Protokollerklärung zu § 6:

Gleitzeitregelungen sind unter Wahrung der
jeweils geltenden Mitbestimmungsrechte unab-
hängig von den Vorgaben zu Arbeitszeitkorridor
und Rahmenzeit (Absätze 6 und 7) möglich. Sie
dürfen keine Regelungen nach Abs. 4 enthalten.

Ergänzend zu § 6 TVöD wird bestimmt:

(9) § 6 Abs. 9 TVöD findet keine Anwendung.

(10) Der Dienstplan ist spätestens 14 Tage im Voraus
aufzustellen.

§ 7
Sonderformen der Arbeit

(1) Wechselschichtarbeit ist die Arbeit nach einem
Schichtplan, der einen regelmäßigen Wechsel der täg-
lichen Arbeitszeit in Wechselschichten vorsieht, bei
denen Beschäftigte durchschnittlich längstens nach
Ablauf eines Monats erneut zur Nachtschicht heran-
gezogen werden. Wechselschichten sind wechselnde
Arbeitsschichten, in denen ununterbrochen bei Tag und

Nacht, werktags, sonntags und feiertags gearbeitet
wird. Nachtschichten sind Arbeitsschichten, die min-
destens zwei Stunden Nachtarbeit umfassen.

(2) Schichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schicht-
plan, der einen regelmäßigen Wechsel des Beginns der
täglichen Arbeitszeit um mindestens zwei Stunden in
Zeitabschnitten von längstens einem Monat vorsieht,
und die innerhalb einer Zeitspanne von mindestens
13 Stunden geleistet wird.

(3) Bereitschaftsdienst leisten Beschäftigte, die sich
auf Anordnung des Arbeitgebers außerhalb der regel-
mäßigen Arbeitszeit an einer vom Arbeitgeber be-
stimmten Stelle aufhalten, um im Bedarfsfall die Ar-
beit aufzunehmen.

Protokollnotiz (KAO) zu § 7 Abs. 3:

Hausmeister-/Mesnerdienst siehe Regelung in
§ 39.

(4) Rufbereitschaft leisten Beschäftigte, die sich auf
Anordnung des Arbeitgebers außerhalb der regelmä-
ßigen Arbeitszeit an einer dem Arbeitgeber anzuzei-
genden Stelle aufhalten, um auf Abruf die Arbeit auf-
zunehmen. Rufbereitschaft wird nicht dadurch aus-
geschlossen, dass Beschäftigte vom Arbeitgeber mit
einem Mobiltelefon oder einem vergleichbaren tech-
nischen Hilfsmittel ausgestattet sind.

Protokollnotiz (KAO) zu § 7 Abs. 4:

Hausmeister-/Mesnerdienst siehe Regelung in
§ 39.

(5) Nachtarbeit ist die Arbeit zwischen 21 Uhr und
6 Uhr.

(6) Mehrarbeit sind die Arbeitsstunden, die Teilzeit-
beschäftigte über die vereinbarte regelmäßige Arbeits-
zeit hinaus bis zur regelmäßigen wöchentlichen Ar-
beitszeit von Vollbeschäftigten (§ 6 Abs. 1 Satz 1)
leisten.

(7) Überstunden sind die auf Anordnung des Arbeit-
gebers geleisteten Arbeitsstunden, die über die im
Rahmen der regelmäßigen Arbeitszeit von Vollbe-
schäftigten (§ 6 Abs. 1 Satz 1) für die Woche dienst-
planmäßig bzw. betriebsüblich festgesetzten Arbeits-
stunden hinausgehen und nicht bis zum Ende der
folgenden Kalenderwoche ausgeglichen werden.

(8) Abweichend von Abs. 7 sind nur die Arbeitsstunden
Überstunden, die

a) im Falle der Festlegung eines Arbeitszeit-
korridors nach § 6 Abs. 6 über 45 Stunden oder
über die vereinbarte Obergrenze hinaus,
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b) im Falle der Einführung einer täglichen Rahmen-
zeit nach § 6 Abs. 7 außerhalb der Rahmenzeit,

c) im Falle von Wechselschicht- oder Schichtarbeit
über die im Schichtplan festgelegten täglichen
Arbeitsstunden einschließlich der im Schichtplan
vorgesehenen Arbeitsstunden, die bezogen auf
die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit im
Schichtplanturnus nicht ausgeglichen werden,

angeordnet worden sind.

§ 8
Ausgleich für Sonderformen der Arbeit

(1) Der/Die Beschäftigte erhält neben dem Entgelt für
die tatsächliche Arbeitsleistung Zeitzuschläge, soweit
sich aus den nachfolgenden Bestimmungen nichts
anderes ergibt. Die Zeitzuschläge betragen – auch bei
Teilzeitbeschäftigten – je Stunde

a) für Überstunden
in den Entgeltgruppen 1 bis 9 30 v. H.,
in den Entgeltgruppen 10 bis 15 15 v. H.,

b) für Nachtarbeit 20 v. H.,

c) für Sonntagsarbeit 25 v. H.,

d) bei Feiertagsarbeit
–  ohne Freizeitausgleich 135 v. H.,
–  mit Freizeitausgleich 35 v. H.,

e) für Arbeit am 24. Dezember und
am 31. Dezember jeweils ab 6 Uhr 35 v. H.,

f) für Arbeit an Samstagen von
13 bis 21 Uhr, soweit diese nicht
im Rahmen von Wechselschicht-
oder Schichtarbeit anfällt 20 v. H.

des auf eine Stunde entfallenden Anteils des Tabellen-
entgelts der Stufe 3 der jeweiligen Entgeltgruppe.
Beim Zusammentreffen von Zeitzuschlägen nach
Satz 2 Buchst. c) bis f) wird nur der höchste Zeitzu-
schlag gezahlt. Auf Wunsch der/des Beschäftigten
können, soweit ein Arbeitszeitkonto (§ 10) eingerich-
tet ist und die betrieblichen/dienstlichen Verhältnisse
es zulassen, die nach Satz 2 zu zahlenden Zeitzu-
schläge entsprechend dem jeweiligen Vomhundertsatz
einer Stunde in Zeit umgewandelt und ausgeglichen
werden. Dies gilt entsprechend für Überstunden als
solche.

Protokollerklärung zu Abs. 1 Satz 1:

Bei Überstunden richtet sich das Entgelt für die
tatsächliche Arbeitsleistung nach der jeweiligen

Entgeltgruppe und der individuellen Stufe,
höchstens jedoch nach der Stufe 4.

Protokollerklärung zu Abs. 1 Satz 2 Buchstabe d):

Der Freizeitausgleich muss im Dienstplan
besonders ausgewiesen und bezeichnet werden.
Falls kein Freizeitausgleich gewährt wird, wer-
den als Entgelt einschließlich des Zeitzuschlags
und des auf den Feiertag entfallenden Tabellen-
entgelts höchstens 235 v. H. gezahlt.

Ergänzend zu § 8 Abs. 1 wird bestimmt:

Zusätzlich zu den Zuschlägen nach Abs. 1 Satz 2 wird
ein Aufschlag in Höhe von 14,5 % der Zeitzuschläge
(ohne Überstunden) gezahlt.
Damit sind die Zeitzuschläge in Entgeltfortzahlungs-
fällen, in der Urlaubsvergütung und in der Jahres-
sonderzahlung pauschal abgegolten.

(1 a) Für Beschäftigte in Diakonie-/Sozialstationen
und in der stationären Alten- und Krankenpflege be-
tragen die Zeitzuschläge abweichend von § 8 Abs. 1
Satz 2 Buchstaben b) und f) gemäß § 50 TVöD-BT-K
(Besonderer Teil Krankenhäuser) für:

a) Nachtarbeit 1,28 Euro.
b) Arbeit an Samstagen von 13 Uhr bis 21 Uhr

0,64 Euro.

In diesen Fällen findet Abs. 9 keine Anwendung.

(2) Für Arbeitsstunden, die keine Überstunden sind
und die aus betrieblichen/dienstlichen Gründen nicht
innerhalb des nach § 6 Abs. 2 Satz 1 oder 2 festgeleg-
ten Zeitraums mit Freizeit ausgeglichen werden, er-
hält die/der Beschäftigte je Stunde 100 v. H. des auf
eine Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts
der jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe.

Protokollerklärung zu Abs. 2 Satz 1:

Mit dem Begriff „Arbeitsstunden“ sind nicht die
Stunden gemeint, die im Rahmen von Gleitzeit-
regelungen im Sinne der Protokollerklärung zu
§ 6 anfallen, es sei denn, sie sind angeordnet
worden.

(3) Für die Rufbereitschaft wird eine tägliche Pau-
schale je Entgeltgruppe bezahlt. Sie beträgt für die
Tage Montag bis Freitag das Zweifache, für Samstag,
Sonntag sowie für Feiertage das Vierfache des tarifli-
chen Stundenentgelts nach Maßgabe der Entgelt-
tabelle. Maßgebend für die Bemessung der Pauschale
nach Satz 2 ist der Tag, an dem die Rufbereitschaft
beginnt. Für die Arbeitsleistung innerhalb der Ruf-
bereitschaft einschließlich der hierfür erforderlichen
Wegezeiten wird jede angefangene Stunde auf eine
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volle Stunde gerundet und mit dem Entgelt für Über-
stunden sowie etwaiger Zeitzuschläge nach Abs. 1
bezahlt. Abs. 1 Satz 4 gilt entsprechend, soweit die
Buchung auf das Arbeitszeitkonto nach § 10 Abs. 3
Satz 2 zulässig ist. Satz 1 gilt nicht im Falle einer
stundenweisen Rufbereitschaft. Eine Rufbereitschaft
im Sinne von Satz 6 liegt bei einer ununterbrochenen
Rufbereitschaft von weniger als zwölf Stunden vor.
In diesem Fall wird abweichend von den Sätzen 2 und
3 für jede Stunde der Rufbereitschaft 12,5 v. H. des
tariflichen Stundenentgelts nach Maßgabe der Entgelt-
tabelle gezahlt.

Protokollerklärung zu Abs. 3:

Zur Ermittlung der Tage einer Rufbereitschaft,
für die eine Pauschale gezahlt wird, ist auf den
Tag des Beginns der Rufbereitschaft abzustellen.

(4) Das Entgelt für Bereitschaftsdienst wird landes-
bezirklich - für den Bund in einem Tarifvertrag auf
Bundesebene - geregelt. Bis zum In-Kraft-Treten einer
Regelung nach Satz 1 gelten die in dem jeweiligen Be-
trieb/der jeweiligen Verwaltung/Dienststelle am
30. September 2005 jeweils geltenden Bestimmungen
fort.

Protokollnotiz (KAO) zu § 8 Abs. 4:

Hausmeister-/Mesnerdienst siehe Regelung in
§ 39.

(5) Beschäftigte, die ständig Wechselschichtarbeit leis-
ten, erhalten eine Wechselschichtzulage von 105 Euro
monatlich. Beschäftigte, die nicht ständig Wechsel-
schichtarbeit leisten, erhalten eine Wechselschichtzu-
lage von 0,63 Euro pro Stunde.

(6) Beschäftigte, die ständig Schichtarbeit leisten, er-
halten eine Schichtzulage von 40 Euro monatlich.
Beschäftigte, die nicht ständig Schichtarbeit leisten,
erhalten eine Schichtzulage von 0,24 Euro pro Stunde.

Ergänzend zu § 8 TVöD wird bestimmt:

(7) Abs. 1 Buchstaben b) bis f) finden nur Anwen-
dung für Beschäftigte in Diakonie-/Sozialstationen,
in der Alten- und Krankenpflege, in der Hauswirt-
schaft, in Tagungsstätten, in Mutter-Kind- und Müt-
ter-Kurheimen sowie -häusern, in der Familienpflege,
in der Nachbarschaftshilfe, bei Dorfhelferinnen so-
wie sonstigen Beschäftigten, die gemäß § 6 Abs. 5
bzw. 6 dienstplanmäßig an Wochenenden bzw. Wo-
chenfeiertagen zu arbeiten haben.

(8) Anstelle der Zuschläge nach Abs.1 Buchstaben b)
bis f) erhalten Beschäftigte, denen im Zusammenhang
mit Gottesdiensten Aufgaben übertragen sind, bei re-

gelmäßiger Feiertagsarbeit bzw. regelmäßiger wö-
chentlicher Sonntagsarbeit jeden sechsten Sonntag
bzw. Feiertag unter Fortzahlung der Bezüge dienst-
frei. Diese Regelung gilt entsprechend für den regel-
mäßigen wöchentlichen Dienst an Samstagen.

(9) Die Gewährung von Nachtarbeitszuschlägen nach
Abs. 1 Buchstabe b) setzt eine dienstliche Inanspruch-
nahme innerhalb der Nachtzeit (vgl. § 7 Abs. 5 TVöD)
von mindestens drei Stunden voraus.

(10) Dienstreisen werden mit ihrer tatsächlichen Dauer
(dienstliche Inanspruchnahme am auswärtigen Ge-
schäftsort und Reisezeit) als Arbeitszeit angerechnet,
höchstens jedoch mit zehn Stunden täglich.

§ 9
Bereitschaftszeiten

(1) Bereitschaftszeiten sind die Zeiten, in denen sich
die/der Beschäftigte am Arbeitsplatz oder einer ande-
ren vom Arbeitgeber bestimmten Stelle zur Verfügung
halten muss, um im Bedarfsfall die Arbeit selbstän-
dig, ggf. auch auf Anordnung, aufzunehmen und in
denen die Zeiten ohne Arbeitsleistung überwiegen. Für
Beschäftigte, in deren Tätigkeit regelmäßig und in
nicht unerheblichem Umfang Bereitschaftszeiten fal-
len, gelten folgende Regelungen:

a) Bereitschaftszeiten werden zur Hälfte als tarifli-
che Arbeitszeit gewertet (faktorisiert).

b) Sie werden innerhalb von Beginn und Ende der
regelmäßigen täglichen Arbeitszeit nicht geson-
dert ausgewiesen.

c) Die Summe aus den faktorisierten Bereitschafts-
zeiten und der Vollarbeitszeit darf die Arbeitszeit
nach § 6 Abs. 1 nicht überschreiten.

d) Die Summe aus Vollarbeits- und Bereitschafts-
zeiten darf durchschnittlich 48 Stunden wöchent-
lich nicht überschreiten.

Ferner ist Voraussetzung, dass eine nicht nur vorüber-
gehend angelegte Organisationsmaßnahme besteht, bei
der regelmäßig und in nicht unerheblichem Umfang
Bereitschaftszeiten anfallen.

Anstelle von § 9 Abs. 2 und 3 TVöD wird be-
stimmt:

(2) Die Anwendung von § 9 Abs. 1 TVöD bedarf des
Abschlusses einer Dienstvereinbarung nach § 36
MVG.

(3) § 9 Abs. 3 TVöD und der Anhang zu § 9 TVöD
finden keine Anwendung.
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Protokollerklärung zu § 9:

Diese Regelung gilt nicht für Wechselschicht-
und Schichtarbeit.

§ 10
Arbeitszeitkonto

Anstelle von § 10 Abs. 1 TVöD wird bestimmt:

(1) Durch Dienstvereinbarung gemäß § 36 MVG kann
ein Arbeitszeitkonto eingerichtet werden. Soweit ein
Arbeitszeitkorridor (§ 6 Abs. 6) oder eine Rahmen-
zeit (§ 6 Abs. 7) vereinbart wird, ist ein Arbeitszeit-
konto einzurichten.

(2) In der Betriebs-/Dienstvereinbarung wird festge-
legt, ob das Arbeitszeitkonto im ganzen Betrieb/in der
ganzen Verwaltung oder Teilen davon eingerichtet
wird. Alle Beschäftigten der Betriebs-/Verwaltungs-
teile, für die ein Arbeitszeitkonto eingerichtet wird,
werden von den Regelungen des Arbeitszeitkontos
erfasst.

(3) Auf das Arbeitszeitkonto können Zeiten, die bei
Anwendung des nach § 6 Abs. 2 festgelegten Zeit-
raums als Zeitguthaben oder als Zeitschuld bestehen
bleiben, nicht durch Freizeit ausgeglichene Zeiten nach
§ 8 Abs. 1 Satz 5 und Abs. 2 sowie in Zeit umgewan-
delte Zuschläge nach § 8 Abs. 1 Satz 4 gebucht wer-
den. Weitere Kontingente (z. B. Rufbereitschafts-/
Bereitschaftsdienstentgelte) können durch Betriebs-/
Dienstvereinbarung zur Buchung freigegeben werden.
Die/Der Beschäftigte entscheidet für einen in der Be-
triebs-/Dienstvereinbarung festgelegten Zeitraum,
welche der in Satz 1 genannten Zeiten auf das Arbeits-
zeitkonto gebucht werden.

(4) Im Falle einer unverzüglich angezeigten und durch
ärztliches Attest nachgewiesenen Arbeitsunfähigkeit
während eines Zeitausgleichs vom Arbeitszeitkonto
(Zeiten nach Abs. 3 Satz 1 und 2) tritt eine Minde-
rung des Zeitguthabens nicht ein.

(5) In der Betriebs-/Dienstvereinbarung sind insbe-
sondere folgende Regelungen zu treffen:

a) Die höchstmögliche Zeitschuld (bis zu 40
Stunden) und das höchstzulässige Zeitguthaben
(bis zu einem Vielfachen von 40 Stunden), die
innerhalb eines bestimmten Zeitraums anfallen
dürfen;

b) nach dem Umfang des beantragten Freizeit-
ausgleichs gestaffelte Fristen für das Abbuchen
von Zeitguthaben oder für den Abbau von Zeit-
schulden durch die/den Beschäftigten;

c) die Berechtigung, das Abbuchen von Zeit-
guthaben zu bestimmten Zeiten (z.B. an so ge-
nannten Brückentagen) vorzusehen;

d) die Folgen, wenn der Arbeitgeber einen bereits
genehmigten Freizeitausgleich kurzfristig
widerruft.

(6) Der Arbeitgeber kann mit der/dem Beschäftigten
die Einrichtung eines Langzeitkontos vereinbaren. In
diesem Fall ist der Betriebs-/Personalrat zu beteiligen
und – bei Insolvenzfähigkeit des Arbeitgebers – eine
Regelung zur Insolvenzsicherung zu treffen.

§ 11
Teilzeitbeschäftigung

(1) Mit Beschäftigten soll auf Antrag eine geringere
als die vertraglich festgelegte Arbeitszeit vereinbart
werden, wenn sie

a) mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder

b) einen nach ärztlichem Gutachten pflegebedürfti-
gen sonstigen Angehörigen

tatsächlich betreuen oder pflegen und dringende
dienstliche bzw. betriebliche Belange nicht entgegen-
stehen. Die Teilzeitbeschäftigung nach Satz 1 ist auf
Antrag bis zu fünf Jahre zu befristen. Sie kann ver-
längert werden; der Antrag ist spätestens sechs Mo-
nate vor Ablauf der vereinbarten Teilzeitbeschäftigung
zu stellen. Bei der Gestaltung der Arbeitszeit hat der
Arbeitgeber im Rahmen der dienstlichen bzw. betrieb-
lichen Möglichkeiten der besonderen persönlichen
Situation der/des Beschäftigten nach Satz 1 Rechnung
zu tragen.

(2) Beschäftigte, die in anderen als den in Abs. 1 ge-
nannten Fällen eine Teilzeitbeschäftigung vereinba-
ren wollen, können von ihrem Arbeitgeber verlangen,
dass er mit ihnen die Möglichkeit einer Teilzeitbeschäf-
tigung mit dem Ziel erörtert, zu einer entsprechenden
Vereinbarung zu gelangen.

(3) Ist mit früher Vollbeschäftigten auf ihren Wunsch
eine nicht befristete Teilzeitbeschäftigung vereinbart
worden, sollen sie bei späterer Besetzung eines Voll-
zeitarbeitsplatzes bei gleicher Eignung im Rahmen der
dienstlichen bzw. betrieblichen Möglichkeiten bevor-
zugt berücksichtigt werden.

Protokollerklärung zu Abschnitt II:

Bei In-Kraft-Treten dieses Tarifvertrages beste-
hende Gleitzeitregelungen bleiben unberührt.
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Abschnitt III
Eingruppierung und Entgelt

§ 12
Eingruppierung

[Derzeit nicht belegt, wird im Zusammenhang mit der
Entgeltordnung geregelt.]

§ 13
Eingruppierung in besonderen Fällen

[Derzeit nicht belegt, wird im Zusammenhang mit der
Entgeltordnung geregelt.]

§ 14
Vorübergehende Ausübung einer

höherwertigen Tätigkeit

(1) Wird der/dem Beschäftigten vorübergehend eine
andere Tätigkeit übertragen, die den Tätigkeits-
merkmalen einer höheren als ihrer/seiner Eingrup-
pierung entspricht, und hat sie/er diese mindestens
einen Monat ausgeübt, erhält sie/er für die Dauer der
Ausübung eine persönliche Zulage rückwirkend ab
dem ersten Tag der Übertragung der Tätigkeit.

Anstelle von § 14 Abs. 2 TVöD wird bestimmt:

(2) Durch eine separate Regelung der Arbeitsrechtli-
chen Kommission im Rahmen eines Kataloges, der
die hierfür in Frage kommenden Tätigkeiten aufführt,
wird bestimmt, dass die Voraussetzung für die Zah-
lung einer persönlichen Zulage bereits erfüllt ist, wenn
die vorübergehend übertragene Tätigkeit mindestens
drei Arbeitstage angedauert hat und der/die Beschäf-
tigte ab dem ersten Tag der Vertretung in Anspruch
genommen worden ist.

(3) Die persönliche Zulage bemisst sich für Beschäf-
tigte, die in eine der Entgeltgruppen 9 bis 15 eingrup-
piert sind, aus dem Unterschiedsbetrag zu dem
Tabellenentgelt, das sich für die/den Beschäftigte/n
bei dauerhafter Übertragung nach § 17 Abs. 4 Satz 1
und 2 ergeben hätte. Für Beschäftigte, die in eine der
Entgeltgruppen 1 bis 8 eingruppiert sind, beträgt die
Zulage 4,5 v. H. des individuellen Tabellenentgelts der/
des Beschäftigten.

§ 15
Tabellenentgelt

(1) Die/Der Beschäftigte erhält monatlich ein Tabellen-
entgelt. Die Höhe bestimmt sich nach der Entgelt-
gruppe, in die sie/er eingruppiert ist, und nach der für
sie/ihn geltenden Stufe.

Protokollnotiz (KAO) zu § 15 Abs. 1:

Die Protokollerklärungen zu Abs. 1 TVöD fin-
den keine Anwendung. Siehe ggf. § 3 AR-Ü.

(2) Beschäftigte, für die die Regelungen des Tarif-
gebiets West Anwendung finden, erhalten Entgelt nach
den Anlagen A (Bund bzw. VKA). Beschäftigte, für
die die Regelungen des Tarifgebiets Ost Anwendung
finden, erhalten Entgelt nach den Anlagen B (Bund
bzw. VKA)

Protokollnotiz (KAO) zu § 15 Abs. 2:

Das Entgelt richtet sich nach der Anlage
A - VKA.

(3) Im Rahmen von landesbezirklichen bzw. für den
Bund in bundesweiten tarifvertraglichen Regelungen
können für an- und ungelernte Tätigkeiten in von
Outsourcing und/oder Privatisierung bedrohten Berei-
chen in den Entgeltgruppen 1 bis 4 Abweichungen
von der Entgelttabelle bis zu einer dort vereinbarten
Untergrenze vorgenommen werden. Die Untergrenze
muss im Rahmen der Spannbreite des Entgelts der
Entgeltgruppe 1 liegen. Die Umsetzung erfolgt durch
Anwendungsvereinbarung, für den Bund durch Bun-
destarifvertrag.

Protokollnotiz (KAO) zu § 15 Abs. 3:

An die Stelle von landesbezirklichen tarif-
vertraglichen Regelungen treten die von der
Arbeitsrechtlichen Kommission beschlossenen
Regelungen.

§ 16 (VKA)
Stufen der Entgelttabelle

(1) Die Entgeltgruppen 2 bis 15 umfassen sechs Stu-
fen. Die Abweichungen von Satz 1 sind im Anhang zu
§ 16 (VKA) geregelt.

(2) Bei Einstellung werden die Beschäftigten der Stu-
fe 1 zugeordnet, sofern keine einschlägige Berufser-
fahrung vorliegt. Verfügt die/der Beschäftigte über
eine einschlägige Berufserfahrung von mindestens
einem Jahr, erfolgt die Einstellung in die Stufe 2; ver-
fügt sie/er über eine einschlägige Berufserfahrung von
mindestens drei Jahren, erfolgt bei Einstellung nach
dem 31. Dezember 2008 in der Regel eine Zuordnung
zur Stufe 3. Unabhängig davon kann der Arbeitgeber
bei Neueinstellungen zur Deckung des Personal-
bedarfs Zeiten einer vorherigen beruflichen Tätigkeit
ganz oder teilweise für die Stufenzuordnung berück-
sichtigen, wenn diese Tätigkeit für die vorgesehene
Tätigkeit förderlich ist.
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Protokollerklärung zu Abs. 2:

Ein Berufspraktikum nach dem Tarifvertrag über
die vorläufige Weitergeltung der Regelungen für
die Praktikantinnen/Praktikanten vom 13. Sep-
tember 2005 gilt grundsätzlich als Erwerb ein-
schlägiger Berufserfahrung.

Protokollnotiz (KAO) zu § 16 Abs. 2:

§ 16 Abs. 2 findet mit folgender Maßgabe An-
wendung: Anstelle des 31. Dezember 2008 tritt
der 31. Dezember 2009.

Ergänzend zu § 16 Abs. 2 Satz 3 wird bestimmt:

(2 a) Ununterbrochene Zeiten einer gleichartigen und
gleichwertigen Beschäftigung im Geltungsbereich
dieser Ordnung werden auf die Stufenlaufzeit ange-
rechnet. Unterbrechungen bis zu einer Dauer von 6
Monaten sowie in den Fällen des § 4 Abs. 3 und 4 und
des § 9 Abs. 3 der Sicherungsordnung sind unschäd-
lich.

(3) Die Beschäftigten erreichen - von Stufe 3 an die
jeweils nächste Stufe in Abhängigkeit von ihrer Leis-
tung gemäß § 17 Abs. 2 - nach folgenden Zeiten einer
ununterbrochenen Tätigkeit innerhalb derselben Ent-
geltgruppe bei ihrem Arbeitgeber (Stufenlaufzeit):

– Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1,
– Stufe 3 nach zwei Jahren in Stufe 2,
– Stufe 4 nach drei Jahren in Stufe 3,
– Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4 und
– Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 5.

Die Abweichungen von Satz 1 sind im Anhang zu § 16
(VKA) geregelt.

(4) Die Entgeltgruppe 1 umfasst fünf Stufen. Einstel-
lungen erfolgen in der Stufe 2 (Eingangsstufe). Die
jeweils nächste Stufe wird nach vier Jahren in der
vorangegangenen Stufe erreicht; § 17 Abs. 2 bleibt
unberührt.

Protokollnotiz (KAO) zu § 16:

Siehe ggf. § 3 AR-Ü.

§ 17
Allgemeine Regelungen zu den Stufen

(1) Die Beschäftigten erhalten vom Beginn des Mo-
nats an, in dem die nächste Stufe erreicht wird, das
Tabellenentgelt nach der neuen Stufe.

(2) Bei Leistungen der/des Beschäftigten, die erheb-
lich über dem Durchschnitt liegen, kann die erforder-

liche Zeit für das Erreichen der Stufen 4 bis 6 jeweils
verkürzt werden. Bei Leistungen, die erheblich unter
dem Durchschnitt liegen, kann die erforderliche Zeit
für das Erreichen der Stufen 4 bis 6 jeweils verlängert
werden. Bei einer Verlängerung der Stufenlaufzeit hat
der Arbeitgeber jährlich zu prüfen, ob die Vorausset-
zungen für die Verlängerung noch vorliegen. Für die
Beratung von schriftlich begründeten Beschwerden
von Beschäftigten gegen eine Verlängerung nach Satz
2 bzw. 3 ist eine betriebliche Kommission zuständig.
Die Mitglieder der betrieblichen Kommission werden
je zur Hälfte vom Arbeitgeber und vom Betriebs-/Per-
sonalrat benannt; sie müssen dem Betrieb/der Dienst-
stelle angehören. Der Arbeitgeber entscheidet auf
Vorschlag der Kommission darüber, ob und in wel-
chem Umfang der Beschwerde abgeholfen werden
soll.

Ergänzend zu § 17 Abs. 2 TVöD wird bestimmt:

(2 a) Für Dienststellen, für die gemeinsame Mit-
arbeitervertretungen nach dem MVG gebildet sind,
werden die Kommissionsmitglieder jeweils von der
gemeinsamen MAV und den beteiligten Dienststellen-
leitungen benannt. Solange keine solche Kommissi-
on gebildet ist, ist eine Verlängerung der Stufenlaufzeit
nicht möglich.

Protokollerklärung zu Abs. 2:

Die Instrumente der materiellen Leistungsan-
reize (§ 18) und der leistungsbezogene Stufen-
aufstieg bestehen unabhängig voneinander und
dienen unterschiedlichen Zielen. Leistungs-
bezogene Stufenaufstiege unterstützen ins-
besondere die Anliegen der Personalent-
wicklung.

Protokollerklärung zu Abs. 2 Satz 2:

Bei Leistungsminderungen, die auf einem aner-
kannten Arbeitsunfall oder einer Berufskrank-
heit gemäß §§ 8 und 9 SGB VII beruhen, ist
diese Ursache in geeigneter Weise zu berück-
sichtigen.

Protokollerklärung zu Abs. 2 Satz 6:

Die Mitwirkung der Kommission erfasst nicht
die Entscheidung über die leistungsbezogene
Stufenzuordnung.

(3) Den Zeiten einer ununterbrochenen Tätigkeit im
Sinne des § 16 (VKA) Abs. 3 Satz 1 stehen gleich:

a) Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz,
b) Zeiten einer Arbeitsunfähigkeit nach § 22 bis zu

39 Wochen,
c) Zeiten eines bezahlten Urlaubs,
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d) Zeiten eines Sonderurlaubs, bei denen der
Arbeitgeber vor dem Antritt schriftlich ein
dienstliches bzw. betriebliches Interesse aner-
kannt hat,

e) Zeiten einer sonstigen Unterbrechung von
weniger als einem Monat im Kalenderjahr,

f) Zeiten der vorübergehenden Übertragung einer
höherwertigen Tätigkeit.

Zeiten der Unterbrechung bis zu einer Dauer von
jeweils drei Jahren, die nicht von Satz 1 erfasst wer-
den, und Elternzeit bis zu jeweils fünf Jahren sind
unschädlich, werden aber nicht auf die Stufenlaufzeit
angerechnet. Bei einer Unterbrechung von mehr als
drei Jahren, bei Elternzeit von mehr als fünf Jahren,
erfolgt eine Zuordnung zu der Stufe, die der vor der
Unterbrechung erreichten Stufe vorangeht, jedoch
nicht niedriger als bei einer Neueinstellung; die Stufen-
laufzeit beginnt mit dem Tag der Arbeitsaufnahme.
Zeiten, in denen Beschäftigte mit einer kürzeren als
der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines
entsprechenden Vollbeschäftigten beschäftigt waren,
werden voll angerechnet.

(4) Bei Eingruppierung in eine höhere Entgeltgruppe
werden die Beschäftigten derjenigen Stufe zugeord-
net, in der sie mindestens ihr bisheriges Tabellenentgelt
erhalten, mindestens jedoch der Stufe 2. Beträgt der
Unterschiedsbetrag zwischen dem derzeitigen Tabel-
lenentgelt und dem Tabellenentgelt nach Satz 1 weni-
ger als 25 Euro in den Entgeltgruppen 1 bis 8 bzw.
weniger als 50 Euro in den Entgeltgruppen 9 bis 15,
so erhält die/der Beschäftigte während der betreffen-
den Stufenlaufzeit anstelle des Unterschiedsbetrags
einen Garantiebetrag von monatlich 25 Euro (Entgelt-
gruppen 1 bis 8) bzw. 50 Euro (Entgeltgruppen 9 bis
15). Die Stufenlaufzeit in der höheren Entgeltgruppe
beginnt mit dem Tag der Höhergruppierung. Bei ei-
ner Eingruppierung in eine niedrigere Entgeltgruppe
ist die/der Beschäftige der in der höheren Entgelt-
gruppe erreichten Stufe zuzuordnen. Die/Der Beschäf-
tigte erhält vom Beginn des Monats an, in dem die
Veränderung wirksam wird, das entsprechende Tabel-
lenentgelt aus der in Satz 1 oder Satz 2 festgelegten
Stufe der betreffenden Entgeltgruppe und ggf. ein-
schließlich des Garantiebetrags.

Protokollerklärung zu Abs. 4 Satz 2:

Die Garantiebeträge nehmen an allgemeinen
Entgeltanpassungen teil.

§ 18 (VKA)
Leistungsentgelt

(1) Die leistungs- und/oder erfolgsorientierte Bezah-
lung soll dazu beitragen, die öffentlichen Dienstleis-

tungen zu verbessern. Zugleich sollen Motivation,
Eigenverantwortung und Führungskompetenz gestärkt
werden.

(2) Ab dem 1. Januar 2007 wird ein Leistungsentgelt
eingeführt. Das Leistungsentgelt ist eine variable und
leistungsorientierte Bezahlung zusätzlich zum Ta-
bellenentgelt.

(3) Ausgehend von einer vereinbarten Zielgröße von
8 v. H. entspricht bis zu einer Vereinbarung eines hö-
heren Vomhundertsatzes das für das Leistungsentgelt
zur Verfügung stehende Gesamtvolumen 1 v. H. der
ständigen Monatsentgelte des Vorjahres aller unter den
Geltungsbereich des TVöD fallenden Beschäftigten
des jeweiligen Arbeitgebers. Das für das Leistungs-
entgelt zur Verfügung stehende Gesamtvolumen ist
zweckentsprechend zu verwenden; es besteht die Ver-
pflichtung zu jährlicher Auszahlung der Leistungs-
entgelte.

Protokollerklärung zu Abs. 3 Satz 1:

Ständige Monatsentgelte sind insbesondere das
Tabellenentgelt (ohne Sozialversicherungs-
beiträge des Arbeitgebers und dessen Kosten für
die betriebliche Altersvorsorge), die in Monats-
beträgen festgelegten Zulagen einschließlich
Besitzstandszulagen sowie Entgelt im Krank-
heitsfall (§ 22) und bei Urlaub, soweit diese Ent-
gelte in dem betreffenden Kalenderjahr ausge-
zahlt worden sind; nicht einbezogen sind
dagegen insbesondere Abfindungen, Aufwands-
entschädigungen, Einmalzahlungen, Jahres-
sonderzahlungen, Leistungsentgelte, Struktur-
ausgleiche, unständige Entgeltbestandteile und
Entgelte der außertariflichen Beschäftigten.
Unständige Entgeltbestandteile können betrieb-
lich einbezogen werden.

(4) Das Leistungsentgelt wird zusätzlich zum Tabellen-
entgelt als Leistungsprämie, Erfolgsprämie oder Leis-
tungszulage gewährt; das Verbinden verschiedener
Formen des Leistungsentgelts ist zulässig. Die Leis-
tungsprämie ist in der Regel eine einmalige Zahlung,
die im Allgemeinen auf der Grundlage einer Ziel-
vereinbarung erfolgt; sie kann auch in zeitlicher Ab-
folge gezahlt werden. Die Erfolgsprämie kann in Ab-
hängigkeit von einem bestimmten wirtschaftlichen
Erfolg neben dem gemäß Abs. 3 vereinbarten Start-
volumen gezahlt werden. Die Leistungszulage ist eine
zeitlich befristete, widerrufliche, in der Regel monat-
lich wiederkehrende Zahlung. Leistungsentgelte kön-
nen auch an Gruppen von Beschäftigten gewährt wer-
den. Leistungsentgelt muss grundsätzlich allen
Beschäftigten zugänglich sein. Für Teilzeitbeschäftigte
kann von § 24 Abs. 2 abgewichen werden.
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Protokollerklärungen zu Abs. 4:

1. Die Tarifvertragsparteien sind sich darüber
einig, dass die zeitgerechte Einführung des
Leistungsentgelts sinnvoll, notwendig und
deshalb beiderseits gewollt ist. Sie fordern
deshalb die Betriebsparteien dazu auf, recht-
zeitig vor dem 1. Januar 2007 die betriebli-
chen Systeme zu vereinbaren. Kommt bis
zum 30. September 2007 keine betriebliche
Regelung zustande, erhalten die Beschäftig-
ten mit dem Tabellenentgelt des Monats De-
zember 2008 6 v. H. des für den Monat Sep-
tember jeweils zustehenden Tabellenentgelts.
Das Leistungsentgelt erhöht sich im Folge-
jahr um den Restbetrag des Gesamtvolu-
mens. Solange auch in den Folgejahren keine
Einigung entsprechend Satz 2 zustande
kommt, gelten die Sätze 3 und 4 ebenfalls.
Für das Jahr 2007 erhalten die Beschäftigten
mit dem Tabellenentgelt des Monats Dezem-
ber 2007 12 v. H. des für den Monat Septem-
ber 2007 jeweils zustehenden Tabellen-
entgelts ausgezahlt, insgesamt jedoch nicht
mehr als das Gesamtvolumen gemäß Abs. 3
Satz 1, wenn bis zum 31. Juli 2007 keine Ei-
nigung nach Satz 3 zustande gekommen ist.

2. In der Entgeltrunde 2008 werden die Tarif-
vertragsparteien die Umsetzung des § 18
(Leistungsentgelt) analysieren und ggf. not-
wendige Folgerungen (z. B. Schiedsstellen)
ziehen. In diesem Rahmen werden auch
Höchstfristen für eine teilweise Nichtaus-
zahlung des Gesamtvolumens gemäß Satz 3
der Protokollerklärung Nr. 1 festgelegt; fer-
ner wird eine Verzinsung des etwaigen ab
dem Jahr 2008 nicht ausgezahlten Gesamt-
volumens geklärt.

Protokollerklärung zu Abs. 4 Satz 4:

Die wirtschaftlichen Unternehmensziele legt die
Verwaltungs-/Unternehmensführung zu Beginn
des Wirtschaftsjahres fest. Der wirtschaftliche
Erfolg wird auf der Gesamtebene der Verwal-
tung/des Betriebes festgestellt.

(5) Die Feststellung oder Bewertung von Leistungen
geschieht durch das Vergleichen von Zielerreichungen
mit den in der Zielvereinbarung angestrebten Zielen
oder über eine systematische Leistungsbewertung.
Zielvereinbarung ist eine freiwillige Abrede zwischen
der Führungskraft und einzelnen Beschäftigten oder
Beschäftigtengruppen über objektivierbare Leistungs-
ziele und die Bedingungen ihrer Erfüllung. Leistungs-
bewertung ist die auf einem betrieblich vereinbarten
System beruhende Feststellung der erbrachten Leis-
tung nach möglichst messbaren oder anderweitig

objektivierbaren Kriterien oder durch aufgabenbe-
zogene Bewertung.

(6) Das jeweilige System der leistungsbezogenen Be-
zahlung wird betrieblich vereinbart. Die individuel-
len Leistungsziele von Beschäftigten bzw. Beschäf-
tigtengruppen müssen beeinflussbar und in der regel-
mäßigen Arbeitszeit erreichbar sein. Die Ausgestal-
tung geschieht durch Betriebsvereinbarung oder ein-
vernehmliche Dienstvereinbarung, in der insbesondere
geregelt werden:

– Verfahren der Einführung von leistungs-
und/oder erfolgsorientierten Entgelten,

– zulässige Kriterien für Zielvereinbarungen,
– Ziele zur Sicherung und Verbesserung der

Effektivität und Effizienz, insbesondere für
Mehrwertsteigerungen (z.B. Verbesserung der
Wirtschaftlichkeit, - der Dienstleistungsqualität,
- der Kunden-/Bürgerorientierung)

– Auswahl der Formen von Leistungsentgelten,
der Methoden sowie Kriterien der systemati-
schen Leistungsbewertung und der aufgaben-
bezogenen Bewertung (messbar, zählbar oder
anderweitig objektivierbar), ggf. differenziert
nach Arbeitsbereichen, u. U. Zielerreichungs-
grade,

– Anpassung von Zielvereinbarungen bei wesent-
lichen Änderungen von Geschäftsgrundlagen,
Vereinbarung von Verteilungsgrundsätzen,

– Überprüfung und Verteilung des zur Verfügung
stehenden Finanzvolumens, ggf. Begrenzung
individueller Leistungsentgelte aus umgewid-
metem Entgelt,

– Dokumentation und Umgang mit Auswertungen
über Leistungsbewertungen.

Protokollerklärung zu Abs. 6:

Besteht in einer Dienststelle/in einem Unterneh-
men kein Personal- oder Betriebsrat, hat der
Dienststellenleiter/Arbeitgeber die jährliche
Ausschüttung der Leistungsentgelte im Umfang
des Vomhundertsatzes der Protokollerklärung
Nr. 1 zu Abs. 4 sicherzustellen, solange eine
Kommission im Sinne des Abs. 7 nicht besteht.

(7) Bei der Entwicklung und beim ständigen Control-
ling des betrieblichen Systems wirkt eine betriebliche
Kommission mit, deren Mitglieder je zur Hälfte vom
Arbeitgeber und vom Betriebs-/Personalrat aus dem
Betrieb benannt werden. Die betriebliche Kommissi-
on ist auch für die Beratung von schriftlich begründe-
ten Beschwerden zuständig, die sich auf Mängel des
Systems bzw. seiner Anwendung beziehen. Der Ar-
beitgeber entscheidet auf Vorschlag der betrieblichen
Kommission, ob und in welchem Umfang der Be-
schwerde im Einzelfall abgeholfen wird. Folgt der
Arbeitgeber dem Vorschlag nicht, hat er seine Gründe
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darzulegen. Notwendige Korrekturen des Systems
bzw. von Systembestandteilen empfiehlt die betrieb-
liche Kommission. Die Rechte der betrieblichen Mit-
bestimmung bleiben unberührt.

(8) Die ausgezahlten Leistungsentgelte sind zusatz-
versorgungspflichtiges Entgelt.

Protokollerklärungen zu § 18:

1. Eine Nichterfüllung der Voraussetzungen
für die Gewährung eines Leistungsentgelts
darf für sich genommen keine arbeitsrechtli-
chen Maßnahmen auslösen. Umgekehrt sind
arbeitsrechtliche Maßnahmen nicht durch
Teilnahme an einer Zielvereinbarung bzw.
durch Gewährung eines Leistungsentgelts
ausgeschlossen.

2. Leistungsgeminderte dürfen nicht grund-
sätzlich aus Leistungsentgelten ausgenom-
men werden. Ihre jeweiligen Leistungs-
minderungen sollen angemessen berücksich-
tigt werden.

3. Die Vorschriften des § 18 sind sowohl für die
 Parteien der betrieblichen Systeme als auch
für die Arbeitgeber und Beschäftigten unmit-
telbar geltende Regelungen.

4. Die Beschäftigten in Sparkassen sind ausge-
nommen.

5. Die landesbezirklichen Regelungen in Baden-
Württemberg, in Nordrhein-Westfalen und
im Saarland zu Leistungszuschlägen zu § 20
BMT-G bleiben unberührt.

Zu § 18 TVöD wird bestimmt:

§ 18 TVöD findet bis auf weiteres keine Anwendung.
Über die Einführung eines Leistungsentgeltes wird
die Arbeitsrechtliche Kommission mit dem Ziel ei-
ner Einigung bis zum 31. Dezember 2007 verhan-
deln. Wenn bis zu diesem Zeitpunkt keine Einigung
erzielt ist, tritt § 18 TVöD-VKA in Kraft. Die in § 18
genannten Termine verschieben sich um jeweils ein
Jahr.

§ 19
Erschwerniszuschläge

(1) Erschwerniszuschläge werden für Arbeiten ge-
zahlt, die außergewöhnliche Erschwernisse beinhal-
ten. Dies gilt nicht für Erschwernisse, die mit dem
der Eingruppierung zugrunde liegenden Berufs- oder
Tätigkeitsbild verbunden sind.

(2) Außergewöhnliche Erschwernisse im Sinne des
Abs. 1 ergeben sich grundsätzlich nur bei Arbeiten

a) mit besonderer Gefährdung,

b) mit extremer nicht klimabedingter Hitzeein-
wirkung,

c) mit besonders starker Schmutz- oder Staub-
belastung,

d) mit besonders starker Strahlenexposition oder

e) unter sonstigen vergleichbar erschwerten Um-
ständen.

(3) Zuschläge nach Abs. 1 werden nicht gewährt, so-
weit der außergewöhnlichen Erschwernis durch ge-
eignete Vorkehrungen, insbesondere zum Arbeits-
schutz, ausreichend Rechnung getragen wird.

(4) Die Zuschläge betragen in der Regel 5 bis 15 v. H.
– in besonderen Fällen auch abweichend – des auf eine
Stunde entfallenden Anteils des monatlichen Tabellen-
entgelts der Stufe 2 der Entgeltgruppe 2.

(5) Die zuschlagspflichtigen Arbeiten und die Höhe
der Zuschläge werden im Bereich der VKA landes-
bezirklich - für den Bund durch einen Tarifvertrag auf
Bundesebene - vereinbart. Für den Bund gelten bis
zum In-Kraft-Treten eines entsprechenden Tarifver-
trages die bisherigen tarifvertraglichen Regelungen
des Bundes fort.

§ 20
Jahressonderzahlung

(1) Beschäftigte, die am 1. Dezember im Arbeitsver-
hältnis stehen, haben Anspruch auf eine Jahressonder-
zahlung.

(2) Die Jahressonderzahlung beträgt bei Beschäftig-
ten, für die die Regelungen des Tarifgebiets West An-
wendung finden,

in den Entgeltgruppen 1 bis 8 90 v. H.,
in den Entgeltgruppen 9 bis 12 80 v. H. und
in den Entgeltgruppen 13 bis 15 60 v. H.

des der/dem Beschäftigten in den Kalendermonaten
Juli, August und September durchschnittlich gezahl-
ten monatlichen Entgelts; unberücksichtigt bleiben
hierbei das zusätzlich für Überstunden gezahlte Ent-
gelt (mit Ausnahme der im Dienstplan vorgesehenen
Überstunden), Leistungszulagen, Leistungs- und Er-
folgsprämien. Der Bemessungssatz bestimmt sich
nach der Entgeltgruppe am 1. September. Bei Beschäf-
tigten, deren Arbeitsverhältnis nach dem 30. Septem-
ber begonnen hat, tritt an die Stelle des Bemessungs-
zeitraums der erste volle Kalendermonat des Arbeits-
verhältnisses. In den Fällen, in denen im Kalender-
jahr der Geburt des Kindes während des Bemessungs-
zeitraums eine erziehungsgeldunschädliche Teilzeit-
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beschäftigung ausgeübt wird, bemisst sich die Jahres-
sonderzahlung nach dem Beschäftigungsumfang am
Tag vor dem Beginn der Elternzeit.

Protokollerklärung zu Abs. 2:

Bei der Berechnung des durchschnittlich gezahl-
ten monatlichen Entgelts werden die gezahlten
Entgelte der drei Monate addiert und durch drei
geteilt; dies gilt auch bei einer Änderung des
Beschäftigungsumfangs. Ist im Bemessungs-
zeitraum nicht für alle Kalendertage Entgelt
gezahlt worden, werden die gezahlten Entgelte
der drei Monate addiert, durch die Zahl der
Kalendertage mit Entgelt geteilt und sodann mit
30,67 multipliziert. Zeiträume, für die Kranken-
geldzuschuss gezahlt worden ist, bleiben hierbei
unberücksichtigt. Besteht während des Bemes-
sungszeitraums an weniger als 30 Kalendertagen
Anspruch auf Entgelt, ist der letzte Kalender-
monat, in dem für alle Kalendertage Anspruch
auf Entgelt bestand, maßgeblich.

(3) Für Beschäftigte, für die die Regelungen des Tarif-
gebiets Ost Anwendung finden, gilt Abs. 2 mit der
Maßgabe, dass die Bemessungssätze für die Jahres-
sonderzahlung 75 v. H. der dort genannten Vomhun-
dertsätze betragen.

(4) Der Anspruch nach den Absätzen 1 bis 3 vermin-
dert sich um ein Zwölftel für jeden Kalendermonat,
in dem Beschäftigte keinen Anspruch auf Entgelt oder
Fortzahlung des Entgelts nach § 21 haben. Die Ver-
minderung unterbleibt für Kalendermonate,

1. für die Beschäftigte kein Tabellenentgelt erhal-
ten haben wegen

a) Ableistung von Grundwehrdienst oder Zivil-
dienst, wenn sie diesen vor dem 1. Dezember
beendet und die Beschäftigung unverzüglich
wieder aufgenommen haben,

b) Beschäftigungsverboten nach § 3 Abs. 2 und
§ 6 Abs. 1 MuSchG,

c) Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem
Bundeserziehungsgeldgesetz bis zum Ende des
Kalenderjahres, in dem das Kind geboren ist,
wenn am Tag vor Antritt der Elternzeit Entgelt-
anspruch bestanden hat;

2. in denen Beschäftigten nur wegen der Höhe des
zustehenden Krankengelds ein Krankengeldzu-
schuss nicht gezahlt worden ist.

(5) Die Jahressonderzahlung wird mit dem Tabellen-
entgelt für November ausgezahlt. Ein Teilbetrag der
Jahressonderzahlung kann zu einem früheren Zeit-
punkt ausgezahlt werden.

§ 21
Bemessungsgrundlage für die Entgeltfortzahlung

In den Fällen der Entgeltfortzahlung nach § 6 Abs. 3
Satz 1, § 22 Abs. 1, § 26, § 27 und § 29 werden das
Tabellenentgelt sowie die sonstigen in Monatsbeträgen
festgelegten Entgeltbestandteile weitergezahlt. Aus-
genommen hiervon sind das zusätzlich für Überstun-
den gezahlte Entgelt (mit Ausnahme der im Dienst-
plan vorgesehenen Überstunden), Leistungsentgelte,
Jahressonderzahlungen sowie besondere Zahlungen
nach § 23.

Anstelle von § 21 Satz 2 TVöD wird bestimmt:

Die Berücksichtigung der nicht in Monatsbeträgen
festgelegten Entgeltbestandteile bei der Entgeltfort-
zahlung ist durch den Aufschlag nach § 8 Abs. 1 ab-
gegolten.

Protokollerklärung zu Satz 1:

Tritt die Fortzahlung des Entgelts nach einer all-
gemeinen Entgeltanpassung ein, ist die/der Be-
schäftigte so zu stellen, als sei die Entgeltan-
passung bereits mit Beginn des Berechnungs-
zeitraums eingetreten.

Protokollnotiz (KAO) zu § 21:

Die Protokollerklärungen zu den Sätzen 2 und 3
des § 21 TVöD finden im Geltungsbereich die-
ser Ordnung keine Anwendung.

§ 22
Entgelt im Krankheitsfall

Anstelle von § 22 Abs. 1 TVöD wird bestimmt:

(1) Werden Beschäftigte durch Arbeitsunfähigkeit
infolge Krankheit an der Arbeitsleistung verhindert,
ohne dass sie ein Verschulden trifft, erhalten sie bis
zur Dauer von sechs Wochen das Entgelt nach § 21
Satz 1. Bei erneuter Arbeitsunfähigkeit infolge der-

(6) Beschäftigte, die bis zum 31. März 2005 Alters-
teilzeitarbeit vereinbart haben, erhalten die Jahres-
sonderzahlung auch dann, wenn das Arbeitsverhält-
nis wegen Rentenbezugs vor dem 1. Dezember endet.
In diesem Falle treten an die Stelle des Bemessungs-
zeitraums gemäß Abs. 2 die letzten drei Kalendermo-
nate vor Beendigung des Arbeitsverhältnisses.

Zu § 20 Abs. 6 TVöD wird bestimmt:

Anstelle des 31. März 2005 tritt der 31. März 2006.
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selben Krankheit sowie bei Beendigung des Arbeits-
verhältnisses gelten die gesetzlichen Bestimmungen.
Als unverschuldete Arbeitsunfähigkeit im Sinne der
Sätze 1 und 2 gilt auch die Arbeitsverhinderung in
Folge einer Maßnahme der medizinischen Vorsorge
und Rehabilitation im Sinne von § 9 EFZG.

Protokollerklärung zu Abs. 1 Satz 1:

Ein Verschulden liegt nur dann vor, wenn die Ar-
beitsunfähigkeit vorsätzlich oder grob fahrlässig
herbeigeführt wurde.

(2) Nach Ablauf des Zeitraums gemäß Abs. 1 erhalten
die Beschäftigten für die Zeit, für die ihnen Kranken-
geld oder entsprechende gesetzliche Leistungen ge-
zahlt werden, einen Krankengeldzuschuss in Höhe des
Unterschiedsbetrags zwischen den tatsächlichen Bar-
leistungen des Sozialleistungsträgers und dem Netto-
entgelt. Nettoentgelt ist das um die gesetzlichen Ab-
züge verminderte Entgelt im Sinne des § 21; bei
freiwillig Krankenversicherten ist dabei deren Gesamt-
kranken- und Pflegeversicherungsbeitrag abzüglich
Arbeitgeberzuschuss zu berücksichtigen. Für Beschäf-
tigte, die wegen Übersteigens der Jahresarbeitsentgelt-
grenze nicht der Versicherungspflicht in der gesetzli-
chen Krankenversicherung unterliegen, ist bei der
Berechnung des Krankengeldzuschusses der Kran-
kengeldhöchstsatz, der bei Pflichtversicherung in der
gesetzlichen Krankenversicherung zustünde, zugrunde
zu legen.

(3) Der Krankengeldzuschuss wird bei einer Be-
schäftigungszeit (§ 34 Abs. 3)
von mehr als einem Jahr längstens bis zum Ende der
13. Woche  und
von mehr als drei Jahren längstens bis zum Ende der
39. Woche
seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit infolge der-
selben Krankheit gezahlt. Maßgeblich für die Berech-
nung der Fristen nach Satz 1 ist die Beschäftigungs-
zeit, die im Laufe der krankheitsbedingten Arbeitsun-
fähigkeit vollendet wird.

(4) Entgelt im Krankheitsfall wird nicht über das Ende
des Arbeitsverhältnisses hinaus gezahlt; § 8 EFZG
bleibt unberührt. Krankengeldzuschuss wird zudem
nicht über den Zeitpunkt hinaus gezahlt, von dem an
Beschäftigte eine Rente oder eine vergleichbare Leis-
tung auf Grund eigener Versicherung aus der gesetz-
lichen Rentenversicherung, aus einer zusätzlichen
Alters- und Hinterbliebenenversorgung oder aus ei-
ner sonstigen Versorgungseinrichtung erhalten, die
nicht allein aus Mitteln der Beschäftigten finanziert
ist. Überzahlter Krankengeldzuschuss und sonstige
Überzahlungen gelten als Vorschuss auf die in dem-
selben Zeitraum zustehenden Leistungen nach Satz 2;
die Ansprüche der Beschäftigten gehen insoweit auf
den Arbeitgeber über. Der Arbeitgeber kann von der

Rückforderung des Teils des überzahlten Betrags, der
nicht durch die für den Zeitraum der Überzahlung
zustehenden Bezüge im Sinne des Satzes 2 ausgegli-
chen worden ist, absehen, es sei denn, die/der Beschäf-
tigte hat dem Arbeitgeber die Zustellung des Renten-
bescheids schuldhaft verspätet mitgeteilt.

§ 23
Besondere Zahlungen

(1) Nach Maßgabe des Vermögensbildungsgesetzes in
seiner jeweiligen Fassung haben Beschäftigte, deren
Arbeitsverhältnis voraussichtlich mindestens sechs
Monate dauert, einen Anspruch auf vermögenswirk-
same Leistungen. Für Vollbeschäftigte beträgt die ver-
mögenswirksame Leistung für jeden vollen Kalender-
monat 6,65 Euro. Der Anspruch entsteht frühestens
für den Kalendermonat, in dem die/der Beschäftigte
dem Arbeitgeber die erforderlichen Angaben schrift-
lich mitteilt, und für die beiden vorangegangenen
Monate desselben Kalenderjahres; die Fälligkeit tritt
nicht vor acht Wochen nach Zugang der Mitteilung
beim Arbeitgeber ein. Die vermögenswirksame Leis-
tung wird nur für Kalendermonate gewährt, für die
den Beschäftigten Tabellenentgelt, Entgeltfortzahlung
oder Krankengeldzuschuss zusteht. Für Zeiten, für die
Krankengeldzuschuss zusteht, ist die vermögenswirk-
same Leistung Teil des Krankengeldzuschusses. Die
vermögenswirksame Leistung ist kein zusatzver-
sorgungspflichtiges Entgelt.

(2) Beschäftigte erhalten ein Jubiläumsgeld bei Voll-
endung einer Beschäftigungszeit (§ 34 Abs. 3)

a) von 25 Jahren in Höhe von 350 Euro,
b) von 40 Jahren in Höhe von 500 Euro.

Teilzeitbeschäftigte erhalten das Jubiläumsgeld in
voller Höhe. Im Bereich der VKA können durch Be-
triebs-/Dienstvereinbarung günstigere Regelungen
getroffen werden.

(3) Beim Tod von Beschäftigten, deren Arbeitsverhält-
nis nicht geruht hat, wird der Ehegattin/dem Ehegat-
ten oder der Lebenspartnerin/dem Lebenspartner im
Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder den Kin-
dern ein Sterbegeld gewährt. Als Sterbegeld wird für
die restlichen Tage des Sterbemonats und - in einer
Summe - für zwei weitere Monate das Tabellenentgelt
der/des Verstorbenen gezahlt. Die Zahlung des Ster-
begeldes an einen der Berechtigten bringt den An-
spruch der Übrigen gegenüber dem Arbeitgeber zum
Erlöschen; die Zahlung auf das Gehaltskonto hat be-
freiende Wirkung. Für den Bereich der VKA können
betrieblich eigene Regelungen getroffen werden.
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Ergänzend zu § 23 TVöD wird bestimmt:

§ 23 a
Dienstreisen/Reisekosten

Die Beschäftigten erhalten bei Umzügen und Reisen
aus dienstlichem Anlass Umzugs- und Reisekosten-
vergütungen sowie bei Abordnungen und Versetzun-
gen Trennungsgeld nach den landeskirchlichen Be-
stimmungen in der am 1. Januar 2007 geltenden Fas-
sung.

§ 24
Berechnung und Auszahlung des Entgelts

(1) Bemessungszeitraum für das Tabellenentgelt und
die sonstigen Entgeltbestandteile ist der Kalendermo-
nat, soweit tarifvertraglich nicht ausdrücklich etwas
Abweichendes geregelt ist. Die Zahlung erfolgt am
letzten Tag des Monats (Zahltag) für den laufenden
Kalendermonat auf ein von der/dem Beschäftigten be-
nanntes Konto innerhalb eines Mitgliedstaats der Eu-
ropäischen Union. Entgeltbestandteile, die nicht in
Monatsbeträgen festgelegt sind, sind am Zahltag des
zweiten Kalendermonats, der auf ihre Entstehung
folgt, fällig.

Protokollerklärungen zu Abs. 1:

1. Teilen Beschäftigte ihrem Arbeitgeber die
für eine kostenfreie bzw. kostengünstigere
Überweisung in einen anderen Mitgliedstaat
der Europäischen Union erforderlichen An-
gaben nicht rechtzeitig mit, so tragen sie die
dadurch entstehenden zusätzlichen Über-
weisungskosten.

2. Soweit Arbeitgeber die Bezüge am 15. eines
jeden Monats für den laufenden Monat zah-
len, können sie jeweils im Dezember eines
Kalenderjahres den Zahltag vom 15. auf den
letzten Tag des Monats gemäß Abs. 1 Satz 1
verschieben.

Protokollnotiz (KAO) zur Protokollerklärung zu
Abs. 1 Ziffer 2:

Die Zahl „15“ wird durch die Zahl „16“ ersetzt.

Ergänzend zu § 24 TVöD wird bestimmt:

§ 24 Abs. 1 Satz 1 TVöD gilt auch für den KAO-Auf-
schlag gem. § 8 Abs. 1.

(2) Soweit tarifvertraglich nicht ausdrücklich etwas
anderes geregelt ist, erhalten Teilzeitbeschäftigte das
Tabellenentgelt (§ 15) und alle sonstigen Entgelt-
bestandteile in dem Umfang, der dem Anteil ihrer in-
dividuell vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit

an der regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer Voll-
zeitbeschäftigter entspricht.

(3) Besteht der Anspruch auf das Tabellenentgelt oder
die sonstigen Entgeltbestandteile nicht für alle Tage
eines Kalendermonats, wird nur der Teil gezahlt, der
auf den Anspruchszeitraum entfällt. Besteht nur für
einen Teil eines Kalendertags Anspruch auf Entgelt,
wird für jede geleistete dienstplanmäßige oder be-
triebsübliche Arbeitsstunde der auf eine Stunde ent-
fallende Anteil des Tabellenentgelts sowie der sonsti-
gen in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestandteile
gezahlt. Zur Ermittlung des auf eine Stunde entfallen-
den Anteils sind die in Monatsbeträgen festgelegten
Entgeltbestandteile durch das 4,348-fache der regel-
mäßigen wöchentlichen Arbeitszeit (§ 6 Abs. 1 und
entsprechende Sonderregelungen) zu teilen.

(4) Ergibt sich bei der Berechnung von Beträgen ein
Bruchteil eines Cents von mindestens 0,5, ist er auf-
zurunden; ein Bruchteil von weniger als 0,5 ist abzu-
runden. Zwischenrechnungen werden jeweils auf zwei
Dezimalstellen durchgeführt. Jeder Entgeltbestandteil
ist einzeln zu runden.

(5) Entfallen die Voraussetzungen für eine Zulage im
Laufe eines Kalendermonats, gilt Abs. 3 entsprechend.

(6) Einzelvertraglich können neben dem Tabellen-
entgelt zustehende Entgeltbestandteile (z. B. Zeitzu-
schläge, Erschwerniszuschläge) pauschaliert werden.

§ 25
Betriebliche Altersversorgung

Die Beschäftigten haben Anspruch auf Versicherung
unter eigener Beteiligung zum Zwecke einer zusätzli-
chen Alters- und Hinterbliebenenversorgung nach
Maßgabe des Tarifvertrages über die betriebliche Al-
tersversorgung der Beschäftigten des öffentlichen
Dienstes (Tarifvertrag Altersversorgung – ATV) bzw.
des Tarifvertrages über die zusätzliche Altersvorsorge
der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes – Alters-
vorsorge-TV-Kommunal – (ATV-K) in ihrer jeweils
geltenden Fassung.

Niederschriftserklärung zu Abschnitt III:

Die Tarifvertragsparteien werden zeitnah Tarif-
verhandlungen zur Regelung der Entgeltsich-
erung bei Leistungsminderung in Ergänzung
des TVöD aufnehmen.

Ergänzend zu § 25 TVöD wird bestimmt:

Die an die Zusatzversorgungskasse zu zahlende Um-
lage hat der Dienstgeber bis zu einem Betrag von
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monatlich 146 Euro pauschal zu versteuern, solange
die Pauschalversteuerung rechtlich möglich ist.

Protokollnotiz (KAO) zu § 25 TVöD:

Wenn durch höchstrichterliche Rechtsprechung
abschließend für den Bereich der Zusatzversor-
gungskasse des Kommunalen Versorgungs-
verbandes Baden-Württemberg festgestellt wird,
dass Beschäftigten oder Versorgungsrentenber-
echtigten durch den Wechsel vom Gesamtver-
sorgungssystem in ein Punktemodell zum
1. Januar 2001 höhere als die zu diesem Zeit-
punkt überführten Ansprüche zustehen, werden
den Berechtigten diese Ansprüche auch ohne
Geltendmachung rückwirkend erfüllt.

Abschnitt IV
Urlaub und Arbeitsbefreiung

§ 26
Erholungsurlaub

(1) Beschäftigte haben in jedem Kalenderjahr An-
spruch auf Erholungsurlaub unter Fortzahlung des
Entgelts (§ 21). Bei Verteilung der wöchentlichen
Arbeitszeit auf fünf Tage in der Kalenderwoche be-
trägt der Urlaubsanspruch in jedem Kalenderjahr

bis zum vollendeten 30. Lebensjahr
26 Arbeitstage,

bis zum vollendeten 40. Lebensjahr
29 Arbeitstage und

nach dem vollendeten 40. Lebensjahr
30 Arbeitstage.

Maßgebend für die Berechnung der Urlaubsdauer ist
das Lebensjahr, das im Laufe des Kalenderjahres voll-
endet wird. Bei einer anderen Verteilung der wöchent-
lichen Arbeitszeit als auf fünf Tage in der Woche er-
höht oder vermindert sich der Urlaubsanspruch ent-
sprechend. Verbleibt bei der Berechnung des Urlaubs
ein Bruchteil, der mindestens einen halben Urlaubs-
tag ergibt, wird er auf einen vollen Urlaubstag aufge-
rundet; Bruchteile von weniger als einem halben Ur-
laubstag bleiben unberücksichtigt. Der Erholungsur-
laub muss im laufenden Kalenderjahr gewährt und
kann auch in Teilen genommen werden.

Protokollerklärung zu Abs. 1 Satz 6:

Der Urlaub soll grundsätzlich zusammenhän-
gend gewährt werden; dabei soll ein Urlaubsteil
von zwei Wochen Dauer angestrebt werden.

(2) Im Übrigen gilt das Bundesurlaubsgesetz mit fol-
genden Maßgaben:

a) Im Falle der Übertragung muss der Erholungsur-
laub in den ersten drei Monaten des folgenden
Kalenderjahres angetreten werden. Kann der
Erholungsurlaub wegen Arbeitsunfähigkeit oder
aus betrieblichen/dienstlichen Gründen nicht bis
zum 31. März angetreten werden, ist er bis zum
31. Mai anzutreten.

b) Beginnt oder endet das Arbeitsverhältnis im
Laufe eines Jahres, erhält die/der Beschäftigte
als Erholungsurlaub für jeden vollen Monat des
Arbeitsverhältnisses ein Zwölftel des Urlaubsan-
spruchs nach Abs. 1; § 5 BUrlG bleibt unberührt.

c) Ruht das Arbeitsverhältnis, so vermindert sich
die Dauer des Erholungsurlaubs einschließlich
eines etwaigen Zusatzurlaubs für jeden vollen
Kalendermonat um ein Zwölftel.

d) Das nach Abs. 1 Satz 1 fort zu zahlende Entgelt
wird zu dem in § 24 genannten Zeitpunkt gezahlt.

§ 27
Zusatzurlaub

(1) Beschäftigte, die ständig Wechselschichtarbeit
nach § 7 Abs. 1 oder ständig Schichtarbeit nach § 7
Abs. 2 leisten und denen die Zulage nach § 8 Abs. 5
Satz 1 oder Abs. 6 Satz 1 zusteht, erhalten

a) bei Wechselschichtarbeit für je zwei zusammen-
hängende Monate und

b) bei Schichtarbeit für je vier zusammenhängende
Monate

einen Arbeitstag Zusatzurlaub.

(2) Im Falle nicht ständiger Wechselschicht- oder
Schichtarbeit (z. B. ständige Vertreter) erhalten Be-
schäftigte des Bundes, denen die Zulage nach § 8
Abs. 5 Satz 2 oder Abs. 6 Satz 2 zusteht, einen Ar-
beitstag Zusatzurlaub für

a) je drei Monate im Jahr, in denen sie überwiegend
Wechselschichtarbeit geleistet haben, und

b) je fünf Monate im Jahr, in denen sie überwiegend
Schichtarbeit geleistet haben.

(3) Im Falle nicht ständiger Wechselschichtarbeit und
nicht ständiger Schichtarbeit im Bereich der VKA soll
bei annähernd gleicher Belastung die Gewährung zu-
sätzlicher Urlaubstage durch Betriebs-/Dienstver-
einbarung geregelt werden.

(4) Zusatzurlaub nach diesem Tarifvertrag und sons-
tigen Bestimmungen mit Ausnahme von § 125 SGB IX
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wird nur bis zu insgesamt sechs Arbeitstagen im Ka-
lenderjahr gewährt. Erholungsurlaub und Zusatzurlaub
(Gesamturlaub) dürfen im Kalenderjahr zusammen 35
Arbeitstage nicht überschreiten. Satz 2 ist für Zusatz-
urlaub nach den Absätzen 1 und 2 hierzu nicht anzu-
wenden. Bei Beschäftigten, die das 50. Lebensjahr
vollendet haben, gilt abweichend von Satz 2 eine
Höchstgrenze von 36 Arbeitstagen; § 26 Abs. 1 Satz 3
gilt entsprechend.

(5) Im Übrigen gilt § 26 mit Ausnahme von Abs. 2
Buchst. b) entsprechend.

Protokollerklärung zu den Absätzen 1 und 2:

Der Anspruch auf Zusatzurlaub bemisst sich
nach der abgeleisteten Schicht- oder Wechsel-
schichtarbeit und entsteht im laufenden Jahr, so-
bald die Voraussetzungen nach Satz 1 und 2 er-
füllt sind. Für die Feststellung, ob ständige
Wechselschichtarbeit oder ständige Schichtarbeit
vorliegt, ist eine Unterbrechung durch Arbeits-
befreiung, Freizeitausgleich, bezahlten Urlaub
oder Arbeitsunfähigkeit in den Grenzen des § 22
unschädlich.

Ergänzend zu § 27 TVöD wird bestimmt:

(6) § 8 der Urlaubsverordnung für Beamte und Beam-
tinnen des Landes Baden-Württemberg findet in der
jeweils geltenden Fassung entsprechende Anwendung.

§ 28
Sonderurlaub

Beschäftigte können bei Vorliegen eines wichtigen
Grundes unter Verzicht auf die Fortzahlung des Ent-
gelts Sonderurlaub erhalten.

Ergänzend zu § 28 TVöD wird bestimmt:

Ein wichtiger Grund ist auch eine Beurlaubung zum
Zwecke der beruflichen Weiterbildung.

Bei Beschäftigten im Schuldienst oder in Kinderta-
gesstätten soll der Bewilligungszeitraum jeweils bis
zum Ende des laufenden Schulhalbjahres bzw. des
Kindergartenjahres ausgedehnt werden.
Während des Zeitraums, für den Urlaub gewährt wor-
den ist, ist eine Rückkehr aus dem Urlaub nur mit
Zustimmung der zuständigen Dienststelle zulässig,
insbesondere dann, wenn dem/der Beschäftigten die
Fortsetzung des Urlaubs nicht zugemutet werden kann.
Hat der Dienstgeber eine Ersatzkraft eingestellt, ist
eine Rückkehr aus dem Urlaub erst zu dem Zeitpunkt
möglich, zu dem der Dienstgeber das Arbeitsverhält-
nis mit der Ersatzkraft frühestens beenden kann.

§ 29
Arbeitsbefreiung

(1) Als Fälle nach § 616 BGB, in denen Beschäftigte
unter Fortzahlung des Entgelts nach § 21 im nachste-
hend genannten Ausmaß von der Arbeit freigestellt
werden, gelten nur die folgenden Anlässe:

a) Niederkunft der Ehefrau/der Lebenspartnerin
im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes

ein Arbeitstag,

b) Tod der Ehegattin/des Ehegatten, der Lebens-
partnerin/des Lebenspartners im Sinne des
Lebenspartnerschaftsgesetzes, eines Kindes
oder Elternteils

zwei Arbeitstage,

c) Umzug aus dienstlichem oder betrieblichem
Grund an einen anderen Ort

ein Arbeitstag,

d) 25- und 40-jähriges Arbeitsjubiläum
ein Arbeitstag,

e) schwere Erkrankung

aa) einer/eines Angehörigen, soweit sie/er in
demselben Haushalt lebt

ein Arbeitstag im Kalenderjahr,

bb) eines Kindes, das das 12. Lebensjahr noch
nicht vollendet hat, wenn im laufenden
Kalenderjahr kein Anspruch nach § 45
SGB V besteht oder bestanden hat,

bis zu vier Arbeitstage im Kalenderjahr,

cc) einer Betreuungsperson, wenn Beschäftigte
deshalb die Betreuung ihres Kindes, das das
8. Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder
wegen körperlicher, geistiger oder seelischer
Behinderung dauernd pflegebedürftig ist,
übernehmen muss,

bis zu vier Arbeitstage im Kalenderjahr,

Eine Freistellung erfolgt nur, soweit eine andere Per-
son zur Pflege oder Betreuung nicht sofort zur Verfü-
gung steht und die Ärztin/der Arzt in den Fällen der
Doppelbuchstaben aa, bb und dd die Notwendigkeit
der Anwesenheit der/des Beschäftigten zur vorläufi-
gen Pflege bescheinigt. Die Freistellung darf insgesamt
fünf Arbeitstage im Kalenderjahr nicht überschreiten.

Ergänzend zu § 29 Abs. 1 Buchstabe e, aa)
bis cc) TVöD wird bestimmt:

Arbeitsbefreiung nach Maßgabe von lit. e) wird auch
gewährt bei schwerer Erkrankung:
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dd) eines Kindes nach Vollendung des 12. Lebens-
jahres, das wegen körperlicher, geistiger oder
seelischer Behinderung dauernd pflegebedürftig
ist und in demselben Haushalt lebt, wenn zum
Zeitpunkt der Antragstellung kein Anspruch
auf Gewährung von AZV-Tagen gemäß § 6
Abs. 1 a besteht

bis zu vier Arbeitstage im Kalenderjahr,

f) Ärztliche Behandlung von Beschäftigten, wenn
diese während der Arbeitszeit erfolgen muss,

erforderliche nachgewiesene Abwesenheits-
zeit einschließlich erforderlicher Wegezeiten.

Niederschriftserklärung zu § 29 Abs. 1 Buchst. f:

Die ärztliche Behandlung erfasst auch die ärztli-
che Untersuchung und die ärztlich verordnete
Behandlung.

Ergänzend zu § 29 Abs. 1 TVöD wird bestimmt:

(1 a) Der/die Beschäftigte wird ferner für je einen
Arbeitstag unter Fortzahlung des Entgelts nach § 21
und der in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen von
der Arbeit freigestellt:

– bei der Taufe eines Kindes des/der Beschäftigten,
– bei der kirchlichen Eheschließung des/der

Beschäftigten,
– bei der Konfirmation bzw. Erstkommunion eines

Kindes des/der Beschäftigten

oder am Tag vor oder nach dem Ereignis.

(2) Bei Erfüllung allgemeiner staatsbürgerlicher
Pflichten nach deutschem Recht, soweit die Arbeits-
befreiung gesetzlich vorgeschrieben ist und soweit die
Pflichten nicht außerhalb der Arbeitszeit, gegeben-
enfalls nach ihrer Verlegung, wahrgenommen werden
können, besteht der Anspruch auf Fortzahlung des
Entgelts nach § 21 nur insoweit, als Beschäftigte nicht
Ansprüche auf Ersatz des Entgelts geltend machen
können. Das fortgezahlte Entgelt gilt in Höhe des Er-
satzanspruchs als Vorschuss auf die Leistungen der
Kostenträger. Die Beschäftigten haben den Ersatzan-
spruch geltend zu machen und die erhaltenen Beträge
an den Arbeitgeber abzuführen.

Ergänzend zu § 29 Abs. 2 TVöD wird bestimmt:

(2 a) § 29 Abs. 2 findet auch Anwendung zur Ausü-
bung kirchlicher Ehrenämter bzw. zur Ausübung des
kirchlichen Wahl- und Stimmrechts und zur Beteili-
gung an kirchlichen Wahlausschüssen.

(3) Der Arbeitgeber kann in sonstigen dringenden Fäl-
len Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts
nach § 21 bis zu drei Arbeitstagen gewähren. In be-

gründeten Fällen kann bei Verzicht auf das Entgelt kurz-
fristige Arbeitsbefreiung gewährt werden, wenn die
dienstlichen oder betrieblichen Verhältnisse es gestatten.

Protokollerklärung zu Abs. 3 Satz 2:

Zu den „begründeten Fällen“ können auch sol-
che Anlässe gehören, für die nach Abs. 1 kein
Anspruch auf Arbeitsbefreiung besteht (z. B.
Umzug aus persönlichen Gründen).

(4) Zur Teilnahme an Tagungen kann den gewählten
Vertreterinnen/Vertretern der Bezirksvorstände, der
Landesbezirksvorstände, der Landesfachbereichsvor-
stände, der Bundesfachbereichsvorstände, der Bundes-
fachgruppenvorstände sowie des Gewerkschaftsrates
bzw. entsprechender Gremien anderer vertrags-
schließender Gewerkschaften auf Anfordern der Ge-
werkschaften Arbeitsbefreiung bis zu acht Werktagen
im Jahr unter Fortzahlung des Entgelts nach § 21 er-
teilt werden, sofern nicht dringende dienstliche oder
betriebliche Interessen entgegenstehen. Zur Teilnah-
me an Tarifverhandlungen mit dem Bund und der VKA
oder ihrer Mitgliedverbände kann auf Anfordern ei-
ner der vertragsschließenden Gewerkschaften Arbeits-
befreiung unter Fortzahlung des Entgelts nach § 21
ohne zeitliche Begrenzung erteilt werden.

Ergänzend zu § 29 Abs. 4 TVöD wird bestimmt:

(4 a) Abs. 4 Satz 1 gilt entsprechend auch für die Mit-
glieder leitender Gremien von kirchlichen Berufsver-
bänden oder -vereinigungen zur Teilnahme an Sitzun-
gen oder Tagungen dieser Verbände.
Dienstbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts wird
auch gewährt für die Teilnahme an Sitzungen von Pro-
jekt- oder Arbeitsgruppen, die vom Oberkirchenrat
oder in seinem Auftrag gebildet werden.

(5) Zur Teilnahme an Sitzungen von Prüfungs- und
von Berufsbildungsausschüssen nach dem Berufs-
bildungsgesetz sowie für eine Tätigkeit in Organen
von Sozialversicherungsträgern kann den Mitgliedern
Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts nach
§ 21 gewährt werden, sofern nicht dringende dienstli-
che oder betriebliche Interessen entgegenstehen.

Ergänzend zu § 29 TVöD wird bestimmt:

(6) a) Nach einer Beschäftigungszeit von sechs
Monaten erhalten die Beschäftigten auf Antrag
Dienstbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts
von bis zu fünf Arbeitstagen (bei dienstplan-
mäßiger Verteilung der Wochenarbeitszeit auf
6 Tage 6 Arbeitstage) im Kalenderjahr zur
Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen, die
auf den Berufsbereich bezogen sind. Der An-
spruch von zwei Kalenderjahren kann zusam-
mengezogen werden.
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b) Findet die Fortbildungsveranstaltung an Samsta-
gen, Sonntagen oder Wochenfeiertagen statt,
erhalten die Beschäftigten in der vorhergehenden
oder nachfolgenden Woche Zeitausgleich höchs-
tens jedoch in Höhe der regelmäßigen durch-
schnittlichen täglichen Arbeitszeit.

c) Für Beschäftigte, deren Dienstverhältnis voraus-
sichtlich nicht länger als ein Jahr dauert, gilt
die oben genannte Regelung nicht. Ihnen ist in
gleichem zeitlichem Umfang Fortbildung inner-
halb der Einrichtung zu gewähren.

d) Veranstaltungen, zu denen die Beschäftigten abge-
ordnet werden, fallen nicht unter diese Regelung.

e) Für die Supervision der kirchlichen Beschäftig-
ten gelten die Bestimmungen der Anlage 4
(Fortbildung).

(7) Religionspädagoginnen und Religionspädagogen,
Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone mit reli-
gionspädagogischem Hauptauftrag sowie sonstige
kirchliche Lehrkräfte an staatlichen oder kirchlichen
Schulen einschließlich Hochschulen sind verpflich-
tet, ihren Urlaub während der unterrichtsfreien Zeit
zu nehmen; außerhalb des Urlaubs können sie wäh-
rend der unterrichtsfreien Zeit zur Teilnahme an Fort-
bildungslehrgängen, Arbeitsgemeinschaften oder Frei-
zeiten oder sonstiger, berufsbezogener Arbeit her-
angezogen werden.
Für die restlichen, über den zustehenden Erholungs-
urlaub (§ 26) hinausgehenden Tage der Schulferien
wird Arbeitsbefreiung zur persönlichen Fortbildung
und zur Vorbereitung des neuen Schuljahres gewährt.
Wird der/die Beschäftigte während der Schulferien durch
Unfall oder Krankheit arbeitsunfähig, so hat er oder sie
dies unverzüglich anzuzeigen. Die Fristen für das Ent-
gelt im Krankheitsfall nach § 22 beginnen mit dem Tage
der Arbeitsunfähigkeit. Der/die Beschäftigte hat sich
nach Ende der Schulferien oder, wenn die Krankheit
länger dauert, nach Wiederherstellung der Arbeitsfä-
higkeit zur Arbeitsleistung zur Verfügung zu stellen.

(8) Abs. 7 gilt sinngemäß für Beschäftigte in Kinder-
tagesstätten für die Tage, an denen ihre Kindertages-
stätte geschlossen ist (Kindergartenferien).

Abschnitt V
Befristung und Beendigung

des Arbeitsverhältnisses

§ 30
Befristete Arbeitsverträge

(1) Befristete Arbeitsverträge sind nach Maßgabe des
Teilzeit- und Befristungsgesetzes sowie anderer ge-

setzlicher Vorschriften über die Befristung von Arbeits-
verträgen zulässig. Für Beschäftigte, auf die die Re-
gelungen des Tarifgebiets West Anwendung finden und
deren Tätigkeit vor dem 1. Januar 2005 der Rentenver-
sicherung der Angestellten unterlegen hätte, gelten die
in den Absätzen 2 bis 4 geregelten Besonderheiten; dies
gilt nicht für Arbeitsverhältnisse, für die die §§ 57 a
ff. HRG unmittelbar oder entsprechend gelten.

(2) Kalendermäßig befristete Arbeitsverträge mit sach-
lichem Grund sind nur zulässig, wenn die Dauer des
einzelnen Vertrages fünf Jahre nicht übersteigt; wei-
tergehende Regelungen im Sinne von § 23 TzBfG blei-
ben unberührt. Beschäftigte mit einem Arbeitsvertrag
nach Satz 1 sind bei der Besetzung von Dauerarbeits-
plätzen bevorzugt zu berücksichtigen, wenn die sach-
lichen und persönlichen Voraussetzungen erfüllt sind.

Ergänzend zu § 30 Abs. 2 TVöD wird bestimmt:

(2 a) Abs. 2 findet keine Anwendung für Kirchen-
pfleger/Kirchenpflegerinnen nach § 37 Abs. 1 KGO
und Kirchenbezirksrechner/Kirchenbezirksrechner-
innen nach § 22 Abs. 1 KBO.

(3) Ein befristeter Arbeitsvertrag ohne sachlichen
Grund soll in der Regel zwölf Monate nicht unter-
schreiten; die Vertragsdauer muss mindestens sechs
Monate betragen. Vor Ablauf des Arbeitsvertrages hat
der Arbeitgeber zu prüfen, ob eine unbefristete oder
befristete Weiterbeschäftigung möglich ist.

(4) Bei befristeten Arbeitsverträgen ohne sachlichen
Grund gelten die ersten sechs Wochen und bei befris-
teten Arbeitsverträgen mit sachlichem Grund die ers-
ten sechs Monate als Probezeit. Innerhalb der Probe-
zeit kann der Arbeitsvertrag mit einer Frist von zwei
Wochen zum Monatsschluss gekündigt werden.

(5) Eine ordentliche Kündigung nach Ablauf der Pro-
bezeit ist nur zulässig, wenn die Vertragsdauer min-
destens zwölf Monate beträgt. Nach Ablauf der Pro-
bezeit beträgt die Kündigungsfrist in einem oder
mehreren aneinandergereihten Arbeitsverhältnissen
bei demselben Arbeitgeber

von insgesamt mehr als sechs Monaten
vier Wochen,

von insgesamt mehr als einem Jahr
sechs Wochen

zum Schluss eines Kalendermonats,

von insgesamt mehr als zwei Jahren
drei Monate,

von insgesamt mehr als drei Jahren
vier Monate

zum Schluss eines Kalendervierteljahres.
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Eine Unterbrechung bis zu drei Monaten ist unschäd-
lich, es sei denn, dass das Ausscheiden von der/dem
Beschäftigten verschuldet oder veranlasst war. Die
Unterbrechungszeit bleibt unberücksichtigt.

Protokollerklärung zu Abs. 5:

Bei mehreren aneinandergereihten Arbeitsverhält-
nissen führen weitere vereinbarte Probezeiten
nicht zu einer Verkürzung der Kündigungsfrist.

(6) Die §§ 31 und 32 bleiben von den Regelungen der
Absätze 3 bis 5 unberührt.

§ 31
Führung auf Probe

(1) Führungspositionen können als befristetes Arbeits-
verhältnis bis zur Gesamtdauer von zwei Jahren ver-
einbart werden. Innerhalb dieser Gesamtdauer ist eine
höchstens zweimalige Verlängerung des Arbeitsver-
trages zulässig. Die beiderseitigen Kündigungsrechte
bleiben unberührt.

(2) Führungspositionen sind die ab Entgeltgruppe 10
zugewiesenen Tätigkeiten mit Weisungsbefugnis.

(3) Besteht bereits ein Arbeitsverhältnis mit demsel-
ben Arbeitgeber, kann der/dem Beschäftigten vorü-
bergehend eine Führungsposition bis zu der in Abs. 1
genannten Gesamtdauer übertragen werden. Der/Dem
Beschäftigten wird für die Dauer der Übertragung eine
Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen den
Entgelten nach der bisherigen Entgeltgruppe und dem
sich bei Höhergruppierung nach § 17 Abs. 4 Satz 1
und 2 ergebenden Entgelt gewährt. Nach Fristablauf
endet die Erprobung. Bei Bewährung wird die Füh-
rungsfunktion auf Dauer übertragen; ansonsten erhält
die/der Beschäftigte eine der bisherigen Eingrup-
pierung entsprechende Tätigkeit.

§ 32
Führung auf Zeit

(1) Führungspositionen können als befristetes Arbeits-
verhältnis bis zur Dauer von vier Jahren vereinbart
werden. Folgende Verlängerungen des Arbeitsvertra-
ges sind zulässig:

a) in den Entgeltgruppen 10 bis 12 eine höchstens
zweimalige Verlängerung bis zu einer Gesamt-
dauer von acht Jahren,

b) ab Entgeltgruppe 13 eine höchstens dreimalige
Verlängerung bis zu einer Gesamtdauer von
zwölf Jahren.

Zeiten in einer Führungsposition nach Buchstabe a
bei demselben Arbeitgeber können auf die Gesamt-

§ 33
Beendigung des Arbeitsverhältnisses

ohne Kündigung

(1) Das Arbeitsverhältnis endet, ohne dass es einer
Kündigung bedarf,

a) mit Ablauf des Monats, in dem die/der Beschäf-
tigte das 65. Lebensjahr vollendet hat,

b) jederzeit im gegenseitigen Einvernehmen (Auf-
lösungsvertrag).

Ergänzend zu § 33 Abs. 1 Buchstabe b) TVöD
wird bestimmt:

(1 a) Bei Auflösungsverträgen ist der/dem Beschäf-
tigten vor Unterzeichnung eine Bedenkzeit von drei
Arbeitstagen einzuräumen. Die Frist beginnt mit der
Aushändigung des ersten Vertragsangebots.

(2) Das Arbeitsverhältnis endet ferner mit Ablauf des
Monats, in dem der Bescheid eines Rentenversich-
erungsträgers (Rentenbescheid) zugestellt wird, wo-
nach die/der Beschäftigte voll oder teilweise erwerbs-
gemindert ist. Die/Der Beschäftigte hat den Arbeit-
geber von der Zustellung des Rentenbescheids unver-
züglich zu unterrichten. Beginnt die Rente erst nach
der Zustellung des Rentenbescheids, endet das Arbeits-
verhältnis mit Ablauf des dem Rentenbeginn voran-
gehenden Tages. Liegt im Zeitpunkt der Beendigung
des Arbeitsverhältnisses eine nach § 92 SGB IX er-
forderliche Zustimmung des Integrationsamtes noch
nicht vor, endet das Arbeitsverhältnis mit Ablauf des

dauer nach Buchstabe b zur Hälfte angerechnet wer-
den. Die allgemeinen Vorschriften über die Probezeit
(§ 2 Abs. 4) und die beiderseitigen Kündigungsrechte
bleiben unberührt.

(2) Führungspositionen sind die ab Entgeltgruppe 10
zugewiesenen Tätigkeiten mit Weisungsbefugnis.

(3) Besteht bereits ein Arbeitsverhältnis mit demsel-
ben Arbeitgeber, kann der/dem Beschäftigten vorüber-
gehend eine Führungsposition bis zu den in Abs. 1 ge-
nannten Fristen übertragen werden. Der/Dem
Beschäftigten wird für die Dauer der Übertragung eine
Zulage gewährt in Höhe des Unterschiedsbetrags zwi-
schen den Entgelten nach der bisherigen Entgeltgruppe
und dem sich bei Höhergruppierung nach § 17 Abs. 4
Satz 1 und 2 ergebenden Entgelt, zuzüglich eines Zu-
schlags von 75 v. H. des Unterschiedsbetrags zwischen
den Entgelten der Entgeltgruppe, die der übertragenen
Funktion entspricht, zur nächsthöheren Entgeltgruppe
nach § 17 Abs. 4 Satz 1 und 2. Nach Fristablauf erhält
die/der Beschäftigte eine der bisherigen Eingruppie-
rung entsprechende Tätigkeit; der Zuschlag entfällt.
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Tages der Zustellung des Zustimmungsbescheids des
Integrationsamtes. Das Arbeitsverhältnis endet nicht,
wenn nach dem Bescheid des Rentenversicherungs-
trägers eine Rente auf Zeit gewährt wird. In diesem
Fall ruht das Arbeitsverhältnis für den Zeitraum, für
den eine Rente auf Zeit gewährt wird.

(3) Im Falle teilweiser Erwerbsminderung endet bzw.
ruht das Arbeitsverhältnis nicht, wenn der Beschäf-
tigte nach seinem vom Rentenversicherungsträger fest-
gestellten Leistungsvermögen auf seinem bisherigen
oder einem anderen geeigneten und freien Arbeitsplatz
weiterbeschäftigt werden könnte, soweit dringende
dienstliche bzw. betriebliche Gründe nicht entgegen-
stehen, und der Beschäftigte innerhalb von zwei Wo-
chen nach Zugang des Rentenbescheids seine Weiter-
beschäftigung schriftlich beantragt.

(4) Verzögert die/der Beschäftigte schuldhaft den
Rentenantrag oder bezieht sie/er Altersrente nach
§ 236 oder § 236a SGB VI oder ist sie/er nicht in der
gesetzlichen Rentenversicherung versichert, so tritt an
die Stelle des Rentenbescheids das Gutachten einer
Amtsärztin/eines Amtsarztes oder einer/eines nach § 3
Abs. 4 Satz 2 bestimmten Ärztin/Arztes. Das Arbeits-
verhältnis endet in diesem Fall mit Ablauf des Mo-
nats, in dem der/dem Beschäftigten das Gutachten
bekannt gegeben worden ist.

(5) Soll die/der Beschäftigte, deren/dessen Arbeits-
verhältnis nach Abs. 1 Buchst. a geendet hat, weiter-
beschäftigt werden, ist ein neuer schriftlicher Arbeits-
vertrag abzuschließen. Das Arbeitsverhältnis kann
jederzeit mit einer Frist von vier Wochen zum Monats-
ende gekündigt werden, wenn im Arbeitsvertrag nichts
anderes vereinbart ist.

Ergänzend zu § 33 TVöD wird bestimmt:

(6) Die Weiterbeschäftigung endet spätestens, ohne
dass es einer Kündigung bedarf, mit dem Ablauf des
Monats, in dem der/die Beschäftigte das 73. Lebens-
jahr vollendet hat. Dies gilt entsprechend für Beschäf-
tigte, die nach Vollendung des 65. Lebensjahres ein-
gestellt werden.

§ 34
Kündigung des Arbeitsverhältnisses

(1) Bis zum Ende des sechsten Monats seit Beginn
des Arbeitsverhältnisses beträgt die Kündigungsfrist
zwei Wochen zum Monatsschluss. Im Übrigen beträgt
die Kündigungsfrist bei einer Beschäftigungszeit
(Abs. 3 Satz 1 und 2).

bis zu einem Jahr
ein Monat zum Monatsschluss,

von mehr als einem Jahr
6 Wochen,

von mindestens 5 Jahren
3 Monate,

von mindestens 8 Jahren
4 Monate,

von mindestens 10 Jahren
5 Monate,

von mindestens 12 Jahren
6 Monate

zum Schluss eines Kalendervierteljahres.

Ergänzend zu § 34 Abs. 1 TVöD wird bestimmt:

(1 a) Anstelle des Endes des in Abs. 1 genannten
Kalendervierteljahres tritt bei Religionspädagogen/
Religionspädagoginnen sowie sonstigen privatrecht-
lich angestellten Lehrkräften an Schulen das Ende des
Schulhalbjahres.

Anstelle von § 34 Abs. 2 TVöD wird bestimmt:

(2) Nach einer Beschäftigungszeit (Abs. 3) von 20 Jah-
ren, frühestens jedoch nach Vollendung des 45. Lebens-
jahres, ist eine ordentliche Kündigung ausgeschlossen.
Nach einer Beschäftigungszeit von 15 Jahren bei dem-
selben Dienstgeber, frühestens jedoch nach Vollendung
des 40. Lebensjahres, ist der/die Beschäftige unkündbar.
Soweit Beschäftigte nach den bis zum 30. September
2006 geltenden Regelungen der KAO unkündbar wa-
ren, verbleibt es dabei.

(3) Beschäftigungszeit ist die bei demselben Arbeitge-
ber im Arbeitsverhältnis zurückgelegte Zeit, auch wenn
sie unterbrochen ist. Unberücksichtigt bleibt die Zeit
eines Sonderurlaubs gemäß § 28, es sei denn, der Ar-
beitgeber hat vor Antritt des Sonderurlaubs schriftlich
ein dienstliches oder betriebliches Interesse anerkannt.

Anstelle von § 34 Abs. 3 Sätze 3 und 4 TVöD
wird bestimmt:

Wechseln Beschäftigte zwischen Dienstgebern, die
vom Geltungsbereich der KAO erfasst werden, wer-
den die Zeiten bei dem anderen Dienstgeber als
Beschäftigungszeit anerkannt.
Satz 3 gilt entsprechend bei einem Wechsel von ei-
nem diakonischen Anstellungsträger im Bereich der
Evangelischen Landeskirche in Württemberg, der eine
nach den Beschlüssen der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion zulässige Arbeitsvertragsgrundlage anwendet.

Ergänzend zu § 34 Abs. 3 TVÖD wird bestimmt:

Wechseln Beschäftigte zwischen Arbeitgebern, die
vom Geltungsbereich des TVöD erfasst werden, wer-
den die Zeiten in den Fällen der §§ 22 Abs. 3 TVöD
(Krankengeldzuschuss) und 23 Abs. 2 TVöD (Jubi-
läumsgeld) bei dem anderen Arbeitgeber als Be-
schäftigungszeit anerkannt.
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Satz 5 gilt entsprechend bei einem Wechsel von ei-
nem anderen öffentlich-rechtlichen Arbeitgeber.

Ergänzend zu § 34 wird bestimmt:

(4) Ein wichtiger Grund zur Kündigung im Sinne von
§ 626 BGB ist der Austritt aus der evangelischen Kir-
che oder ein Verhalten der/des Beschäftigten, das eine
grobe Missachtung der evangelischen Kirche, ihrer
Lehre, ihres Gottesdienstes oder ihrer kirchlichen
Ordnungen erkennbar macht.

§ 34 a
Unkündbare Beschäftigte

Einem/einer unkündbaren Beschäftigten kann mit dem
Ziel, das Arbeitsverhältnis aufzuheben, gekündigt
werden, wenn die Dienststelle oder Einrichtung, in der
er/sie bisher tätig war, wesentlich eingeschränkt oder
aufgelöst wird. Voraussetzung ist, dass dem/der Be-
schäftigten eine zumutbare, im Wesentlichen gleich-
wertige Beschäftigungsmöglichkeit angeboten wurde
und das Entgelt nicht mehr als eine Entgeltgruppe
unter den Sätzen der bisherigen Entgeltgruppe liegt.

Die Kündigungsfrist beträgt in diesem Fall 6 Monate
zum Schluss eines Kalendervierteljahres; bei Lehr-
kräften an Schulen tritt an die Stelle des Quartalsendes
das Ende eines Schulhalbjahres.

§ 35
Zeugnis

(1) Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses haben die
Beschäftigten Anspruch auf ein schriftliches Zeugnis
über Art und Dauer ihrer Tätigkeit, das sich auch auf
Führung und Leistung erstrecken muss (Endzeugnis).

(2) Aus triftigen Gründen können Beschäftigte auch
während des Arbeitsverhältnisses ein Zeugnis verlan-
gen (Zwischenzeugnis).

(3) Bei bevorstehender Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses können die Beschäftigten ein Zeugnis über
Art und Dauer ihrer Tätigkeit verlangen (vorläufiges
Zeugnis).

(4) Die Zeugnisse gemäß den Absätzen 1 bis 3 sind
unverzüglich auszustellen.

§ 36
Anwendung weiterer Tarifverträge (VKA)

Neben diesem Tarifvertrag sind die nachfolgend auf-
geführten Tarifverträge in ihrer jeweils geltenden Fas-
sung anzuwenden:

a) Tarifvertrag über die Bewertung der Personal-
unterkünfte vom 16. März 1974,

b) Tarifverträge über den Rationalisierungsschutz
vom 9. Januar 1987,

c) Tarifvertrag zur sozialen Absicherung (TVsA)
vom 13. September 2005,

d) Tarifvertrag zur Regelung der Altersteilzeitarbeit
(TV ATZ) vom 5. Mai 1998,

e) Tarifvertrag zur Regelung des Übergangs in den
Ruhestand für Angestellte im Flugverkehrs-
kontrolldienst durch Altersteilzeitarbeit vom
26. März 1999,

f) Tarifvertrag zur Entgeltumwandlung für Arbeit-
nehmer/Arbeitnehmerinnen im kommunalen
öffentlichen Dienst (TV-EUmw/VKA) vom
18. Februar 2003,

g) Rahmentarifvertrag zur Regelung der Arbeitszeit
der Beschäftigten des Feuerwehr- und Sanitäts-
personals an Flughäfen vom 8. September 2004.

§ 36 TVöD findet mit folgender Maßgabe
Anwendung:

Buchstaben a bis c und e bis g finden im Geltungs-
bereich dieser Ordnung keine Anwendung.

Protokollerklärung:

Die Tarifvertragsparteien werden bis zum
30. Juni 2006 regeln, welche weiteren den
BAT/BAT-O/BAT Ostdeutsche Sparkassen,
BMT-G/BMT-G-O ergänzenden Tarifverträge
und Tarifvertragsregelungen für Beschäftigte
im Geltungsbereich dieses Tarifvertrages - ggf.
nach ihrer Anpassung an diesen Tarifvertrag -
weiter anzuwenden sind.

§ 37
Ausschlussfrist

Anstelle von § 37 Abs. 1 TVöD wird bestimmt:

(1) Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis verfallen,
wenn sie nicht innerhalb einer Ausschlussfrist von
zwölf Monaten nach Fälligkeit von dem/der Beschäf-
tigten oder vom Dienstgeber schriftlich geltend ge-
macht werden. Für denselben Sachverhalt reicht die
einmalige Geltendmachung des Anspruchs auch für
später fällige Leistungen aus.

(2) Abs. 1 gilt nicht für Ansprüche aus einem Sozial-
plan.
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§ 38
Begriffsbestimmungen

Anstelle von § 38 TVöD wird bestimmt:

Leistungsgeminderte Beschäftigte sind Beschäftigte,
die ausweislich einer Bescheinigung des beauftragten
Arztes (§ 3 Abs. 4) nicht mehr in der Lage sind, auf
Dauer die vertraglich geschuldete Arbeitsleistung in
vollem Umfang zu erbringen, ohne deswegen zugleich
teilweise oder in vollem Umfang erwerbsgemindert
im Sinne des SGB VI zu sein.

Abschnitt VI
Besondere Bestimmungen

Anstelle von § 39 TVöD wird bestimmt:

§ 39
Arbeitszeit, Eingruppierung und Bewertung

der Stellen der Beschäftigten im
Mesner- und/oder Hausmeisterdienst,

Vergütung besonderer Dienste

(1) Die arbeitsvertraglich vereinbarte Arbeitszeit ist
nach dem Erhebungsbogen zur Ermittlung der Arbeits-
zeit und zur Bewertung der Stellen in der von der Ar-
beitsrechtlichen Kommission beschlossenen Fassung
(Abs. 3 Buchst. a) zu ermitteln und im Arbeitsvertrag
zu vereinbaren. Abweichungen von den dort vorgege-
benen Richtsätzen sind nur im Einzelfall möglich. Sie
sind in dem vorgesehenen Erhebungsbogen zur Er-
mittlung der Arbeitszeit zu begründen.

(2) Alle Beschäftigten, denen Mesner- und/oder Haus-
meistertätigkeiten übertragen sind, sind in Vergütungs-
gruppenplan 16, der in der Anlage 1 zu dieser Ord-
nung niedergelegt ist, einzugruppieren.

(3) Für die Einstufung der Stelle ist die jeweilige Be-
wertung nach den folgenden Grundsätzen maßge-
bend:

a) Die Bewertung der Mesner- oder Hausmeister-
stellen erfolgt nach einem Bewertungssystem, in
dem die dem Mesner/der Mesnerin oder dem
Hausmeister/der Hausmeisterin übertragenen
Dienstaufgaben entsprechend berücksichtigt sind.
Zur Ermittlung ist der Erhebungsbogen zur Er-
mittlung der Arbeitszeit und zur Bewertung der
Stelle zu verwenden.

b) Ändern sich nicht nur vorübergehend die der
Bewertung zu Grunde gelegten Aufgaben um
mindestens 10 % oder werden neue Aufgaben
nicht nur vorübergehend übertragen, die bisher
nicht bei der Bewertung berücksichtigt wurden,

so ist eine Neubewertung nach Buchstabe a)
durchzuführen.

c) Die Einstufung der Mesner- und Hausmeister-
stellen erfolgt in den Gruppen 1, 2 und 3 nach
Maßgabe der folgenden Punktezahlen:

Gruppe 1: bis 109,99 %-Punkte,
Gruppe 2: 110,00 bis 130,49 %-Punkte,
Gruppe 3: 130,50 %-Punkte und höher.

(4) Für Mesner/Mesnerinnen und Hausmeister/Haus-
meisterinnen wird anstelle von § 7 Abs. 3 (Bereit-
schaftsdienst) und Abs. 4 (Rufbereitschaft) sowie § 8
Abs. 4 TVöD bestimmt:

Beschäftigte nach Satz 1 sind verpflichtet, sich auf
Anordnung des Dienstgebers außerhalb der regelmä-
ßigen Arbeitszeit zum Bereitschaftsdienst zur Verfü-
gung zu halten. Die Arbeitsleistung während des Be-
reitschaftsdienstes muss sich auf die Behebung von
Störungen und auf Notfälle beschränken.

Zum Zwecke der Berechnung des Entgelts wird die
Zeit des Bereitschaftsdienstes mit 20 % als Arbeits-
zeit gewertet und mit dem sich nach § 8 Abs. 1 Satz 2
Buchstabe a) ergebenden Überstundenentgelt ver-
gütet.

Werden die Zeiten nach Unterabs. 1 nicht einzeln er-
fasst oder durch Nebenabrede zum Arbeitsvertrag
durch eine Pauschalvergütung abgegolten, so gelten
zum Ausgleich des in der Dienstordnung für Mesner/
Mesnerinnen und Hausmeister/Hausmeisterinnen vor-
gesehenen Bereitschaftsdienstes folgende Zeiten pro
Woche als angeordnet und sind nach Unterabs. 2 zu
vergüten:

bis 10 Wochenstunden dienstliche Inanspruchnahme:
3 Stunden Bereitschaftsdienst
 = 0,6 des Überstundenentgelts

bis 20 Wochenstunden dienstliche Inanspruchnahme:
4 Stunden Bereitschaftsdienst
 = 0,8 des Überstundenentgelts

bis 30 Wochenstunden dienstliche Inanspruchnahme:
5 Stunden Bereitschaftsdienst
 = 1,0 des Überstundenentgelts

über 30 Wochenstunden dienstliche Inanspruch-
nahme:

6 Stunden Bereitschaftsdienst
 = 1,2 des Überstundenentgelts

(5) Besondere Dienstleistungen außerhalb des Dienst-
auftrages (z. B. der Dienst bei Vorträgen, Konzerten
und sonstigen Darbietungen, die nicht von der Kir-
chengemeinde veranstaltet werden, Führung von Be-
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suchergruppen, Reinigung nach Bauarbeiten, Beauf-
sichtigung bei Bauarbeiten und ähnlichem) sind nach
dem Stundensatz der Entgeltgruppe der/des Beschäf-
tigten zusätzlich zu vergüten, sofern sie nicht bei der
Berechnung der dienstlichen Inanspruchnahme be-
rücksichtigt sind.

Abschnitt VII
Geringfügig Beschäftigte im Sinne

von § 1 c Abs. 5

§ 40
Allgemeine Bestimmungen

(1) Für die Beschäftigten im Sinne des § 1 c Abs. 5
finden die übrigen Bestimmungen dieser Ordnung
Anwendung, soweit in den nachfolgenden Bestimmun-
gen dieses Abschnitts nichts Abweichendes geregelt
ist.

(2) Überschreiten Beschäftigte nicht nur vorüberge-
hend (maximal 3 Monate) die Monatsverdienstgrenze
von 400 Euro, so finden ab dem Ersten des Monats,
in dem die Erhöhung eintritt, die Regelungen dieses
Abschnitts keine Anwendung mehr.

§ 41
Ausgleich von zusätzlichen Arbeitsstunden

(1) Die über die vereinbarte Arbeitszeit hinaus zusätz-
lich geleisteten Arbeitsstunden (Mehrarbeitsstunden)
sind im Einvernehmen mit dem Dienstgeber durch eine
entsprechende Arbeitsbefreiung auszugleichen. Ist dies
aus dienstlichen oder betrieblichen Gründen nicht
möglich, so sind die über die vereinbarte Arbeitszeit
hinaus geleisteten Mehrarbeitsstunden zu vergüten.
Diese dürfen nicht abgerechnet und ausbezahlt wer-
den, wenn der/die Beschäftigte nicht in jedem einzel-
nen Fall vorher seine Zustimmung erteilt hat. Berech-
nungsgrundlage ist das Entgelt nach § 42 Abs. 1.

(2) Liegt keine Zustimmung der/des Beschäftigten vor,
so hat der/die Beschäftigte zwei Monate nach Leis-
tung der Mehrarbeit einen Anspruch auf Freizeitaus-
gleich.

§ 42
Entgelt

(1) Das Entgelt je Stunde richtet sich nach der für jede
Entgeltgruppe festgelegten Stundenvergütung. Die
Eingruppierung ist entsprechend den in der Anlage 1
zu dieser Ordnung festgelegten Tätigkeitsmerkmalen
festzustellen. Es gilt die Zeitzuschlagsregelung gemäß
§ 8 auf der Basis der Vergütung nach Satz 1.

Die Höhe des Monatsentgelts errechnet sich aus der
arbeitsvertraglich vereinbarten Wochenarbeitszeit,
multipliziert mit dem Faktor 4,348, multipliziert mit
dem Stundenentgelt.

(2) Anstelle einer Jahressonderzahlung nach § 20
TVöD wird das jeweilige Stundenentgelt um die an-
teilige Jahressonderzahlung erhöht.

Abschnitt VIII
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 43
In-Kraft-Treten, Übergangsbestimmungen

(1) Diese Ordnung tritt mit Ausnahme des Abschnitts
VII am 1. Oktober 2006 in Kraft.

(2) Abschnitt VII tritt am 1. Januar 2007 in Kraft. Bis
dahin gilt für die Beschäftigten nach Abschnitt VII,
die KAO in der am 30. September 2006 geltenden
Fassung weiter.

(3) Ergänzend zu dieser Ordnung gelten die Bestim-
mungen der Arbeitsrechtlichen Regelung zur Über-
leitung der unter den Geltungsbereich der KAO fal-
lenden Beschäftigten in das ab 1. Oktober 2006 gel-
tende kirchliche Arbeitsvertragsrecht (AR-Ü).

Anlage 1 zur KAO

Vergütungsgruppenpläne

Vergleiche hierzu § 2 Abs. 1 AR-Ü (Anlage 3).
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Anlage 2 zur KAO

Arbeitsvertrag

Zwischen _______________________________________________________________________

Adresse _______________________________________________________________________

vertreten durch _______________________________________________________________________

nachstehend Dienstgeber genannt,

und

Frau/Herrn ____________________________ , geboren am  ______________________________

Adresse _______________________________________________________________________

nachstehend Beschäftigter genannt, wird folgender Arbeitsvertrag geschlossen:

§ 1
Art des Anstellungsverhältnisses

Frau/Herr ________________________________ , wird ab ____________________

auf unbestimmte Zeit

für die Zeit bis zum _____________________

Grund: _______________________________

als Beschäftigter  mit einer dienstlichen Inanspruchnahme von _________ v. H.

als geringfügig Beschäftigter mit einer dienstlichen Inanspruchnahme von _________ v. H.

in der Tätigkeit als  _____________________________________________________________

bei  _________________________________________________________________________  angestellt.

§ 2
Anstellungsgrundlagen

Für das Arbeitsverhältnis gelten die Bestimmungen der Kirchlichen Anstellungsordnung (KAO) in der jeweils

geltenden Fassung. Im Übrigen gelten die Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommission der Evang. Landes-

kirche in Württemberg.

§ 3
Entgelt

Die Eingruppierung erfolgt gemäß Anlage 1 KAO in Entgeltgruppe _________ ,

Stufe  _________ (Vergütungsgruppenplan   _________ ,  Fallgruppe   _________ ).

Der Beschäftigte erhält gemäß § 42 KAO ein Entgelt in Höhe der Stundenvergütung

der Entgeltgruppe  _________ .
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§ 4
Probezeit

Die Probezeit beträgt _____________ . Während der Probezeit kann das Arbeitsverhältnis von jeder Seite
mit einer Frist von _______________ zum Monatsschluss gekündigt werden (§ 34 KAO).

§ 5
Besondere Vereinbarungen

 __________________________________________________________________________________________

 __________________________________________________________________________________________

§ 6
Änderungen und Ergänzungen

Änderungen und Ergänzungen dieses Arbeitsvertrags sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden.

§ 7
Sonstiges

Der Beschäftigte erhält

eine Ausfertigung dieses Arbeitsvertrags

Berechnung der Beschäftigungszeit und der Stufen (innerhalb der KAO)

___________________________________________________________

___________________________________________________________

________________________________

Ort, Datum

________________________________ ________________________________

Dienstgeber Beschäftigter/Beschäftigte

Ich bestätige den Empfang einer Ausfertigung des Arbeitsvertrags und der weiteren in § 7 genannten

Dokumente:

________________________________ ________________________________

Ort, Datum Beschäftigter/Beschäftigte
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II. Arbeitsrechtliche Regelung zur Überleitung
der unter den Geltungsbereich der KAO
fallenden Beschäftigten in das ab
1. Oktober 2006 geltende kirchliche
Arbeitsvertragsrecht (AR-Ü)

Beschluss der Arbeitsrechtlichen Kommission
vom 10. November 2006

Arbeitsrechtliche Regelung zur
Überleitung der unter den
Geltungsbereich der KAO fallenden
Beschäftigten in das ab 1. Oktober
2006 geltende kirchliche
Arbeitsvertragsrecht (AR-Ü)

– Anlage 3 zur KAO –

Abschnitt I
Allgemeine Vorschriften

Abweichend von § 1 TVÜ-Bund bzw. TVÜ-VKA
gilt:

§ 1
Geltungsbereich

(1) Diese Arbeitsrechtliche Regelung gilt für alle Be-
schäftigten, die in einem privatrechtlichen Arbeitsver-
hältnis, auf welches die KAO in der bis 30. Septem-
ber 2006 geltenden Fassung Anwendung findet, zur
Evangelischen Landeskirche in Württemberg, zu ei-
ner Kirchengemeinde oder sonstigen Körperschaft,
Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts, die der
Aufsicht der Landeskirche untersteht, stehen, welches
über den 1. Oktober 2006 hinaus fortbesteht, für die
Dauer des ununterbrochen fortbestehenden Arbeits-
verhältnisses. Unterbrechungen im Sinne von § 3
Abs. 8 sind unschädlich.

Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für Werke, An-
stalten und Einrichtungen selbstständiger diakonischer
oder sonstiger Rechtsträger im Bereich der Landes-
kirche, die die Anwendung der Kirchlichen Anstellungs-
ordnung durch Dienstvereinbarung oder durch In-
bezugnahme im Dienstvertrag festgelegt haben.

(2) Für Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis zu ei-
nem Dienstgeber im Sinne von Abs. 1 nach dem
30. September 2006 beginnt und die unter den
Geltungsbereich der KAO in der ab 1. Oktober 2006
geltenden Fassung fallen, gelten die Vorschriften die-
ser Arbeitsrechtsregelung nur soweit dies nachfolgend
ausdrücklich bestimmt ist.

(3) Für Beschäftigte im Sinne des Abschnitts III der
KAO, in der bis 30. September 2006 geltenden Fas-
sung bzw. des Abschnitts VII in der ab 1. Oktober 2006
geltenden Fassung findet diese Arbeitsrechtsregelung
mit der Maßgabe Anwendung, dass an die Stelle des
1. Oktober 2006 der 1. Januar 2007 tritt. Bis zum
31. Dezember 2006 gilt für diese Beschäftigten die
KAO in der bis zum 30. September 2006 geltenden Fas-
sung fort. Dies gilt auch für Beschäftigte im Sinne von
§ 1 Abs. 2, die unter Abschnitt VII der KAO fallen.

(4) Die Bestimmungen der KAO in der ab 1. Oktober
2006 geltenden Fassung gelten soweit diese Arbeits-
rechtsregelung keine abweichenden Regelungen trifft.

Abweichend von § 2 TVÜ-Bund bzw. TVÜ-VKA
gilt:

§ 2
Weitergeltung anderer Arbeitsrechtsregelungen/

Übergangsbestimmungen zur Arbeitszeit

(1) Andere von der Arbeitsrechtlichen Kommission oder
dem Schlichtungsausschuss nach dem Arbeits-
rechtsregelungsgesetz (ARRG) beschlossenen Arbeits-
rechtsregelungen sowie Anlage 1 zu § 17 Abs. 1 KAO
in der bis zum 30. September 2006 geltenden Fassung
bleiben wirksam, soweit in dieser Arbeitsrechtsregelung
keine anderen Bestimmungen getroffen werden. Dies
gilt auch für Beschäftigte im Sinne von § 1 Abs. 2.

(2) Abweichend von § 6 Abs. 1 a KAO gilt bezüglich
der Arbeitszeit für das Jahr 2006 folgende Übergangs-
regelung: Beschäftigte im Sinne von § 1 Abs. 1 erhal-
ten für das zweite Halbjahr 2006 vier AZV-Tage. Be-
schäftigte im Sinne von § 1 Abs. 2 erhalten für das
vierte Quartal 2006 zwei AZV-Tage. Dies gilt nicht,
wenn sie nach den bis 30. September 2006 geltenden
Bestimmungen der KAO bereits vier AZV-Tage in
Anspruch genommen haben. Falls für die Beschäftig-
ten bis zum 30. September 2006 per Dienstvereinbarung
oder aufgrund von § 12 Abs. 1 Nr. 1 a KAO in der bis
30. September 2006 geltenden Fassung eine Wochen-
arbeitszeit von 38,5 Stunden galt, erhalten diese bei
Umstellung zum 1. Oktober 2006 auf die Wochen-
arbeitszeit gemäß § 6 Abs. 1 KAO für das zweite Halb-
jahr 2006 zum Ausgleich zwei AZV-Tage.

(3) Die am 1. Oktober 2006 in Kraft getretene Erhöhung
der Arbeitszeit sowie die am 1. September 2006 in Kraft
getretene Erhöhung des Wochendeputats der Religions-
pädagogen/Religionspädagoginnen betrifft nicht zu dem
jeweiligen Zeitpunkt bereits in der Freistellungsphase
befindliche Altersteilzeitarbeitsverhältnisse sowie vor
dem Inkrafttreten der Arbeitszeiterhöhung zurückge-
legte Zeiten in der Altersteilzeitarbeit.

(4) Beschäftigten, mit denen am 30. September 2006
im Dienstvertrag eine feste Stundenzahl vereinbart ist
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und bei denen sich am 1. Oktober 2006 das Entgelt
wegen einer anderen Relation von ermäßigter zur vol-
len Arbeitszeit vermindert, ist anzubieten, die Stunden-
zahl so aufzustocken, dass die Höhe ihres bisherigen
Brutto-Entgeltes erreicht wird.

(5) Abs. 4 gilt sinngemäß auch für die am 1. September
2006 in Kraft getretene Erhöhung des Wochendeputats
der Religionspädagogen/Religionspädagoginnen.

(6) Änderungskündigungen aufgrund der Erhöhung
der Arbeitszeit sind ausgeschlossen.

(7) Beschäftigte, die im Zeitpunkt der Überleitung
bereits eine Beschäftigungszeit von 40 Jahren erreicht
haben, erhalten ergänzend zu der Regelung des § 23
Abs. 2 TVöD bei Erreichen einer Beschäftigungszeit
von 50 Jahren ein Jubiläumsgeld von 511,29 Euro.

Abschnitt II
Überleitungsregelungen

Abweichend von § 3 TVÜ-Bund bzw. TVÜ-VKA
gilt:

§ 3
Überleitung in die KAO in der ab

1. Oktober 2006 geltenden Fassung

(1) Die von § 1 Abs. 1 erfassten Beschäftigten werden
mit Wirkung vom 1. Oktober 2006 gemäß den nach-
folgenden Regelungen übergeleitet.

(2) Die Überleitung erfolgt zum 1. Oktober 2006 nach
dem Tarifvertrag zur Überleitung der Beschäftigten
des Bundes in den TVöD und zur Regelung des Über-
leitungsrechts (TVÜ-Bund) vom 13. September 2005,
soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. Die
im TVÜ-Bund genannten Fristen und Termine ver-
schieben sich um jeweils ein Jahr, soweit in dieser
Arbeitsrechtlichen Regelung nichts anderes bestimmt
ist. An die Stelle des Geltungsbereichs BAT/BAT-O
tritt jeweils der Geltungsbereich der KAO.

(3) Beschäftigte, die nach den vorstehenden Bestim-
mungen übergeleitet wurden, erhalten entsprechend
§ 16 TVöD-VKA in Verbindung mit Anlage 1 des TVÜ-
VKA dann Entgelt nach Stufe 6, wenn bei der Überlei-
tung (Vergleichsentgelt) nur die Grundeingruppierung
berücksichtigt wurde. Dies gilt auch, wenn nach den
bis 30. September 2006 geltenden Bestimmungen nur
ein Bewährungsaufstieg möglich war und dieser bei
der Überleitung berücksichtigt wurde.

(4) Für Beschäftigte, deren Dienstverhältnis nach dem
30. September 2006 zu einem Arbeitgeber nach § 1
Abs. 1 begonnen hat, gelten die Vorschriften des Ta-
rifvertrags zur Überleitung der Beschäftigten der kom-

munalen Arbeitgeber in den TVöD und zur Regelung
des Übergangsrechts (TVÜ-VKA) vom 13. September
2005, soweit in dieser Arbeitsrechtlichen Regelung
nichts anderes bestimmt ist. Abs. 2 Sätze 2 und 3 fin-
den entsprechende Anwendung.

(5) Wechseln Beschäftigte im Sinne von § 1 Abs. 1 nach
dem 30. September 2006 innerhalb des Geltungs-
bereichs der KAO den Dienstgeber und würde dies nach
den Bestimmungen der KAO bzw. dieser Arbeitsrecht-
lichen Regelung zu einer Behandlung als Neuein-
stellung führen, werden diese bei dem neuen Dienst-
geber so gestellt, als ob ein Wechsel des Dienstgebers
nicht eingetreten wäre*, wenn dies von einem Gremi-
um der Arbeitsrechtlichen Kommission entsprechend
§ 1 e KAO für den betreffenden Fall so entschieden
wird. Antragsberechtigt ist der einstellende Dienstgeber.
In den Fällen, in denen der Wechsel in der Zeit vom
1. Oktober 2006 bis zum 31. Januar 2007 erfolgt, kön-
nen auch die betroffenen Beschäftigten den Antrag stel-
len. Weitergehende Regelungen zur Anerkennung von
Stufenlaufzeiten gem. § 16 TVöD bleiben unberührt.

*Protokollnotiz AR-Ü

Soweit bei dem neuen Dienstgeber eine höher-
oder geringwertigere Tätigkeit ausgeübt wird,
gelten ebenfalls die allgemeinen Regelungen,
die auch ohne einen Wechsel des Dienstgebers
gelten würden.

(6) In den Fällen des § 4 Abs. 3 und 4 und des § 9
Abs. 3 der Sicherungsordnung ist ein Antrag nicht er-
forderlich. Hier sind die Beschäftigten bei dem neuen
Dienstgeber so zu stellen, als ob ein Wechsel des
Dienstgebers nicht stattgefunden hätte, ohne dass das
Verfahren gemäß Abs. 5 durchzuführen ist.

(7) Ein Antrag ist auch nicht erforderlich im Fall der
Fortsetzung oder des Neuabschlusses eines befriste-
ten Arbeitsverhältnisses bei demselben Dienstgeber.

(8) In den Fällen der Abs. 6 und 7 ist eine zeitliche Un-
terbrechung zu dem vorhergehenden Arbeitsverhältnis
bis zu einer Dauer von 6 Monaten unschädlich. Dies gilt
auch, wenn das Arbeitsverhältnis bereits vor dem 1. Ok-
tober 2006 geendet hat und danach fortgesetzt wird.

(9) Die Abs. 6, 7 und Abs. 8 Satz 1 gelten sinngemäß
auch für Beschäftigte im Sinne von § 1 Abs. 2.

(10) Abweichend von § 37 KAO können Ansprüche
im Zusammenhang mit der Überleitung der Beschäf-
tigten in die neue KAO bis zum 30. Juni 2008 rück-
wirkend zum 1. Oktober 2006 bzw. bei Beschäftigten
nach Abschnitt VII KAO rückwirkend zum 1. Januar
2007 geltend gemacht werden. Ab dem 1. Juli 2008
gilt auch für diese Ansprüche wieder die reguläre
Ausschlussfrist des § 37 KAO.
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§ 4
Zuordnung der Vergütungs- und Lohngruppen

(1) Für die Überleitung der Beschäftigten wird ihre
Vergütungs- bzw. Lohngruppe (§ 22 BAT/BAT-O bzw.
entsprechende Regelungen für Arbeiterinnen und Ar-
beiter bzw. besondere tarifvertragliche Vorschriften für
bestimmte Berufsgruppen) nach der Anlage 2 TVÜ-
Bund den Entgeltgruppen des TVöD zugeordnet.

(2) Beschäftigte, die im Oktober 2005 bei Fortgeltung
des bisherigen Tarifrechts die Voraussetzungen für
einen Bewährungs-, Fallgruppen- oder Tätigkeitsauf-
stieg erfüllt hätten, werden für die Überleitung so be-
handelt, als wären sie bereits im September 2005
höhergruppiert worden.

(3) Beschäftigte, die im Oktober 2005 bei Fortgeltung
des bisherigen Tarifrechts in eine niedrigere Vergü-
tungs- bzw. Lohngruppe eingruppiert bzw. eingereiht
worden wären, werden für die Überleitung so behan-
delt, als wären sie bereits im September 2005 herab-
gruppiert bzw. niedriger eingereiht worden.

TVÜ-Bund TVÜ-VKA

(1) Für die Überleitung der Beschäftigten wird ihre
Vergütungs- bzw. Lohngruppe (§ 22 BAT/BAT-O/BAT-
Ostdeutsche Sparkassen bzw. entsprechende Regelun-
gen für Arbeiterinnen und Arbeiter bzw. besondere
tarifvertragliche Vorschriften für bestimmte Berufs-
gruppen) nach der Anlage 1 den Entgeltgruppen des
TVöD zugeordnet. Abweichend von Satz 1 gilt für
Ärztinnen und Ärzte die Entgeltordnung gemäß § 51
Besonderer Teil - Krankenhäuser (BT-K), soweit sie
unter den BT-K fallen.

Protokollerklärung zu Absatz 1:
Bis zum In-Kraft-Treten der neuen Entgelt-
ordnung verständigen sich die Tarifvertrags-
parteien zwecks besserer Übersichtlichkeit für
die Zuordnung der neu eingestellten Beschäftig-
ten gemäß Anlage 1 b zum BAT auf eine An-
wendungstabelle gemäß Anlage 4 und – für Be-
schäftigte, für die die Regelungen des Tarif-
gebiets Ost Anwendung finden – gemäß Anla-
ge 5; dies gilt auch für Beschäftigte im Sinne
des § 1 Abs. 2. Die Tarifvertragsparteien sind
sich einig, dass diese Anwendungstabelle –
insbesondere die Bezeichnung der Entgelt-
gruppen – keinen Vorgriff auf die Verhandlungen
zur neuen Entgeltordnung darstellt.

(2) Beschäftigte, die im Oktober 2005 bei Fortgeltung
des bisherigen Tarifrechts die Voraussetzungen für
einen Bewährungs-, Fallgruppen- oder Tätigkeitsauf-
stieg erfüllt hätten, werden für die Überleitung so be-
handelt, als wären sie bereits im September 2005
höhergruppiert worden.

(3) Beschäftigte, die im Oktober 2005 bei Fortgeltung
des bisherigen Tarifrechts in eine niedrigere Vergü-
tungs- bzw. Lohngruppe eingruppiert worden wären,
werden für die Überleitung so behandelt, als wären
sie bereits im September 2005 herabgruppiert wor-
den.

§ 5
Vergleichsentgelt

TVÜ-Bund TVÜ-VKA

(1) Für die Zuordnung zu den Stufen der Entgelttabelle
des TVöD wird für die Beschäftigten nach § 4 ein
Vergleichsentgelt auf der Grundlage der im Septem-
ber 2005 erhaltenen Bezüge gemäß den Absätzen 2
bis 7 gebildet.

(1) Für die Zuordnung zu den Stufen der Entgelttabelle
des TVöD wird für die Beschäftigten nach § 4 ein
Vergleichsentgelt auf der Grundlage der im Septem-
ber 2005 erhaltenen Bezüge gemäß den Absätzen 2
bis 7 gebildet.
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(2) Bei Beschäftigten aus dem Geltungsbereich des
BAT/BAT-O setzt sich das Vergleichsentgelt aus
Grundvergütung, allgemeiner Zulage und Ortszu-
schlag der Stufe 1 oder 2 zusammen. lst auch eine
andere Person im Sinne von § 29 Abschnitt B Abs. 5
BAT/BAT-O ortszuschlagsberechtigt oder nach beam-
tenrechtlichen Grundsätzen familienzuschlags-
berechtigt, wird nur die Stufe 1 zugrunde gelegt; fin-
det der TVöD am 1. Oktober 2005 auch auf die andere
Person Anwendung, geht der jeweils individuell zu-
stehende Teil des Unterschiedsbetrages zwischen den
Stufen 1 und 2 des Ortszuschlags in das Ver-
gleichsentgelt ein. Ferner fließen im September 2005
tarifvertraglich zustehende Funktionszulagen insoweit
in das Vergleichsentgelt ein, als sie nach dem TVöD
nicht mehr vorgesehen sind. Erhalten Beschäftigte eine
Gesamtvergütung (§ 30 BAT/BAT-O), bildet diese das
Vergleichsentgelt.

Protokollerklärung zu Absatz 2 Satz 3:
Vorhandene Beschäftigte erhalten bis zum In-
Kraft-Treten der neuen Entgeltordnung ihre
Techniker-, Meister- und Programmiererzulagen
unter den bisherigen Voraussetzungen als per-
sönliche Besitzstandszulage.

(3) Bei Beschäftigten aus dem Geltungsbereich des
MTArb/MTArb-O wird der Monatstabellenlohn als
Vergleichsentgelt zugrunde gelegt. Absatz 2 Satz 3
gilt entsprechend. Erhalten Beschäftigte Lohn nach
§ 23 Abs. 1 MTArb/MTArb-O bildet dieser das Ver-
gleichsentgelt.

(4) Beschäftigte, die im Oktober 2005 bei Fortgeltung
des bisherigen Rechts die Grundvergütung bzw. den
Monatstabellenlohn der nächsthöheren Lebensalters-
bzw. Lohnstufe erhalten hätten, werden für die Be-
messung des Vergleichsentgelts so behandelt, als wäre
der Stufenaufstieg bereits im September 2005 erfolgt.
§ 4 Abs. 2 und 3 gilt bei der Bemessung des Vergleichs-
entgelts entsprechend.

(2) Bei Beschäftigten aus dem Geltungsbereich des
BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen setzt sich
das Vergleichsentgelt aus der Grundvergütung, der
allgemeinen Zulage und dem Ortszuschlag der Stu-
fe 1 oder 2 zusammen. Ist auch eine andere Person im
Sinne von § 29 Abschnitt B Abs. 5 BAT/BAT-O/BAT-
Ostdeutsche Sparkassen ortszuschlagsberechtigt oder
nach beamtenrechtlichen Grundsätzen familienzu-
schlagsberechtigt, wird nur die Stufe 1 zugrunde ge-
legt; findet der TVöD am 1. Oktober 2005 auch auf
die andere Person Anwendung, geht der jeweils indi-
viduell zustehende Teil des Unterschiedsbetrages zwi-
schen den Stufen 1 und 2 des Ortszuschlages in das
Vergleichsentgelt ein. Ferner fließen im September
2005 tarifvertraglich zustehende Funktionszulagen
insoweit in das Vergleichsentgelt ein, als sie nach dem
TVöD nicht mehr vorgesehen sind. Erhalten Beschäf-
tigte eine Gesamtvergütung (§ 30 BAT/BAT-O/BAT-
Ostdeutsche Sparkassen), bildet diese das Vergleichs-
entgelt. Bei Lehrkräften, die die Zulage nach Ab-
schnitt A Unterabschnitt II der Lehrer-Richtlinien der
VKA erhalten, wird diese Zulage und bei Lehrkräf-
ten, die am 30. September 2005 einen arbeits-
vertraglichen Anspruch auf Zahlung einer allgemei-
nen Zulage wie die unter die Anlage 1 a zum BAT/
BAT-O fallenden Angestellten haben, wird dieser Be-
trag in das Vergleichsentgelt eingerechnet.

Protokollerklärung zu Absatz 2 Satz 3:
Vorhandene Beschäftigte erhalten bis zum In-
Kraft-Treten der neuen Entgeltordnung ihre
Techniker-, Meister- und Programmiererzulage
unter den bisherigen Voraussetzungen als per-
sönliche Besitzstandszulage.

(3) Bei Beschäftigten aus dem Geltungsbereich des
BMT-G/BMT-G-O/TV Arbeiter-Ostdeutsche Sparkas-
sen wird der Monatstabellenlohn als Vergleichsentgelt
zugrunde gelegt. Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend.
Erhalten Beschäftigte nicht den Volllohn (§ 21 Abs. 1
Buchst. a BMT-G/BMT-G-O), gilt Absatz 2 Satz 4
entsprechend.

(4) Beschäftigte, die im Oktober 2005 bei Fortgeltung
des bisherigen Rechts die Grundvergütung bzw. den
Monatstabellenlohn der nächsthöheren Stufe erhalten
hätten, werden für die Bemessung des Vergleichs-
entgelts so behandelt, als wäre der Stufenaufstieg
bereits im September 2005 erfolgt. § 4 Abs. 2 und 3
gilt bei der Bemessung des Vergleichsentgelts entspre-
chend.

Protokollerklärung zu Absatz 4:
Fällt bei Beschäftigten aus dem Geltungsbereich
des BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen,
bei denen sich bisher die Grundvergütung nach
§ 27 Abschnitt A BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche
Sparkassen bestimmt, im Oktober 2005 eine
Stufensteigerung mit einer Höhergruppierung
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(6) Für Beschäftigte, die nicht für alle Tage im Sep-
tember 2005 oder für keinen Tag dieses Monats Be-
züge erhalten, wird das Vergleichsentgelt so bestimmt,
als hätten sie für alle Tage dieses Monats Bezüge er-
halten; in den Fällen des § 27 Abschnitt A Abs. 7 und
Abschnitt B Abs. 3 Unterabs. 4 BAT/BAT-O bzw. der
entsprechenden Regelungen für Arbeiterinnen und
Arbeiter werden die Beschäftigten für das Vergleichs-
entgelt so gestellt, als hätten sie am 1. September 2005
die Arbeit wieder aufgenommen.

(7) Abweichend von den Absätzen 2 bis 6 wird bei
Beschäftigten, die gemäß § 27 Abschnitt A Abs. 8 oder
Abschnitt B Abs. 7 BAT/BAT-O bzw. den entsprechen-
den Regelungen für Arbeiterinnen und Arbeiter den
Unterschiedsbetrag zwischen der Grundvergütung
bzw. dem Monatstabellenlohn ihrer bisherigen zur
nächsthöheren Lebensalters- bzw. Lohnstufe im Sep-
tember 2005 nur zur Hälfte erhalten, für die Bestim-
mung des Vergleichsentgelts die volle Grundvergütung
bzw. der volle Monatstabellenlohn aus der nächsthö-
heren Lebensalters- bzw. Lohnstufe zugrunde gelegt.

(5) Bei Teilzeitbeschäftigten wird das Vergleichs-
entgelt auf der Grundlage eines vergleichbaren Voll-
zeitbeschäftigten bestimmt. Satz 1 gilt für Beschäf-
tigte, deren Arbeitszeit nach § 3 des Tarifvertrages zur
sozialen Absicherung vom 6. Juli 1992 herabgesetzt
ist, entsprechend.

Protokollerklärung zu § 5 Abs. 5:
Lediglich das Vergleichsentgelt wird auf der
Grundlage eines entsprechenden Vollzeit-
beschäftigten ermittelt; sodann wird nach der
Stufenzuordnung das zustehende Entgelt zeit-
ratierlich berechnet. Diese zeitratierliche Kür-
zung des auf den Ehegattenanteil im Ortszu-
schlag entfallenden Betrages (§ 5 Abs. 2 Satz 2
zweiter Halbsatz) unterbleibt nach Maßgabe des
§ 29 Abschnitt B Abs. 5 Satz 2 BAT/BAT-O.

zusammen, ist zunächst die Stufensteigerung in
der bisherigen Vergütungsgruppe und danach die
Höhergruppierung durchzuführen.

(5) Bei Teilzeitbeschäftigten wird das Vergleichs-
entgelt auf der Grundlage eines vergleichbaren Voll-
zeitbeschäftigten bestimmt. Satz 1 gilt für Beschäf-
tigte, deren Arbeitszeit nach § 3 des Tarifvertrages zur
sozialen Absicherung vom 6. Juli 1992 herabgesetzt
ist, entsprechend.

Protokollerklärung zu Absatz 5:
Lediglich das Vergleichsentgelt wird auf der
Grundlage eines entsprechenden Vollzeit-
beschäftigten ermittelt; sodann wird nach der
Stufenzuordnung das zustehende Entgelt
zeitratierlich berechnet. Diese zeitratierliche
Kürzung des auf den Ehegattenanteil im Ortszu-
schlag entfallenden Betrag unterbleibt nach
Maßgabe des § 29 Abschnitt B Abs. 5 Satz 2
BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen. Neue
Ansprüche entstehen hierdurch nicht.

(6) Für Beschäftigte, die nicht für alle Tage im Sep-
tember 2005 oder für keinen Tag dieses Monats Be-
züge erhalten, wird das Vergleichsentgelt so bestimmt,
als hätten sie für alle Tage dieses Monats Bezüge er-
halten; in den Fällen des § 27 Abschnitt A Abs. 3
Unterabs. 6 und Abschnitt B Abs. 3 Unterabs. 4 BAT/
BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen bzw. der entspre-
chenden Regelungen für Arbeiterinnen und Arbeiter
werden die Beschäftigten für das Vergleichsentgelt so
gestellt, als hätten sie am 1. September 2005 die Ar-
beit wieder aufgenommen.

(7) Abweichend von den Absätzen 2 bis 6 wird bei
Beschäftigten, die gemäß § 27 Abschnitt A Abs. 6 oder
Abschnitt B Abs. 7 BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche
Sparkassen bzw. den entsprechenden Regelungen für
Arbeiterinnen und Arbeiter den Unterschiedsbetrag
zwischen der Grundvergütung bzw. dem Monats-
tabellenlohn ihrer bisherigen zur nächsthöheren Stu-
fe im September 2005 nur zur Hälfte erhalten, für die
Bestimmung des Vergleichsentgelts die volle Grund-
vergütung bzw. der volle Monatstabellenlohn aus der
nächsthöheren Stufe zugrunde gelegt.

Anstelle von § 5 Abs. 2 Satz 2 erster Halbsatz TVÜ-Bund gilt:

Ist auch eine andere Person im Sinne von § 29 Abschnitt B Abs. 5 BAT/BAT-O ortszuschlagsberechtigt oder nach
beamtenrechtlichen Grundsätzen familienzuschlagsberechtigt, wird dem Vergleichsentgelt die Stufe 1 und der
jeweilige Anteil des Unterschiedsbetrages zwischen den Stufen 1 und 2 der Ortszuschlagsstufe 1 und 2 bzw. des
Familienzuschlags der Stufe 1, den die andere Person aufgrund von Teilzeitbeschäftigung nicht mehr erhält, zu
Grunde gelegt.

Ergänzend zu § 5 wird bestimmt:

Zulagen nach § 19 Abs. 1 der KAO in der bis 30. September 2006 geltenden Fassung werden in das Vergleichs-
entgelt einbezogen.
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§ 6
Stufenzuordnung der Angestellten

(1) Beschäftigte aus dem Geltungsbereich des BAT/
BAT-O werden einer ihrem Vergleichsentgelt entspre-
chenden individuellen Zwischenstufe der gemäß § 4
bestimmten Entgeltgruppe zugeordnet. Zum 1. Okto-
ber 2007 steigen diese Beschäftigten in die dem Be-
trag nach nächsthöhere reguläre Stufe ihrer Entgelt-
gruppe auf. Der weitere Stufenaufstieg richtet sich
nach den Regelungen des TVöD.

(2) Werden Beschäftigte vor dem 1. Oktober 2007
höhergruppiert (nach § 8 Abs. 1 und 3 1. Alternative,
§ 9 Abs. 3 Buchst. a oder aufgrund Übertragung einer
mit einer höheren Entgeltgruppe bewerteten Tätigkeit),
so erhalten sie in der höheren Entgeltgruppe Entgelt
nach der regulären Stufe, deren Betrag mindestens der
individuellen Zwischenstufe entspricht, jedoch nicht
weniger als das Entgelt der Stufe 2; der weitere Stufen-
aufstieg richtet sich nach den Regelungen des TVöD.
In den Fällen des Satzes 1 gilt § 17 Abs. 4 Satz 2 TVöD
entsprechend. Werden Beschäftigte vor dem 1. Okto-
ber 2007 herabgruppiert, werden sie in der niedrige-
ren Entgeltgruppe derjenigen individuellen Zwischen-
stufe zugeordnet, die sich bei Herabgruppierung im
September 2005 ergeben hätte; der weitere Stufenauf-
stieg richtet sich nach Absatz 1 Satz 2 und 3.

(3) Liegt das Vergleichsentgelt über der höchsten Stufe
der gemäß § 4 bestimmten Entgeltgruppe, werden die
Beschäftigten abweichend von Absatz 1 einer dem
Vergleichsentgelt entsprechenden individuellen End-
stufe zugeordnet. Werden Beschäftigte aus einer indi-
viduellen Endstufe höhergruppiert, so erhalten sie in
der höheren Entgeltgruppe mindestens den Betrag, der
ihrer bisherigen individuellen Endstufe entspricht. Im
Übrigen gilt Absatz 2 entsprechend. Die individuelle
Endstufe verändert sich um denselben Vomhundert-
satz bzw. in demselben Umfang wie die höchste Stufe
der jeweiligen Entgeltgruppe.

(4) Beschäftigte, deren Vergleichsentgelt niedriger ist
als das Entgelt in der Stufe 2, werden abweichend von
Absatz 1 der Stufe 2 zugeordnet. Der weitere Stufen-
aufstieg richtet sich nach den Regelungen des TVöD.
Abweichend von Satz 1 werden Beschäftigte, denen
am 30. September 2005 eine in der Allgemeinen
Vergütungsordnung (Anlage l a) durch die Ein-
gruppierung in Vergütungsgruppe V a BAT/BAT-O mit
Aufstieg nach IV b und IV a BAT/BAT-O abgebildete

TVÜ-Bund TVÜ-VKA

(1) Beschäftigte aus dem Geltungsbereich des BAT/
BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen werden einer
ihrem Vergleichsentgelt entsprechenden individuellen
Zwischenstufe der gemäß § 4 bestimmten Entgelt-
gruppe zugeordnet. Zum 1. Oktober 2007 steigen diese
Beschäftigten in die dem Betrag nach nächsthöhere
reguläre Stufe ihrer Entgeltgruppe auf. Der weitere
Stufenaufstieg richtet sich nach den Regelungen des
TVöD. Das Entgelt der individuellen Zwischenstufe
nach Satz 1 wird für Beschäftigte, auf die die Rege-
lungen des Tarifgebiets Ost Anwendung finden, am
1. Juli 2006 um den Faktor 1,01596 und am 1. Juli
2007 nochmals um den Faktor 1,01571 erhöht.

(2) Werden Beschäftigte vor dem 1. Oktober 2007
höhergruppiert (nach § 8 Abs. 1 und 3 1. Alt., § 9
Abs. 3 Buchst. a oder aufgrund Übertragung einer mit
einer höheren Entgeltgruppe bewerteten Tätigkeit), so
erhalten sie in der höheren Entgeltgruppe Entgelt nach
der regulären Stufe, deren Betrag mindestens der in-
dividuellen Zwischenstufe entspricht, jedoch nicht
weniger als das Entgelt der Stufe 2; der weitere Stufen-
aufstieg richtet sich nach den Regelungen des TVöD.
In den Fällen des Satzes 1 gilt § 17 Abs. 4 Satz 2 TVöD
entsprechend. Werden Beschäftigte vor dem 1. Okto-
ber 2007 herabgruppiert, werden sie in der niedrige-
ren Entgeltgruppe derjenigen individuellen Zwischen-
stufe zugeordnet, die sich bei Herabgruppierung im
September 2005 ergeben hätte; der weitere Stufenauf-
stieg richtet sich nach Absatz 1 Satz 2 und 3.

(3) Ist bei Beschäftigten, deren Eingruppierung sich
nach der Vergütungsordnung für Angestellte im
Pflegedienst (Anlage 1 b zum BAT) richtet, das Ver-
gleichsentgelt niedriger als das Entgelt der Stufe 3,
entspricht es aber mindestens dem Mittelwert aus den
Beträgen der Stufen 2 und 3 und ist die/der Beschäf-
tigte am Stichtag mindestens drei Jahre in einem Ar-
beitsverhältnis bei dem selben Arbeitgeber beschäf-
tigt, wird sie/er abweichend von Absatz 1 bereits zum
1. Oktober 2005 in die Stufe 3 übergeleitet. Der wei-
tere Stufenaufstieg richtet sich nach den Regelungen
des TVöD.

(4) Liegt das Vergleichsentgelt über der höchsten Stufe
der gemäß § 4 bestimmten Entgeltgruppe, werden
Beschäftigte abweichend von Absatz 1 einer dem
Vergleichsentgelt entsprechenden individuellen End-
stufe zugeordnet. Werden Beschäftigte aus einer indi-
viduellen Endstufe höhergruppiert, so erhalten sie in
der höheren Entgeltgruppe mindestens den Betrag, der
ihrer bisherigen individuellen Endstufe entspricht. Im
Übrigen gilt Absatz 2 entsprechend. Die individuelle
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Endstufe verändert sich um denselben Vomhundert-
satz bzw. in demselben Umfang wie die höchste Stufe
der jeweiligen Entgeltgruppe. Absatz 1 Satz 4 gilt
entsprechend.

(5) Beschäftigte, deren Vergleichsentgelt niedriger ist
als das Entgelt in der Stufe 2, werden abweichend von
Absatz 1 der Stufe 2 zugeordnet. Der weitere Stufen-
aufstieg richtet sich nach den Regelungen des TVöD.
Abweichend von Satz 1 werden Beschäftigte, denen
am 30. September 2005 eine in der Vergütungsordnung
(Anlage 1a zum BAT) durch die Eingruppierung in
Vergütungsgruppe V b BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche
Sparkassen mit Aufstieg nach IV b und IV a abgebil-
dete Tätigkeit übertragen ist, der Stufe 1 der Entgelt-
gruppe 10 zugeordnet.

(6) Für unter § 51 Abs. 1 bis 5 BT-K fallende Ärztin-
nen und Ärzte gelten die Absätze 1 bis 5, soweit nicht
im Folgenden etwas Abweichendes geregelt ist.
Ärztinnen und Ärzte ohne Facharztanerkennung, die
in der Entgeltgruppe 14 einer individuellen Zwischen-
stufe zwischen Stufe 1 und Stufe 2 zugeordnet wer-
den, steigen nach einem Jahr in die Stufe 2 auf.
Ärztinnen und Ärzte ohne Facharztanerkennung, die
in der Entgeltgruppe 14 einer individuellen Zwi-
schenstufe zwischen Stufe 2 und Stufe 3 zugeordnet
werden, steigen mit der Facharztanerkennung in die
Stufe 3 auf.
Ärztinnen und Ärzte mit Facharztanerkennung am
30. September 2005 steigen zum 1. Oktober 2006 in
die Stufe 3 auf, wenn sie in eine individuelle Zwi-
schenstufe unterhalb der Stufe 3 übergeleitet worden
sind.
Ärztinnen und Ärzte mit Facharztanerkennung am
30. September 2005, die in eine individuelle Zwi-
schenstufe oberhalb der Stufe 3 übergeleitet worden
sind, steigen in die nächsthöhere Stufe nach den Re-
gelungen des § 51 BT-K auf, frühestens zum 1. Okto-
ber 2006.
Die weiteren Stufenaufstiege richten sich jeweils nach
dem § 51 BT-K.
Zeiten als Fachärztin oder Facharzt mit entsprechen-
der Tätigkeit bei anderen Arbeitgebern werden abwei-
chend von § 51 BT-K i. V. m. § 16 Abs. 3 Satz 1 TVöD
auf den weiteren Stufenverlauf angerechnet.

Protokollerklärung zu Absatz 6:
Die Überleitungsregelungen für Ärztinnen und
Ärzte folgen den Regelungen in § 51 BT-K, wo-
nach Ärztinnen und Ärzte bis zur Facharztaner-
kennung und der Übertragung entsprechender
Tätigkeiten in der Stufe 2 verbleiben. Über-
geleitete Ärztinnen und Ärzte ohne Facharztan-
erkennung und mit einem Vergleichsentgelt
oberhalb der Stufe 2 verbleiben in ihrer indivi-
duellen Zwischenstufe bis zur Facharztaner-
kennung und der Übertragung entsprechender
Tätigkeiten.

Tätigkeit übertragen ist, der Stufe 1 der Entgelt-
gruppe 10 zugeordnet.
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(7) Die Funktionszulagen gemäß § 51 Abs. 2 bis 5
BT-K stehen bei Erfüllung der Voraussetzungen auch
übergeleiteten Ärztinnen und Ärzten zu und werden
zusätzlich zu dem jeweiligen Vergleichsentgelt bzw.
zum jeweiligen Tabellenentgelt gezahlt. Der Zahl-
betrag aus Vergleichsentgelt und Funktionszulage ist
auf die Summe aus dem Tabellenentgelt der Entgelt-
gruppe 15 Stufe 6 und der jeweiligen Zulage nach § 51
Abs. 2 bis 5 BT-K begrenzt. Übersteigt das Vergleichs-
entgelt die Summe aus dem Tabellenentgelt der Ent-
geltgruppe 15 Stufe 6 und der jeweiligen Zulage nach
§ 51 Abs. 2 bis 5 BT-K, werden auf den Differenz-
betrag zukünftige allgemeine Entgelterhöhungen je-
weils zur Hälfte angerechnet.

Protokollerklärung zu §§ 4 und 6:
Für die Überleitung in die Entgeltgruppe 8 a ge-
mäß Anlagen 4 und 5 TVÜ-VKA gilt für über-
geleitete Beschäftigte

– der Vergütungsgruppe Kr. V vier Jahre,
Kr. V a zwei Jahre Kr. VI

– der Vergütungsgruppe Kr. V a
drei Jahre Kr. VI

– der Vergütungsgruppe Kr. V a
fünf Jahre Kr. VI

– der Vergütungsgruppe Kr. V
sechs Jahre Kr. VI

mit Ortszuschlag der Stufe 2 folgendes:

1. Zunächst erfolgt die Überleitung nach den
allgemeinen Grundsätzen.

2. Die Verweildauer in Stufe 3 wird von drei
Jahren auf zwei Jahre verkürzt.

3. Der Tabellenwert der Stufe 4 wird nach der
Überleitung um 100 Euro erhöht.

§ 7
Stufenzuordnung der Arbeiterinnen und Arbeiter

TVÜ-Bund TVÜ-VKA

(1) Beschäftigte aus dem Geltungsbereich des MTArb/
MTArb-O werden entsprechend ihrer Beschäftigungs-
zeit nach § 6 MTArb/MTArb-O der Stufe der gemäß
§ 4 bestimmten Entgeltgruppe zugeordnet, die sie er-
reicht hätten, wenn die Entgelttabelle des TVöD bereits
seit Beginn ihrer Beschäftigungszeit gegolten hätte;
Stufe 1 ist hierbei ausnahmslos mit einem Jahr zu be-
rücksichtigen. Der weitere Stufenaufstieg richtet sich
nach den Regelungen des TVöD.

(2) § 6 Abs. 3 und Abs. 4 Satz 1 und 2 gilt für Be-
schäftigte gemäß Absatz 1 entsprechend.

(1) Beschäftigte aus dem Geltungsbereich des BMT-G/
BMT-G-O/TV Arbeiter-Ostdeutsche Sparkassen wer-
den entsprechend ihrer Beschäftigungszeit nach § 6
BMT-G/BMT-G-O der Stufe der gemäß § 4 bestimm-
ten Entgeltgruppe zugeordnet, die sie erreicht hätten,
wenn die Entgelttabelle des TVöD bereits seit Beginn
ihrer Beschäftigungszeit gegolten hätte; Stufe 1 ist
hierbei ausnahmslos mit einem Jahr zu berücksichti-
gen. Der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach den
Regelungen des TVöD.

(2) § 6 Abs. 4 und Abs. 5 Satz 1 und 2 gilt für Be-
schäftigte gemäß Absatz 1 entsprechend.
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(3) lst das Entgelt nach Absatz 1 Satz 1 niedriger als
das Vergleichsentgelt, werden die Beschäftigten einer
dem Vergleichsentgelt entsprechenden individuellen
Zwischenstufe zugeordnet. Der Aufstieg aus der indi-
viduellen Zwischenstufe in die dem Betrag nach
nächsthöhere reguläre Stufe ihrer Entgeltgruppe fin-
det zu dem Zeitpunkt statt, zu dem sie gemäß Absatz 1
Satz 1 die Voraussetzungen für diesen Stufenaufstieg
aufgrund der Beschäftigungszeit erfüllt haben.

(4) Werden Beschäftigte während ihrer Verweildauer
in der individuellen Zwischenstufe höhergruppiert,
erhalten sie in der höheren Entgeltgruppe Entgelt nach
der regulären Stufe, deren Betrag mindestens der in-
dividuellen Zwischenstufe entspricht, jedoch nicht
weniger als das Entgelt der Stufe 2; der weitere Stufen-
aufstieg richtet sich nach den Regelungen des TVöD.
§ 17 Abs. 4 Satz 2 TVöD gilt entsprechend. Werden
Beschäftigte während ihrer Verweildauer in der indi-
viduellen Zwischenstufe herabgruppiert, erfolgt die
Stufenzuordnung in der niedrigeren Entgeltgruppe, als
sei die niedrigere Einreihung bereits im September
2005 erfolgt; der weitere Stufenaufstieg richtet sich
bei Zuordnung zu einer individuellen Zwischenstufe
nach Absatz 3 Satz 2, ansonsten nach Absatz 1 Satz 2.

(3) Ist das Entgelt nach Absatz 1 Satz 1 niedriger als
das Vergleichsentgelt, werden Beschäftigte einer dem
Vergleichsentgelt entsprechenden individuellen Zwi-
schenstufe zugeordnet. Der Aufstieg aus der indivi-
duellen Zwischenstufe in die dem Betrag nach nächst-
höhere reguläre Stufe ihrer Entgeltgruppe findet zu
dem Zeitpunkt statt, zu dem sie gemäß Absatz 1 Satz 1
die Voraussetzungen für diesen Stufenaufstieg auf-
grund der Beschäftigungszeit erfüllt haben.

(4) Werden Beschäftigte während ihrer Verweildauer
in der individuellen Zwischenstufe höhergruppiert,
erhalten sie in der höheren Entgeltgruppe Entgelt nach
der regulären Stufe, deren Betrag mindestens der in-
dividuellen Zwischenstufe entspricht, jedoch nicht
weniger als das Entgelt der Stufe 2; der weitere Stufen-
aufstieg richtet sich nach den Regelungen des TVöD.
§ 17 Abs. 4 Satz 2 TVöD gilt entsprechend. Werden
Beschäftigte während ihrer Verweildauer in der indi-
viduellen Zwischenstufe herabgruppiert, erfolgt die
Stufenzuordnung in der niedrigeren Entgeltgruppe,
als sei die niedrigere Eingruppierung bereits im Sep-
tember 2005 erfolgt; der weitere Stufenaufstieg rich-
tet sich bei Zuordnung zu einer individuellen Zwi-
schenstufe nach Absatz 3 Satz 2, ansonsten nach
Absatz 1 Satz 2.

Protokollerklärung zu den Absätzen 2 bis 4:
Das Entgelt der individuellen Zwischenstufe
wird für Beschäftigte, auf die die Regelungen
des Tarifgebiets Ost Anwendung finden, am
1. Juli 2006 um den Faktor 1,01596 und am
1. Juli 2007 nochmals um den Faktor 1,01571
erhöht.

(1) Aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O in eine
der Entgeltgruppen 3, 5, 6 oder 8 übergeleitete Be-
schäftigte, die am 1. Oktober 2005 bei Fortgeltung
des bisherigen Tarifrechts die für eine Höhergrup-
pierung erforderliche Zeit der Bewährung oder Tätig-
keit zur Hälfte erfüllt haben, sind zu dem Zeitpunkt,
zu dem sie nach bisherigem Recht höhergruppiert
wären, in die nächsthöhere Entgeltgruppe des TVöD
eingruppiert. Abweichend von Satz 1 erfolgt die
Höhergruppierung in die Entgeltgruppe 5, wenn die
Beschäftigten aus der Vergütungsgruppe VIII BAT/
BAT-O mit ausstehendem Aufstieg nach Vergütungs-
gruppe VII BAT/BAT-O übergeleitet worden sind; sie
erfolgt in die Entgeltgruppe 8, wenn die Beschäftig-
ten aus der Vergütungsgruppe VI b BAT/BAT-O mit
ausstehendem Aufstieg nach Vergütungsgruppe V c
BAT/BAT-O übergeleitet worden sind. Voraussetzung
für die Höhergruppierung nach Satz 1 und 2 ist, dass

§ 8
Bewährungs- und Fallgruppenaufstiege

TVÜ-Bund TVÜ-VKA

(1) Aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O/BAT-
Ostdeutsche Sparkassen in eine der Entgeltgruppen 3,
5, 6 oder 8 übergeleitete Beschäftigte, die am 1. Ok-
tober 2005 bei Fortgeltung des bisherigen Tarifrechts
die für eine Höhergruppierung erforderliche Zeit der
Bewährung oder Tätigkeit zur Hälfte erfüllt haben,
sind zu dem Zeitpunkt, zu dem sie nach bisherigem
Recht höhergruppiert wären, in die nächsthöhere
Entgeltgruppe des TVöD eingruppiert. Abweichend
von Satz 1 erfolgt die Höhergruppierung in die
Entgeltgruppe 5, wenn die Beschäftigten aus der
Vergütungsgruppe VIII BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche
Sparkassen mit ausstehendem Aufstieg nach Ver-
gütungsgruppe VII BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche
Sparkassen übergeleitet worden sind; sie erfolgt in die
Entgeltgruppe 8, wenn die Beschäftigten aus der Ver-
gütungsgruppe VI b BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche
Sparkassen mit ausstehendem Aufstieg nach Ver-
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– zum individuellen Aufstiegszeitpunkt keine
Anhaltspunkte vorliegen, die bei Fortgeltung
des bisherigen Rechts einer Höhergruppierung
entgegengestanden hätten, und

– bis zum individuellen Aufstiegszeitpunkt nach
Satz 1 weiterhin eine Tätigkeit auszuüben ist, die
diesen Aufstieg ermöglicht hätte.

Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht in den Fällen des § 4
Abs. 2. Erfolgt die Höhergruppierung vor dem 1. Ok-
tober 2007, gilt – gegebenenfalls unter Berücksichti-
gung des Satzes 2 – § 6 Abs. 2 Satz 1 und 2 entspre-
chend.

(2) Aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O in eine
der Entgeltgruppen 2 sowie 9 bis 15 übergeleitete
Beschäftigte, die am 1. Oktober 2005 bei Fortgeltung
des bisherigen Tarifrechts die für eine Höhergrup-
pierung erforderliche Zeit der Bewährung oder Tätig-
keit zur Hälfte erfüllt haben und in der Zeit zwischen
dem 1. November 2005 und dem 30. September 2007
höhergruppiert wären, erhalten ab dem Zeitpunkt, zu
dem sie nach bisherigem Recht höhergruppiert wä-
ren, in ihrer bisherigen Entgeltgruppe Entgelt nach
derjenigen individuellen Zwischen- bzw. Endstufe, die
sich ergeben hätte, wenn sich ihr Vergleichsentgelt
(§ 5) nach der Vergütung aufgrund der Höhergrup-
pierung bestimmt hätte. Voraussetzung für diesen
Stufenaufstieg ist, dass

– zum individuellen Aufstiegszeitpunkt keine
Anhaltspunkte vorliegen, die bei Fortgeltung
des bisherigen Rechts einer Höhergruppierung
entgegengestanden hätten, und

– bis zum individuellen Aufstiegszeitpunkt nach
Satz 1 weiterhin eine Tätigkeit auszuüben ist, die
diesen Aufstieg ermöglicht hätte.

Ein etwaiger Strukturausgleich wird ab dem indivi-
duellen Aufstiegszeitpunkt nicht mehr gezahlt. Der
weitere Stufenaufstieg richtet sich bei Zuordnung zu
einer individuellen Zwischenstufe nach § 6 Abs. 1.
§ 4 Abs. 2 bleibt unberührt.

gütungsgruppe V c BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche
Sparkassen übergeleitet worden sind. Voraussetzung
für die Höhergruppierung nach Satz 1 und 2 ist, dass

– zum individuellen Aufstiegszeitpunkt keine
Anhaltspunkte vorliegen, die bei Fortgeltung
des bisherigen Rechts einer Höhergruppierung
entgegengestanden hätten, und

– bis zum individuellen Aufstiegszeitpunkt nach
Satz 1 weiterhin eine Tätigkeit auszuüben ist, die
diesen Aufstieg ermöglicht hätte.

Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht in den Fällen des § 4
Abs. 2. Erfolgt die Höhergruppierung vor dem 1. Ok-
tober 2007, gilt – gegebenenfalls unter Berücksichti-
gung des Satzes 2 – § 6 Abs. 2 Satz 1 und 2 entspre-
chend.

(2) Aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O/BAT-
Ostdeutsche Sparkassen in eine der Entgeltgruppen 2
sowie 9 bis 15 übergeleitete Beschäftigte, die am
1. Oktober 2005 bei Fortgeltung des bisherigen Tarif-
rechts die für eine Höhergruppierung erforderliche
Zeit der Bewährung oder Tätigkeit zur Hälfte erfüllt
haben und in der Zeit zwischen dem 1. November 2005
und dem 30. September 2007 höhergruppiert wären,
erhalten ab dem Zeitpunkt, zu dem sie nach bisheri-
gem Recht höhergruppiert wären, in ihrer bisherigen
Entgeltgruppe Entgelt nach derjenigen individuellen
Zwischen- bzw. Endstufe, die sich ergeben hätte, wenn
sich ihr Vergleichsentgelt (§ 5) nach der Vergütung
aufgrund der Höhergruppierung bestimmt hätte. Vor-
aussetzung für diesen Stufenaufstieg ist, dass

– zum individuellen Aufstiegszeitpunkt keine
Anhaltspunkte vorliegen, die bei Fortgeltung
des bisherigen Rechts einer Höhergruppierung
entgegengestanden hätten, und

– bis zum individuellen Aufstiegszeitpunkt nach
Satz 1 weiterhin eine Tätigkeit auszuüben ist, die
diesen Aufstieg ermöglicht hätte.

Ein etwaiger Strukturausgleich wird ab dem indivi-
duellen Aufstiegszeitpunkt nicht mehr gezahlt. Der
weitere Stufenaufstieg richtet sich bei Zuordnung zu
einer individuellen Zwischenstufe nach § 6 Abs. 1.
§ 4 Abs. 2 bleibt unberührt. Zur Ermittlung einer neuen
individuellen Zwischenstufe gemäß Satz 1 ist für Be-
schäftigte, für die die Regelungen des Tarifgebiets Ost
Anwendung finden, das auf den Rechtsstand vom
30. September 2005 festgestellte neue Vergleichs-
entgelt um den Faktor 1,01596 zu erhöhen, wenn die
Neuberechnung des Vergleichsentgelts in der Zeit vom
1. Juli 2006 bis 30. Juni 2007, und um den Faktor
1,03191, wenn die Neuberechnung des Vergleichs-
entgelts nach dem 30. Juni 2007 zu erfolgen hat.
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Protokollerklärung zu Absatz 2:
Erfolgt die Neuberechnung des Vergleichs-
entgelts nach dem 30. Juni 2006, aber vor dem
1. Juli 2007, ist das Vergleichsentgelt gemäß
§ 6 Abs. 1 Satz 4 am 1. Juli 2007 um den Faktor
1,01571 zu erhöhen.

(3) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2
Satz 1 gelten die Absätze 1 bzw. 2 entsprechend für
übergeleitete Beschäftigte, die bei Fortgeltung des
BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen bis spätes-
tens zum 30. September 2007 wegen Erfüllung der
erforderlichen Zeit der Bewährung oder Tätigkeit
höhergruppiert worden wären; dies gilt unabhängig
davon, ob die Hälfte der erforderlichen Bewährungs-
oder Tätigkeitszeit am Stichtag erfüllt ist.

(4) Die Absätze 1 bis 3 finden auf übergeleitete Be-
schäftigte, deren Eingruppierung sich nach der
Vergütungsordnung für Angestellte im Pflegedienst
(Anlage 1 b zum BAT) richtet, und auf unter § 51
Abs. 1 bis 5 BT-K fallende Ärztinnen und Ärzte kei-
ne Anwendung.

(5) Ist bei einer Lehrkraft, die gemäß Nr. 5 der Be-
merkung zu allen Vergütungsgruppen nicht unter die
Anlage 1 a zum BAT fällt, eine Höhergruppierung nur
vom Ablauf einer Bewährungszeit und von der Be-
währung abhängig und ist am Stichtag die Hälfte der
Mindestzeitdauer für einen solchen Aufstieg erfüllt,
erfolgt in den Fällen des Absatzes 1 unter den weite-
ren dort genannten Voraussetzungen zum individuel-
len Aufstiegszeitpunkt der Aufstieg in die nächsthö-
here Entgeltgruppe. Absatz 1 Satz 2 und Höher-
 gruppierungsmöglichkeiten durch entsprechende An-
wendung beamtenrechtlicher Regelungen bleiben un-
berührt. Im Fall des Absatzes 2 gilt Satz 1 mit der
Maßgabe, dass anstelle der Höhergruppierung eine
Neuberechnung des Vergleichsentgelts nach Absatz 2
erfolgt.

(3) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2
Satz 1 gelten die Absätze 1 bzw. 2 entsprechend für
übergeleitete Beschäftigte, die bei Fortgeltung des
BAT/BAT-O bis spätestens zum 30. September 2007
wegen Erfüllung der erforderlichen Zeit der Bewäh-
rung oder Tätigkeit höhergruppiert worden wären,
obwohl die Hälfte der erforderlichen Bewährungs-
oder Tätigkeitszeit am Stichtag noch nicht erfüllt ist.

§ 9
Vergütungsgruppenzulagen

TVÜ-Bund TVÜ-VKA

(1) Aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O über-
geleitete Beschäftigte, denen am 30. September 2005
nach der Vergütungsordnung zum BAT/BAT-O eine
Vergütungsgruppenzulage zusteht, erhalten in der
Entgeltgruppe, in die sie übergeleitet werden, eine
Besitzstandszulage in Höhe ihrer bisherigen Ver-
gütungsgruppenzulage.

(2) Aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O über-
geleitete Beschäftigte, die bei Fortgeltung des bishe-
rigen Rechts nach dem 30. September 2005 eine
Vergütungsgruppenzulage ohne vorausgehenden Fall-

(1) Aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O/BAT-
Ostdeutsche Sparkassen übergeleitete Beschäftigte,
denen am 30. September 2005 nach der Vergütungs-
ordnung zum BAT eine Vergütungsgruppenzulage
zusteht, erhalten in der Entgeltgruppe, in die sie über-
geleitet werden, eine Besitzstandszulage in Höhe ih-
rer bisherigen Vergütungsgruppenzulage.

(2) Aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O/BAT-
Ostdeutsche Sparkassen übergeleitete Beschäftigte, die
bei Fortgeltung des bisherigen Rechts nach dem
30. September 2005 eine Vergütungsgruppenzulage
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ohne vorausgehenden Bewährungs- oder Fallgruppen-
aufstieg erreicht hätten, erhalten ab dem Zeitpunkt,
zu dem ihnen die Zulage nach bisherigem Recht zu-
gestanden hätte, eine Besitzstandszulage. Die Höhe
der Besitzstandszulage bemisst sich nach dem Betrag,
der als Vergütungsgruppenzulage zu zahlen gewesen
wäre, wenn diese bereits am 30. September 2005 zu-
gestanden hätte. Voraussetzung ist, dass

– am 1. Oktober 2005 die für die Vergütungs-
gruppenzulage erforderliche Zeit der Be-
währung oder Tätigkeit nach Maßgabe des
§ 23b Abschn. B BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche
Sparkassen zur Hälfte erfüllt ist,

– zu diesem Zeitpunkt keine Anhaltspunkte
vorliegen, die bei Fortgeltung des bisherigen
Rechts der Vergütungsgruppenzulage entgegen-
gestanden hätten und

– bis zum individuellen Zeitpunkt nach Satz 1
weiterhin eine Tätigkeit auszuüben ist, die zu
der Vergütungsgruppenzulage geführt hätte.

(3) Für aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O/
BAT-Ostdeutsche Sparkassen übergeleitete Beschäf-
tigte, die bei Fortgeltung des bisherigen Rechts nach
dem 30. September 2005 im Anschluss an einen Fall-
gruppenaufstieg eine Vergütungsgruppenzulage er-
reicht hätten, gilt Folgendes:

a) In eine der Entgeltgruppen 3, 5, 6 oder 8
übergeleitete Beschäftigte, die den Fallgruppen-
aufstieg am 30. September 2005 noch nicht
erreicht haben, sind zu dem Zeitpunkt, zu dem
sie nach bisherigem Recht höhergruppiert
worden wären, in die nächsthöhere Entgelt-
gruppe des TVöD eingruppiert; § 8 Abs. 1
Satz 2 bis 5 gilt entsprechend. Eine Besitz-
standszulage für eine Vergütungsgruppenzulage
steht nicht zu.

b) Ist ein der Vergütungsgruppenzulage vorausge-
hender Fallgruppenaufstieg am 30. September
2005 bereits erfolgt, gilt Absatz 2 mit der
Maßgabe, dass am 1. Oktober 2005 die Hälfte
der Gesamtzeit für den Anspruch auf die
Vergütungsgruppenzulage einschließlich der
Zeit für den vorausgehenden Aufstieg zurück-
gelegt sein muss.

(4) Die Besitzstandszulage nach den Absätzen 1, 2
und 3 Buchst. b wird so lange gezahlt, wie die an-
spruchsbegründende Tätigkeit ununterbrochen ausge-
übt wird und die sonstigen Voraussetzungen für die
Vergütungsgruppenzulage nach bisherigem Recht
weiterhin bestehen. Sie verändert sich bei allgemei-
nen Entgeltanpassungen um den von den Tarifvertrags-
parteien für die jeweilige Entgeltgruppe festgelegten
Vomhundertsatz.

gruppenaufstieg erreicht hätten, erhalten ab dem Zeit-
punkt, zu dem ihnen die Zulage nach bisherigem Recht
zugestanden hätte, eine Besitzstandszulage. Die Höhe
der Besitzstandszulage bemisst sich nach dem Betrag,
der als Vergütungsgruppenzulage zu zahlen gewesen
wäre, wenn diese bereits am 30. September 2005 zu-
gestanden hätte. Voraussetzung ist, dass

– am 1. Oktober 2005 die für die Vergütungs-
gruppenzulage erforderliche Zeit der Bewäh-
rung oder Tätigkeit nach Maßgabe des § 23b
Abschn. A BAT/BAT-O zur Hälfte erfüllt ist,

– zu diesem Zeitpunkt keine Anhaltspunkte
vorliegen, die bei Fortgeltung des bisherigen
Rechts der Vergütungsgruppenzulage entgegen-
gestanden hätten und

– bis zum individuellen Zeitpunkt nach Satz 1
weiterhin eine Tätigkeit auszuüben ist, die zu
der Vergütungsgruppenzulage geführt hätte.

(3) Für aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O
übergeleitete Beschäftigte, die bei Fortgeltung des
bisherigen Rechts nach dem 30. September 2005 im
Anschluss an einen Fallgruppenaufstieg eine Ver-
gütungsgruppenzulage erreicht hätten, gilt Folgendes:

a) In eine der Entgeltgruppen 3, 5, 6 oder 8 über-
geleitete Beschäftigte, die den Fallgruppenauf-
stieg am 30. September 2005 noch nicht erreicht
haben, sind zu dem Zeitpunkt, zu dem sie nach
bisherigem Recht höhergruppiert worden wären,
in die nächsthöhere Entgeltgruppe des TVöD
eingruppiert; § 8 Abs. 1 Satz 2 bis 5 gilt ent-
sprechend. Eine Besitzstandszulage für eine
Vergütungsgruppenzulage steht nicht zu.

b) Ist ein der Vergütungsgruppenzulage vorausge-
hender Fallgruppenaufstieg am 30. September
2005 bereits erfolgt, gilt Absatz 2 mit der Maß-
gabe, dass am 1. Oktober 2005 die Hälfte der
Gesamtzeit für den Anspruch auf die Ver-
gütungsgruppenzulage einschließlich der Zeit
für den vorausgehenden Aufstieg zurückgelegt
sein muss.

(4) Die Besitzstandszulage nach den Absätzen 1, 2
und 3 Buchst. b wird so lange gezahlt, wie die an-
spruchsbegründende Tätigkeit ununterbrochen ausge-
übt wird und die sonstigen Voraussetzungen für die
Vergütungsgruppenzulage nach bisherigem Recht
weiterhin bestehen. Sie verändert sich bei allgemei-
nen Entgeltanpassungen um den von den Tarif-
vertragsparteien für die jeweilige Entgeltgruppe fest-
gelegten Vomhundertsatz.
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§ 10
Fortführung vorübergehend übertragener höherwertiger Tätigkeit

TVÜ-Bund TVÜ-VKA

(1) Beschäftigte, denen am 30. September 2005 eine
Zulage nach § 24 BAT/BAT-O zusteht, erhalten nach
Überleitung in den TVöD eine Besitzstandszulage in
Höhe ihrer bisherigen Zulage, solange sie die an-
spruchsbegründende Tätigkeit weiterhin ausüben und
die Zulage nach bisherigem Recht zu zahlen wäre.
Wird die anspruchsbegründende Tätigkeit über den
30. September 2007 hinaus beibehalten, finden mit
Wirkung ab dem 1. Oktober 2007 die Regelungen des
TVöD über die vorübergehende Übertragung einer
höherwertigen Tätigkeit Anwendung. Für eine vor dem
1. Oktober 2005 vorübergehend übertragene höher-
wertige Tätigkeit, für die am 30. September 2005
wegen der zeitlichen Voraussetzungen des § 24 Abs. 1
bzw. 2 BAT/BAT-O noch keine Zulage gezahlt wird,
gilt Satz 1 und 2 ab dem Zeitpunkt entsprechend, zu
dem nach bisherigem Recht die Zulage zu zahlen ge-
wesen wäre. Sätze 1 bis 3 gelten in den Fällen des § 9
MTArb/MTArb-O entsprechend; bei Vertretung einer
Arbeiterin/eines Arbeiters bemisst sich die Zulage
nach dem Unterschiedsbetrag zwischen dem Lohn
nach § 9 Abs. 2 Buchst. a MTArb/MTArb-O und dem
im September 2005 ohne Zulage zustehenden Lohn.
Sätze 1 bis 4 gelten bei besonderen tarifvertraglichen
Vorschriften über die vorübergehende Übertragung
höherwertiger Tätigkeiten entsprechend.

(1) Beschäftigte, denen am 30. September 2005 eine
Zulage nach § 24 BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche Spar-
kassen zusteht, erhalten nach Überleitung in den TVöD
eine Besitzstandszulage in Höhe ihrer bisherigen Zu-
lage, solange sie die anspruchsbegründende Tätigkeit
weiterhin ausüben und die Zulage nach bisherigem
Recht zu zahlen wäre. Wird die anspruchsbegründende
Tätigkeit über den 30. September 2007 hinaus beibe-
halten, finden mit Wirkung ab dem 1. Oktober 2007
die Regelungen des TVöD über die vorübergehende
Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit Anwen-
dung. Für eine vor dem 1. Oktober 2005 vorüberge-
hend übertragene höherwertige Tätigkeit, für die am
30. September 2005 wegen der zeitlichen Vorausset-
zungen des § 24 Abs. 1 bzw. 2 BAT/BAT-O/BAT-Ost-
deutsche Sparkassen noch keine Zulage gezahlt wird,
gilt Satz 1 und 2 ab dem Zeitpunkt entsprechend, zu
dem nach bisherigem Recht die Zulage zu zahlen ge-
wesen wäre. Sätze 1 bis 3 gelten für landesbezirkliche
Regelungen gemäß § 9 Abs. 3 BMT-G und nach Ab-
schnitt I. der Anlage 3 des Tarifvertrages zu § 20 Abs. 1
BMT-G-O (Lohngruppenverzeichnis) entsprechend.
Sätze 1 bis 4 gelten bei besonderen tarifvertraglichen
Vorschriften über die vorübergehende Übertragung
höherwertiger Tätigkeiten entsprechend.

(2) Absatz 1 gilt in Fällen des § 2 der Anlage 3 zum
BAT entsprechend. An die Stelle der Begriffe Vergü-
tung und Vergütungsgruppe treten die Begriffe Ent-
gelt und Entgeltgruppe.

Ergänzend zu § 10 TVÜ-Bund wird bestimmt:

§ 10 TVÜ-Bund gilt sinngemäß auch für Zulagen nach § 19 Abs. 3 KAO in der bis 30. September 2006 geltenden
Fassung.

§ 11
Kinderbezogene Entgeltbestandteile

TVÜ-Bund TVÜ-VKA

(1) Für im September 2005 zu berücksichtigende Kin-
der werden die kinderbezogenen Entgeltbestandteile
des BAT/BAT-O oder MTArb/MTArb-O in der für
September 2005 zustehenden Höhe als Besitzstands-
zulage fortgezahlt, solange für diese Kinder Kinder-
geld nach dem Einkommensteuergesetz (EStG) oder
nach dem Bundeskindergeldgesetz (BKGG) ununter-
brochen gezahlt wird oder ohne Berücksichtigung des
§ 64 oder § 65 EStG oder des § 3 oder § 4 BKGG
gezahlt würde. Die Besitzstandszulage entfällt ab dem
Zeitpunkt, zu dem einer anderen Person, die im öf-

(1) Für im September 2005 zu berücksichtigende Kin-
der werden die kinderbezogenen Entgeltbestandteile
des BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen oder
BMT-G/BMT-G-O in der für September 2005 zuste-
henden Höhe als Besitzstandszulage fortgezahlt, so-
lange für diese Kinder Kindergeld nach dem Ein-
kommensteuergesetz (EStG) oder nach dem Bundes-
kindergeldgesetz (BKGG) ununterbrochen gezahlt
wird oder ohne Berücksichtigung des § 64 oder § 65
EStG oder des § 3 oder § 4 BKGG gezahlt würde. Die
Besitzstandszulage entfällt ab dem Zeitpunkt, zu dem
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einer anderen Person, die im öffentlichen Dienst steht
oder auf Grund einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst
nach beamtenrechtlichen Grundsätzen oder nach ei-
ner Ruhelohnordnung versorgungsberechtigt ist, für
ein Kind, für welches die Besitzstandszulage gewährt
wird, das Kindergeld gezahlt wird; die Änderung der
Kindergeldberechtigung hat die/der Beschäftigte dem
Arbeitgeber unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Un-
terbrechungen wegen der Ableistung von Grundwehr-
dienst, Zivildienst oder Wehrübungen sowie die Ab-
leistung eines freiwilligen sozialen oder ökologischen
Jahres sind unschädlich; soweit die unschädliche Un-
terbrechung bereits im Monat September 2005 vor-
liegt, wird die Besitzstandszulage ab dem Zeitpunkt
des Wiederauflebens der Kindergeldzahlung gewährt.

(2) § 24 Abs. 2 TVöD ist anzuwenden. Die Besitz-
standszulage nach Absatz 1 Satz 1 verändert sich bei
allgemeinen Entgeltanpassungen um den von den
Tarifvertragsparteien für die jeweilige Entgeltgruppe
festgelegten Vomhundertsatz. Ansprüche nach Ab-
satz 1 können für Kinder ab dem vollendeten 16. Le-
bensjahr durch Vereinbarung mit der/dem Beschäf-
tigten abgefunden werden. § 6 Abs. 1 Satz 4 findet
entsprechende Anwendung.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für

a) zwischen dem 1. Oktober 2005 und dem 31. De-
zember 2005 geborene Kinder der übergelei-
teten Beschäftigten,

b) die Kinder von bis zum 31. Dezember 2005 in
ein Arbeitsverhältnis übernommenen Auszu-
bildenden, Schülerinnen/Schüler in der Gesund-
heits- und Krankenpflege, Gesundheits- und
Kinderkrankenpflege und in der Entbindungs-
pflege sowie Praktikantinnen und Praktikanten
aus tarifvertraglich geregelten Beschäftigungs-
verhältnissen, soweit diese Kinder vor dem
1. Januar 2006 geboren sind.

fentlichen Dienst steht oder auf Grund einer Tätig-
keit im öffentlichen Dienst nach beamtenrechtlichen
Grundsätzen oder nach einer Ruhelohnordnung ver-
sorgungsberechtigt ist, für ein Kind, für welches die
Besitzstandszulage gewährt wird, das Kindergeld ge-
zahlt wird; die Änderung der Kindergeldberechtigung
hat die/der Beschäftigte dem Arbeitgeber unverzüg-
lich schriftlich anzuzeigen. Unterbrechungen wegen
Ableistung von Grundwehrdienst, Zivildienst oder
Wehrübungen sowie die Ableistung eines freiwilligen
sozialen oder ökologischen Jahres sind unschädlich;
soweit die unschädliche Unterbrechung bereits im
Monat September 2005 vorliegt, wird die Besitz-
standszulage ab dem Zeitpunkt des Wiederauflebens
der Kindergeldzahlung gewährt.

(2) § 24 Abs. 2 TVöD ist anzuwenden. Die Besitz-
standszulage nach Absatz 1 Satz 1 verändert sich bei
allgemeinen Entgeltanpassungen um den von den
Tarifvertragsparteien für die jeweilige Entgeltgruppe
festgelegten Vomhundertsatz. Ansprüche nach Ab-
satz 1 können für Kinder ab dem vollendeten 16. Le-
bensjahr durch Vereinbarung mit der/dem Beschäf-
tigten abgefunden werden.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für

a) zwischen dem 1. Oktober 2005 und dem
31. Dezember 2005 geborene Kinder der
übergeleiteten Beschäftigten,

b) die Kinder von bis zum 31. Dezember 2005 in
ein Arbeitsverhältnis übernommenen Auszu-
bildenden, Schülerinnen/Schüler in der Gesund-
heits- und Krankenpflege, Gesundheits- und
Kinderkrankenpflege und in der Entbindungs-
pflege sowie Praktikantinnen und Praktikanten
aus tarifvertraglich geregelten Beschäftigungs-
verhältnissen, soweit diese Kinder vor dem
1. Januar 2006 geboren sind.

Protokollnotiz (AR-Ü) zu § 11 Abs. 1 Satz 1 TVÜ-Bund und TVÜ-VKA:

Die Unterbrechung der Entgeltzahlung im September 2006 bei Ruhen des Arbeitsverhältnisses wegen
Elternzeit, Rente auf Zeit oder Ablauf der Krankenbezugsfristen ist für das Entstehen des Anspruchs auf die
Besitzstandszulage unschädlich. Bei späteren Unterbrechungen der Entgeltzahlung in den Fällen von Satz 1
wird die Besitzstandszulage nach Wiederaufnahme der Beschäftigung weiter gezahlt. Die Höhe der Besitz-
standszulage nach Satz 1 richtet sich nach § 5 Abs. 6. Diejenigen Beschäftigten, die im September 2006
nicht kindergeldberechtigt waren und deshalb keinen kinderbezogenen Ortszuschlagsanteil erhalten haben
und bis zum 28. Februar 2007 einen Berechtigtenwechsel beim Kindergeld vornehmen, haben Anspruch auf
die Besitzstandszulage nach Satz 1. Die Höhe der Besitzstandszulage ist so zu bemessen, als hätte der/die
Beschäftigte bereits im September 2006 Anspruch auf Kindergeld gehabt.
Unschädlich ist auch die Unterbrechung der Auszahlung des Kindergeldes, wenn ggf. auch erst im Nach-
hinein festgestellt wird, dass ein ununterbrochener Zahlungsanspruch bestand.
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§ 12
Strukturausgleich

TVÜ-Bund TVÜ-VKA

(1) Aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O über-
geleitete Beschäftigte erhalten ausschließlich in den
in Anlage 3 TVÜ-Bund aufgeführten Fällen zusätz-
lich zu ihrem monatlichen Entgelt einen nicht dyna-
mischen Strukturausgleich. Maßgeblicher Stichtag für
die anspruchsbegründenden Voraussetzungen (Ver-
gütungsgruppe, Lebensalterstufe, Ortszuschlag, Auf-
stiegszeiten) ist der 1. Oktober 2005, sofern in Anla-
ge 3 TVÜ-Bund nicht ausdrücklich etwas anderes
geregelt ist.

(2) Die Zahlung des Strukturausgleichs beginnt im
Oktober 2007, sofern in Anlage 3 TVÜ-Bund nicht
etwas anderes bestimmt ist.

(3) Für Beschäftigte, für die nach dem TVöD die Re-
gelungen des Tarifgebiets Ost Anwendung finden, gilt
der jeweilige Bemessungssatz.

(4) Bei Teilzeitbeschäftigung steht der Strukturaus-
gleich anteilig zu (§ 24 Abs. 2 TVöD). § 5 Abs. 5
Satz 2 gilt entsprechend.

Protokollerklärung zu Absatz 4:
Bei späteren Veränderungen der individuellen
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit der/des
Beschäftigten ändert sich der Strukturausgleich
entsprechend.

(5) Bei Höhergruppierungen wird der Unterschieds-
betrag zum bisherigen Entgelt auf den Strukturaus-
gleich angerechnet.

(6) Einzelvertraglich kann der Strukturausgleich ab-
gefunden werden.

(1) Aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O/BAT-
Ostdeutsche Sparkassen übergeleitete Beschäftigte
erhalten ausschließlich in den in Anlage 2 aufgeführ-
ten Fällen zusätzlich zu ihrem monatlichen Entgelt
einen nicht dynamischen Strukturausgleich. Maßgeb-
licher Stichtag für die anspruchsbegründenden Vor-
aussetzungen (Vergütungsgruppe, Stufe, Ortszuschlag,
Aufstiegszeiten) ist der 1. Oktober 2005, sofern in
Anlage 2 nicht ausdrücklich etwas anderes geregelt
ist.

(2) Die Zahlung des Strukturausgleichs beginnt im
Oktober 2007, sofern in Anlage 2 nicht etwas anderes
bestimmt ist.

(3) Bei Teilzeitbeschäftigung steht der Strukturaus-
gleich anteilig zu (§ 24 Abs. 2 TVöD). § 5 Abs. 5
Satz 2 gilt entsprechend.

Protokollerklärung zu Absatz 3:
Bei späteren Veränderungen der individuellen
regelmäßigen Arbeitszeit der/des Beschäftigten
ändert sich der Strukturausgleich entsprechend.

(4) Bei Höhergruppierungen wird der Unterschieds-
betrag zum bisherigen Entgelt auf den Strukturaus-
gleich angerechnet.

(5) Einzelvertraglich kann der Strukturausgleich ab-
gefunden werden.

(6) Die Absätze 1 bis 5 finden auf Ärztinnen und
Ärzte, die unter § 51 BT-K fallen, keine Anwendung.

§ 13
Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall

TVÜ-Bund TVÜ-VKA

(1) Bei Beschäftigten, für die bis zum 30. September
2005 § 71 BAT gegolten hat, wird abweichend von § 22
Abs. 2 TVöD für die Dauer des über den 30. Septem-
ber 2005 hinaus ununterbrochen fortbestehenden Ar-
beitsverhältnisses der Krankengeldzuschuss in Höhe des

(1) Bei Beschäftigten, für die bis zum 30. September
2005 § 71 BAT gegolten hat, wird abweichend von § 22
Abs. 2 TVöD für die Dauer des über den 30. Septem-
ber 2005 hinaus ununterbrochen fortbestehenden Ar-
beitsverhältnisses der Krankengeldzuschuss in Höhe des
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Unterschiedsbetrages zwischen dem festgesetzten Netto-
krankengeld oder der entsprechenden gesetzlichen Netto-
leistung und dem Nettoentgelt (§ 22 Abs. 2 Satz 2 und 3
TVöD) gezahlt. Nettokrankengeld ist das um die
Arbeitnehmeranteile zur Sozialversicherung reduzierte
Krankengeld. Für Beschäftigte, die nicht der Versiche-
rungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung
unterliegen, ist bei der Berechnung des Krankengeld-
zuschusses der Höchstsatz des Nettokrankengeldes, der
bei Pflichtversicherung in der gesetzlichen Kranken-
versicherung zustünde, zugrunde zu legen.

(2) Beschäftigte im Sinne des Absatzes 1 erhalten
längstens bis zum Ende der 26. Woche seit dem Be-
ginn ihrer über den 30. September 2005 hinaus unun-
terbrochen fortbestehenden Arbeitsunfähigkeit infolge
derselben Krankheit oder Arbeitsverhinderung infolge
einer Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder
Rehabilitation ihr Entgelt nach § 21 TVöD fortgezahlt.
Tritt nach dem 1. Oktober 2005 Arbeitsunfähigkeit
infolge derselben Krankheit ein, werden die Zeiten
der Entgeltfortzahlung nach Satz 1 auf die Fristen
gemäß § 22 TVöD angerechnet.

Protokollerklärung zu § 13:
Soweit Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis mit
dem Bund vor dem 1. August 1998 begründet
worden ist, Anspruch auf Beihilfe im Krank-
heitsfall haben, besteht dieser nach den bisher
geltenden Regelungen des Bundes zur Gewäh-
rung von Beihilfen an Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer fort. Änderungen der Beihilfevor-
schriften für die Beamtinnen und Beamten des
Bundes kommen zur Anwendung.

Unterschiedsbetrages zwischen dem festgesetzten Netto-
krankengeld oder der entsprechenden gesetzlichen Netto-
leistung und dem Nettoentgelt (§ 22 Abs. 2 Satz 2 und 3
TVöD) gezahlt. Nettokrankengeld ist das um die
Arbeitnehmeranteile zur Sozialversicherung reduzierte
Krankengeld. Für Beschäftigte, die nicht der Versiche-
rungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung
unterliegen, ist bei der Berechnung des Krankengeld-
zuschusses der Höchstsatz des Nettokrankengeldes, der
bei Pflichtversicherung in der gesetzlichen Kranken-
versicherung zustünde, zugrunde zu legen.

(2) Beschäftigte im Sinne des Absatzes 1 erhalten
längstens bis zum Ende der 26. Woche seit dem Be-
ginn ihrer über den 30. September 2005 hinaus unun-
terbrochen fortbestehenden Arbeitsunfähigkeit infolge
derselben Krankheit oder Arbeitsverhinderung infolge
einer Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder
Rehabilitation ihr Entgelt nach § 21 TVöD fortgezahlt.
Tritt nach dem 1. Oktober 2005 Arbeitsunfähigkeit
infolge derselben Krankheit ein, werden die Zeiten
der Entgeltfortzahlung nach Satz 1 auf die Fristen
gemäß § 22 TVöD angerechnet.

Protokollerklärung zu § 13:
Ansprüche aufgrund von beim Arbeitgeber am
30. September 2005 geltenden Regelungen für
die Gewährung von Beihilfen an Arbeitnehmer-
innen und Arbeitnehmer im Krankheitsfall blei-
ben für die von § 1 Abs. 1 erfassten Beschäftig-
ten unberührt. Änderungen von Beihilfevor-
schriften für Beamte kommen zur Anwendung,
soweit auf Landes- bzw. Bundesvorschriften
Bezug genommen wird.

§ 14
Beschäftigungszeit

TVÜ-Bund TVÜ-VKA

(1) Für die Dauer des über den 30. September 2005
hinaus fortbestehenden Arbeitsverhältnisses werden
die vor dem 1. Oktober 2005 nach Maßgabe der je-
weiligen tarifrechtlichen Vorschriften anerkannten
Beschäftigungszeiten als Beschäftigungszeit im Sin-
ne des § 34 Abs. 3 TVöD berücksichtigt. Abweichend
von Satz 1 bleiben bei § 34 Abs. 2 TVöD für Beschäf-
tigte Zeiten, die vor dem 3. Oktober 1990 im Beitritts-
gebiet (Art. 3 des Einigungsvertrages vom 31. Au-
gust 1990) zurückgelegt worden sind, bei der Be-
schäftigungszeit unberücksichtigt.

(2) Für die Anwendung des § 23 Abs. 2 TVöD werden
die bis zum 30. September 2005 zurückgelegten Zei-
ten, die nach Maßgabe

– des BAT anerkannte Dienstzeit,

(1) Für die Dauer des über den 30. September 2005
hinaus fortbestehenden Arbeitsverhältnisses werden
die vor dem 1. Oktober 2005 nach Maßgabe der je-
weiligen tarifrechtlichen Vorschriften anerkannten
Beschäftigungszeiten als Beschäftigungszeit im Sin-
ne des § 34 Abs. 3 TVöD berücksichtigt.

(2) Für die Anwendung des § 23 Abs. 2 TVöD werden
die bis zum 30. September 2005 zurückgelegten Zei-
ten, die nach Maßgabe

– des BAT anerkannte Dienstzeit,
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– des BAT-O bzw. MTArb-O anerkannte
Beschäftigungszeit,

– des MTArb anerkannte Jubiläumszeit

sind, als Beschäftigungszeit im Sinne des § 34 Abs. 3
TVöD berücksichtigt.

– des BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen, BMT-
G/BMT-G-O anerkannte Beschäftigungszeit

sind, als Beschäftigungszeit im Sinne des § 34 Abs. 3
TVöD berücksichtigt.

(3) Aus dem Geltungsbereich des BMT-G übergeleitete
Beschäftigte, die am 30. September 2005 eine Be-
schäftigungszeit (§ 6 BMT-G ohne die nach § 68 a
BMT-G berücksichtigten Zeiten) von mindestens zehn
Jahren zurückgelegt haben, erwerben abweichend von
§ 34 Abs. 2 Satz 1 TVöD den besonderen Kündigungs-
schutz nach Maßgabe des § 52 Abs. 1 BMT-G.

Ergänzend zu § 14 TVÜ-Bund bzw. TVÜ-VKA wird bestimmt:

(3) § 14 TVÜ-Bund findet entsprechende Anwendung auch auf Beschäftigungszeiten und Dienstzeiten im Sinne
der KAO in der bis zum 30. September 2006 geltenden Fassung.

§ 15
Urlaub

TVÜ-Bund TVÜ-VKA

(1) Für die Dauer und die Bewilligung des Erholungs-
urlaubs bzw. von Zusatzurlaub für das Urlaubsjahr
2005 gelten die im September 2005 jeweils maßge-
benden Vorschriften bis zum 31. Dezember 2005 fort.
Die Regelungen des TVöD gelten für die Bemessung
des Urlaubsentgelts sowie für eine Übertragung von
Urlaub auf das Kalenderjahr 2006.

(2) Aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O über-
geleitete Beschäftigte der Vergütungsgruppen 1 und
la, die für das Urlaubsjahr 2005 einen Anspruch auf
30 Arbeitstage Erholungsurlaub erworben haben, be-
halten bei einer Fünftagewoche diesen Anspruch für
die Dauer des über den 30. September 2005 hinaus
ununterbrochen fortbestehenden Arbeitsverhältnisses.
Die Urlaubsregelungen des TVöD bei abweichender
Verteilung der Arbeitszeit gelten entsprechend.

(3) § 49 Abs. 1 und 2 MTArb/MTArb-O i. V. m. dem
Tarifvertrag über Zusatzurlaub für gesundheits-
gefährdende Arbeiten für Arbeiter des Bundes gelten
bis zum Inkrafttreten eines entsprechenden Tarifver-
trags des Bundes fort; im Übrigen gilt Absatz 1 ent-
sprechend.

(4) In den Fällen des § 48a BAT/BAT-O oder § 48a
MTArb/MTArb-O wird der nach der Arbeitsleistung
im Kalenderjahr 2005 zu bemessende Zusatzurlaub
im Kalenderjahr 2006 gewährt. Die nach Satz 1 zu-
stehenden Urlaubstage werden auf den nach den Be-
stimmungen des TVöD im Kalenderjahr 2006 zuste-

(1) Für die Dauer und die Bewilligung des Erholungs-
urlaubs bzw. von Zusatzurlaub für das Urlaubsjahr
2005 gelten die im September 2005 jeweils maßge-
benden Vorschriften bis zum 31. Dezember 2005 fort.
Die Regelungen des TVöD gelten für die Bemessung
des Urlaubsentgelts sowie für eine Übertragung von
Urlaub auf das Kalenderjahr 2006.

(2) Aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O/BAT-
Ostdeutsche Sparkassen übergeleitete Beschäftigte der
Vergütungsgruppen I und I a, die für das Urlaubsjahr
2005 einen Anspruch auf 30 Arbeitstage Erholungs-
urlaub erworben haben, behalten bei einer Fünftage-
woche diesen Anspruch für die Dauer des über den
30. September 2005 hinaus ununterbrochen fortbeste-
henden Arbeitsverhältnisses. Die Urlaubsregelungen
des TVöD bei abweichender Verteilung der Arbeits-
zeit gelten entsprechend.

(3) § 42 Abs. 1 BMT-G/BMT-G-O i. V. m. bezirklichen
Tarifverträgen zu § 42 Abs. 2 BMT-G und der Tarif-
vertrag zu § 42 Abs. 2 BMT-G-O (Zusatzurlaub für
Arbeiter) gelten bis zum In-Kraft-Treten entsprechen-
der landesbezirklicher Tarifverträge fort; im Übrigen
gilt Absatz 1 entsprechend.

(4) In den Fällen des § 48 a BAT/BAT-O/BAT-Ost-
deutsche Sparkassen oder § 41 a BMT-G/BMT-G-O
wird der nach der Arbeitsleistung im Kalenderjahr
2005 zu bemessende Zusatzurlaub im Kalenderjahr
2006 gewährt. Die nach Satz 1 zustehenden Urlaubs-
tage werden auf den nach den Bestimmungen des
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henden Zusatzurlaub für Wechselschichtarbeit und
Schichtarbeit angerechnet. Absatz 1 Satz 2 gilt ent-
sprechend.

TVöD im Kalenderjahr 2006 zustehenden Zusatz-
urlaub für Wechselschichtarbeit und Schichtarbeit
angerechnet. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

Durch Vereinbarung mit der/dem Beschäftigten kön-
nen Entgeltbestandteile aus Besitzständen, ausgenom-
men für Vergütungsgruppenzulagen, pauschaliert bzw.
abgefunden werden. § 11 Abs. 2 Satz 3 und § 12 Abs. 6
bleiben unberührt.

Protokollerklärung zum 3. Abschnitt:
Einvernehmlich werden die Verhandlungen zur
Überleitung der Entgeltsicherung bei Leistungs-
minderung zurückgestellt. Da damit die fristge-
rechte Überleitung bei Beschäftigten, die eine
Zahlung nach §§ 25, 37 MTArb/MTArb-O bzw.
§ 56 BAT/BAT-O erhalten, nicht sichergestellt
ist, erfolgt am 1. Oktober 2005 eine Fortzahlung
der bisherigen Bezüge als zu verrechnender Ab-
schlag auf das Entgelt, das diesen Beschäftigten
nach dem noch zu erzielenden künftigen Ver-
handlungsergebnis zusteht. Die in Satz 2 ge-
nannten Bestimmungen – einschließlich etwai-
ger Sonderregelungen – finden in ihrem je-
weiligen Geltungsbereich bis zum In-Kraft-Tre-
ten einer Neuregelung weiterhin Anwendung,
und zwar auch für Beschäftigte im Sinne des
§ 1 Abs. 2. § 55 Abs. 2 Unterabs. 2 Satz 2 BAT
bleibt in seinem bisherigen Geltungsbereich un-
berührt. Sollte das künftige Verhandlungser-
gebnis geringer als bis dahin gewährte Leistun-
gen ausfallen, ist eine Rückforderung ausge-
schlossen.

§ 16
Abgeltung

 TVÜ-Bund TVÜ-VKA

Durch Vereinbarungen mit der/dem Beschäftigten
können Entgeltbestandteile aus Besitzständen, aus-
genommen für Vergütungsgruppenzulagen, pauscha-
liert bzw. abgefunden werden. § 11 Abs. 2 Satz 3 und
§ 12 Abs. 5 bleiben unberührt.

Protokollerklärung zum 3. Abschnitt:
Einvernehmlich werden die Verhandlungen zur
Überleitung der Entgeltsicherung bei Leistungs-
minderung zurückgestellt. Da damit die fristge-
rechte Überleitung bei Beschäftigten, die eine
Zahlung nach §§ 25 Abs. 4, 28 Abs. 1 und 2,
28 a BMT-G/BMT-G-O bzw. § 56 BAT/BAT-O
erhalten, nicht sichergestellt ist, erfolgt am
1. Oktober 2005 eine Fortzahlung der bishe-
rigen Bezüge als zu verrechnender Abschlag
auf das Entgelt, das diesen Beschäftigten nach
dem noch zu erzielenden künftigen Verhand-
lungsergebnis zusteht. Die in Satz 2 genannten
Bestimmungen finden in ihrem jeweiligen Gel-
tungsbereich bis zum In-Kraft-Treten einer
Neuregelung weiterhin Anwendung, und zwar
auch für Beschäftigte im Sinne des § 1 Abs. 2.
§ 55 Abs. 2 Unterabs. 2 Satz 2 BAT, Nrn. 7 und
10 SR 2 o BAT, Nr. 3 SR 2 x BAT/BAT-O blei-
ben in ihrem bisherigen Geltungsbereich unbe-
rührt. Sollte das künftige Verhandlungsergebnis
geringer als bis dahin gewährte Leistungen aus-
fallen, ist eine Rückforderung ausgeschlossen.

§ 17
Eingruppierung

TVÜ-Bund TVÜ-VKA

(1) Bis zum In-Kraft-Treten der Eingruppierungsvor-
schriften des TVöD (mit Entgeltordnung) gelten die
§§ 22, 23 BAT/BAT-O einschließlich der Vergütungs-
ordnung, die §§ 1, 2 Absätze 1 und 2 und § 5 des
Tarifvertrages über das Lohngruppenverzeichnis des
Bundes zum MTArb (TVLohngrV) einschließlich des
Lohngruppenverzeichnisses mit Anlagen 1 und 2 so-
wie die entsprechenden Regelungen für das Tarifgebiet
Ost über den 30. September 2005 hinaus fort. Diese
Regelungen finden auf übergeleitete und ab dem
1. Oktober 2005 neu eingestellte Beschäftigte im je-
weiligen bisherigen Geltungsbereich nach Maßgabe

(1) Bis zum In-Kraft-Treten der Eingruppierungsvor-
schriften des TVöD (mit Entgeltordnung) gelten die
§§ 22, 23, 25 BAT und Anlage 3 zum BAT, §§ 22,
23 BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen einschließ-
lich der Vergütungsordnung sowie die landes-
bezirklichen Lohngruppenverzeichnisse gemäß Rah-
mentarifvertrag zu § 20 BMT-G und des Tarifvertrages
zu § 20 Abs. 1 BMT-G-O (Lohngruppenverzeichnis)
über den 30. September 2005 hinaus fort. In gleicher
Weise gilt Nr. 2a SR 2x i. V. m. § 11 Satz 2 BAT/BAT-O
fort. Diese Regelungen finden auf übergeleitete und
ab dem 1. Oktober 2005 neu eingestellte Beschäftig-
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dieses Tarifvertrages Anwendung. An die Stelle der
Begriffe Vergütung und Lohn tritt der Begriff Entgelt.

(2) Abweichend von Absatz 1

– gelten Vergütungsordnung und Lohngruppen-
verzeichnis nicht für ab dem 1. Oktober 2005 in
Entgeltgruppe 1 TVöD neu eingestellte Be-
schäftigte,

– gilt die Vergütungsgruppe 1 der Vergütungs-
ordnung zum BAT/BAT-O ab dem 1. Oktober
2005 nicht fort; die Ausgestaltung entsprechen-
der Arbeitsverhältnisse erfolgt außertariflich.

(3) Mit Ausnahme der Eingruppierung in die Entgelt-
gruppe 1 sind alle zwischen dem 1. Oktober 2005 und
dem In-Kraft-Treten der neuen Entgeltordnung statt-
findenden Eingruppierungs- bzw. Einreihungsvor-
gänge (Neueinstellungen und Umgruppierungen) vor-
läufig und begründen keinen Vertrauensschutz und
keinen Besitzstand. Dies gilt nicht für Aufstiege ge-
mäß § 8 Abs. 1 Satz 1 und 2 und Abs. 3.

(4) Anpassungen der Eingruppierung aufgrund des In-
Kraft-Tretens der neuen Entgeltordnung erfolgen mit
Wirkung für die Zukunft. Bei Rückgruppierungen, die
in diesem Zusammenhang erfolgen, sind finanzielle
Nachteile im Wege einer nicht dynamischen Be-
sitzstandszulage auszugleichen, solange die Tätigkeit
ausgeübt wird. Die Besitzstandszulage vermindert sich
nach dem 30. September 2008 bei jedem Stufenauf-
stieg um die Hälfte des Unterschiedsbetrages zwischen
der bisherigen und der neuen Stufe; bei Neuein-
stellungen (§ 1 Abs. 2) vermindert sich die Besitz-
standszulage jeweils um den vollen Unterschieds-
betrag. Die Grundsätze korrigierender Rückgrup-
pierung bleiben unberührt.

te im jeweiligen bisherigen Geltungsbereich nach
Maßgabe dieses Tarifvertrages Anwendung. An die
Stelle der Begriffe Vergütung und Lohn tritt der Be-
griff Entgelt.

(2) Abweichend von Absatz 1

– gelten Vergütungsordnungen und Lohngruppen-
verzeichnisse nicht für ab dem 1. Oktober 2005
in Entgeltgruppe 1 TVöD neu eingestellte Be-
schäftigte,

– gilt die Vergütungsgruppe I der Vergütungs-
ordnung zum BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche
Sparkassen ab dem 1. Oktober 2005 nicht fort;
die Ausgestaltung entsprechender Arbeitsver-
hältnisse erfolgt außertariflich,

– gilt die Entgeltordnung für Ärztinnen und Ärzte
gemäß § 51 BT-K.

(3) Mit Ausnahme der Eingruppierung in die Entgelt-
gruppe 1 und der Eingruppierung der Ärztinnen und
Ärzte sind alle zwischen dem 1. Oktober 2005 und
dem In-Kraft-Treten der neuen Entgeltordnung statt-
findenden Eingruppierungsvorgänge (Neueinstel-
lungen und Umgruppierungen) vorläufig und begrün-
den keinen Vertrauensschutz und keinen Besitzstand.
Dies gilt nicht für Aufstiege gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1
und 2 und Abs. 3 1. Alternative.

(4) Anpassungen der Eingruppierung aufgrund des
In-Kraft-Tretens der neuen Entgeltordnung erfolgen
mit Wirkung für die Zukunft. Bei Rückgruppierungen,
die in diesem Zusammenhang erfolgen, sind finanzi-
elle Nachteile im Wege einer nicht dynamischen
Besitzstandszulage auszugleichen, solange die Tätig-
keit ausgeübt wird. Die Besitzstandszulage vermin-
dert sich nach dem 30. September 2008 bei jedem
Stufenaufstieg um die Hälfte des Unterschiedsbe-
trages zwischen der bisherigen und der neuen Stufe;
bei Neueinstellungen (§ 1 Abs. 2) vermindert sich die
Besitzstandszulage jeweils um den vollen Unter-
schiedsbetrag. Die Grundsätze korrigierender Rück-
gruppierung bleiben unberührt.

Protokollerklärung zu Absatz 4:
Dies gilt auch im Hinblick auf die Problematik
des § 2 Abs. 4 des Rahmentarifvertrages zu § 20
Abs. 1 BMT-G (Eckeingruppierung in Lohn-
gruppe 5 Fallgruppe 1 im Bereich des Kommu-
nalen Arbeitgeberverbandes Nordrhein-Westfa-
len) mit folgenden Maßgaben:
Neueinstellungen werden anstelle der Entgeltgrup-
pe 5 zunächst der Entgeltgruppe 6 zugeordnet.
Über deren endgültige Zuordnung wird im Rah-
men der Verhandlungen über die neue Entgelt-
ordnung entschieden, die insoweit zunächst auf
landesbezirklicher Ebene geführt werden.
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(5) Bewährungs-, Fallgruppen- und Tätigkeitsaufstiege
gibt es ab dem 1. Oktober 2005 nicht mehr; §§ 8 und
9 bleiben unberührt. Satz 1 gilt auch für Vergütungs-
gruppenzulagen, es sei denn, dem Tätigkeitsmerkmal
einer Vergütungsgruppe der Vergütungsordnung (An-
lage 1 a zum BAT) ist eine Vergütungsgruppenzulage
zugeordnet, die unmittelbar mit Übertragung der Tä-
tigkeit zusteht; bei Übertragung einer entsprechenden
Tätigkeit wird diese bis zum In-Kraft-Treten der neuen
Entgeltordnung unter den Voraussetzungen des bis-
herigen Tarifrechts als Besitzstandszulage in der bis-
herigen Höhe gezahlt; § 9 Abs. 4 gilt entsprechend.

(6) In der Zeit zwischen dem 1. Oktober 2005 und
dem In-Kraft-Treten der neuen Entgeltordnung erhal-
ten Beschäftigte, denen ab dem 1. Oktober 2005 eine
anspruchsbegründende Tätigkeit übertragen wird, eine
persönliche Zulage, die sich betragsmäßig nach der
entfallenen Techniker-, Meister- und Programmierer-
zulage bemisst, soweit die Anspruchsvoraussetzungen
nach bisherigem Tarifrecht erfüllt sind.

(7) Für Eingruppierungen zwischen dem 1. Oktober
2005 und dem In-Kraft-Treten der neuen Entgelt-
ordnung werden die Vergütungsgruppen der Ver-
gütungsordnung (Anlage 1a) und die Lohngruppen der
Lohngruppenverzeichnisse gemäß Anlage 3 den
Entgeltgruppen des TVöD zugeordnet. Absatz 1 Satz 2
bleibt unberührt.

Protokollerklärung zu Absatz 7:
Die Protokollerklärung zu § 4 Abs. 1 gilt ent-
sprechend für übergeleitete und ab dem 1. Ok-
tober 2005 neu eingestellte Pflegekräfte.

(8) Beschäftigte, die zwischen dem 1. Oktober 2005
und dem In-Kraft-Treten der neuen Entgeltordnung
in Entgeltgruppe 13 eingruppiert werden und die nach
der Vergütungsordnung (Anlage 1a) in Vergütungs-
gruppe II BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen
mit fünf- bzw. sechsjährigem Aufstieg nach Ver-
gütungsgruppe I b BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche
Sparkassen eingruppiert wären, erhalten bis zum In-
Kraft-Treten der neuen Entgeltordnung eine persön-
liche Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zwi-
schen dem Entgelt ihrer Stufe nach Entgeltgruppe 13
und der entsprechenden Stufe der Entgeltgruppe 14.
Von Satz 1 werden auch Fallgruppen der Vergütungs-
gruppe I b BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen
erfasst, deren Tätigkeitsmerkmale eine bestimmte
Tätigkeitsdauer voraussetzen. Die Sätze 1 und 2 gel-
ten auch für Beschäftigte im Sinne des § 1 Abs. 2.

(9) Bis zum In-Kraft-Treten der Eingruppierungsvor-
schriften des TVöD gelten für Vorarbeiter/innen und
Vorhandwerker/innen, Fachvorarbeiter/innen und ver-
gleichbare Beschäftigte die bisherigen landesbe-
zirklichen Regelungen und die Regelungen in Anla-
ge 3 Teil I des Tarifvertrages zu § 20 Abs. 1 BMT-G-O

(5) Bewährungs-, Fallgruppen- und Tätigkeitsaufstiege
gibt es ab dem 1. Oktober 2005 nicht mehr; §§ 8 und
9 bleiben unberührt. Satz 1 gilt auch für Vergütungs-
gruppenzulagen, es sei denn, dem Tätigkeitsmerkmal
einer Vergütungsgruppe der Allgemeinen Vergütungs-
ordnung (Anlage l a) ist eine Vergütungsgruppenzu-
lage zugeordnet, die unmittelbar mit Übertragung der
Tätigkeit zusteht; bei Übertragung einer entsprechen-
den Tätigkeit wird diese bis zum In-Kraft-Treten der
neuen Entgeltordnung unter den Voraussetzungen des
bisherigen Tarifrechts als Besitzstandszulage in der
bisherigen Höhe gezahlt; § 9 Abs. 4 gilt entsprechend.

(6) In der Zeit zwischen dem 1. Oktober 2005 und
dem In-Kraft-Treten der neuen Entgeltordnung erhal-
ten Beschäftigte, denen ab dem 1. Oktober 2005 eine
anspruchsbegründende Tätigkeit übertragen wird, eine
persönliche Zulage, die sich betragsmäßig nach der
entfallenen Techniker-, Meister- und Programmierer-
zulage bemisst, soweit die Anspruchsvoraussetzungen
nach bisherigem Tarifrecht erfüllt sind.

(7) Für Eingruppierungen bzw. Einreihungen zwi-
schen dem 1. Oktober 2005 und dem In-Kraft-Treten
der neuen Entgeltordnung werden die Vergütungs-
gruppen der Allgemeinen Vergütungsordnung (Anla-
ge l a) und die Lohngruppen des Lohngruppen-
verzeichnisses gemäß Anlage 4 TVÜ-Bund den Ent-
geltgruppen des TVöD zugeordnet. Absatz 1 Satz 2
bleibt unberührt.

(8) Beschäftigte, die zwischen dem 1. Oktober 2005
und dem In-Kraft-Treten der neuen Entgeltordnung
in Entgeltgruppe 13 eingruppiert werden und die nach
der Allgemeinen Vergütungsordnung (Anlage l a) in
Vergütungsgruppe II a BAT/BAT-O mit fünf- bzw.
sechsjährigem Aufstieg nach Vergütungsgruppe I b
BAT/BAT-O eingruppiert wären, erhalten bis zum In-
Kraft-Treten der neuen Entgeltordnung eine persön-
liche Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zwi-
schen dem Entgelt ihrer Stufe nach Entgeltgruppe 13
und der entsprechenden Stufe der Entgeltgruppe 14.
Von Satz 1 werden auch Fallgruppen der Vergütungs-
gruppe I b BAT/BAT-O erfasst, deren Tätigkeits-
merkmale eine bestimmte Tätigkeitsdauer vorausset-
zen. Die Sätze 1 und 2 gelten auch für Beschäftigte
im Sinne des § 1 Abs. 2.

(9) Bis zum In-Kraft-Treten der Eingruppierungsvor-
schriften des TVöD gelten die bisherigen Regelungen
für Vorarbeiter/innen und für Vorhandwerker/innen im
bisherigen Geltungsbereich fort; dies gilt auch für
Beschäftigte im Sinne des § 1 Abs. 2. Satz 1 gilt für
Lehrgesellen entsprechend. lst anlässlich der vorüber-
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(Lohngruppenverzeichnis) im bisherigen Geltungs-
bereich fort; dies gilt auch für Beschäftigte im Sinne
des § 1 Abs. 2. Satz 1 gilt für Lehrgesellen/innen ent-
sprechend, soweit hierfür besondere tarifliche Rege-
lungen vereinbart sind. Ist anlässlich der vorüberge-
henden Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit im
Sinne des § 14 TVöD zusätzlich eine Tätigkeit auszu-
üben, für die nach bisherigem Recht ein Anspruch auf
Zahlung einer Zulage für Vorarbeiter/innen und Vor-
handwerker/innen, Fachvorarbeiter/innen und ver-
gleichbare Beschäftigte oder Lehrgesellen/innen be-
steht, erhält die/der Beschäftigte abweichend von den
Sätzen 1 und 2 sowie von § 14 Abs. 3 TVöD anstelle
der Zulage nach § 14 TVöD für die Dauer der Ausü-
bung sowohl der höherwertigen als auch der zulagen-
berechtigenden Tätigkeit eine persönliche Zulage in
Höhe von 10 v. H. ihres/seines Tabellenentgelts.

(10) Die Absätze 1 bis 9 gelten für besondere tarif-
vertragliche Vorschriften über die Eingruppierungen
entsprechend.

Protokollerklärung zu § 17:
Die Tarifvertragsparteien sind sich darin einig,
dass in der noch zu verhandelnden Entgeltord-
nung die bisherigen unterschiedlichen materiel-
len Wertigkeiten aus Fachhochschulabschlüssen
(einschließlich Sozialpädagogen/innen und Inge-
nieuren/innen) auf das Niveau der vereinbarten
Entgeltwerte der Entgeltgruppe 9 ohne Mehr-
kosten (unter Berücksichtigung der Kosten für
den Personenkreis, der nach der Übergangsphase
nicht mehr in eine höhere bzw. niedrigere Ent-
geltgruppe eingruppiert ist) zusammengeführt
werden; die Abbildung von Heraushebungs-
merkmalen oberhalb der Entgeltgruppe 9 bleibt
davon unberührt. Sollte hierüber bis zum
31. Dezember 2007 keine einvernehmliche
Lösung vereinbart werden, so erfolgt ab dem
1. Januar 2008 bis zum In-Kraft-Treten der
Entgeltordnung die einheitliche Eingruppierung
aller ab dem 1. Januar 2008 neu einzugruppie-
renden Beschäftigten mit Fachhochschulab-
schluss nach den jeweiligen Regeln der Entgelt-
gruppe 9 zu „V b BAT ohne Aufstieg nach IV b
(mit und ohne FH-Abschluss)“.

gehenden Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit
im Sinne des § 14 TVöD zusätzlich eine Tätigkeit
auszuüben, für die nach bisherigem Recht ein An-
spruch auf Zahlung einer Zulage für Vorarbeiter/innen,
Vorhandwerker/innen oder Lehrgesellen besteht, er-
hält die/der Beschäftigte bis zum In-Kraft-Treten der
neuen Entgeltordnung abweichend von den Sätzen 1
und 2 sowie von § 14 Abs. 3 TVöD anstelle der Zula-
ge nach § 14 TVöD für die Dauer der Ausübung so-
wohl der höherwertigen als auch der zulagenbe-
rechtigenden Tätigkeit eine persönliche Zulage in
Höhe von insgesamt 10 v. H. ihres/seines Tabellen-
entgelts.

(10) Die Absätze 1 bis 9 gelten für besondere tarif-
vertragliche Vorschriften über die Eingruppierungen
entsprechend.

Protokollerklärung zu § 17:
Die Tarifvertragsparteien sind sich darin einig,
dass in der noch zu verhandelnden Entgeltord-
nung die bisherigen unterschiedlichen materiel-
len Wertigkeiten aus Fachhochschulabschlüssen
(einschließlich Sozialpädagogen/innen und Inge-
nieuren/innen) auf das Niveau der vereinbarten
Entgeltwerte der Entgeltgruppe 9 ohne Mehr-
kosten (unter Berücksichtigung der Kosten für
den Personenkreis, der nach der Übergangsphase
nicht mehr in eine höhere bzw. niedrigere Ent-
geltgruppe eingruppiert ist) zusammengeführt
werden; die Abbildung von Heraushebungs-
merkmalen oberhalb der Entgeltgruppe 9 bleibt
davon unberührt. Sollte hierüber bis zum 31. De-
zember 2007 keine einvernehmliche Lösung ver-
einbart werden, so erfolgt ab dem 1. Januar 2008
bis zum In-Kraft-Treten der Entgeltordnung die
einheitliche Eingruppierung aller ab dem 1. Ja-
nuar 2008 neu einzugruppierenden Beschäftig-
ten mit Fachhochschulabschluss nach den jewei-
ligen Regeln der Entgeltgruppe 9 zu „V b BAT
ohne Aufstieg nach IV b (mit und ohne FH-Ab-
schluss)“.

§ 18
Vorübergehende Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit

nach dem 30. September 2005

TVÜ-Bund TVÜ-VKA

(1) Wird aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O
übergeleiteten Beschäftigten in der Zeit zwischen dem
1. Oktober 2005 und dem 30. September 2007 erstma-
lig außerhalb von § 10 eine höherwertige Tätigkeit vor-

(1) Wird aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O/
BAT-Ostdeutsche Sparkassen übergeleiteten Beschäf-
tigten in der Zeit zwischen dem 1. Oktober 2005 und
dem 30. September 2007 erstmalig außerhalb von § 10
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übergehend übertragen, findet der TVöD Anwendung.
lst die/der Beschäftigte in eine individuelle Zwischen-
stufe übergeleitet worden, gilt für die Bemessung der
persönlichen Zulage § 6 Abs. 2 Satz 1 und 2 entspre-
chend. Bei Überleitung in eine individuelle Endstufe
gilt § 6 Abs. 3 Satz 2 entsprechend. In den Fällen des
§ 6 Abs. 4 bestimmt sich die Höhe der Zulage nach
den Vorschriften des TVöD über die vorübergehende
Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit.

(2) Wird aus dem Geltungsbereich des MTArb/
MTArb-O übergeleiteten Beschäftigten nach dem
30. September 2005 erstmalig außerhalb von § 10 eine
höherwertige Tätigkeit vorübergehend übertragen,
gelten bis zum In-Kraft-Treten eines Tarifvertrages
über eine persönliche Zulage die bisherigen Regelun-
gen des MTArb/MTArb-O mit der Maßgabe entspre-
chend, dass sich die Höhe der Zulage nach dem TVöD
richtet, soweit sich aus § 17 Abs. 9 Satz 3 nichts ande-
res ergibt.

(3) Bis zum In-Kraft-Treten der Eingruppierungsvor-
schriften des TVöD gilt – auch für Beschäftigte im
Sinne des § 1 Abs. 2 – die Regelung des TVöD zur
vorübergehenden Übertragung einer höherwertigen
Tätigkeit mit der Maßgabe, dass sich die Vorausset-
zungen für die übertragene höherwertige Tätigkeit
nach § 22 Abs. 2 BAT/BAT-O bzw. den entsprechen-
den Regelungen für Arbeiter bestimmen.

eine höherwertige Tätigkeit vorübergehend übertra-
gen, findet der TVöD Anwendung. Ist die/der Beschäf-
tigte in eine individuelle Zwischenstufe übergeleitet
worden, gilt für die Bemessung der persönlichen Zu-
lage § 6 Abs. 2 Satz 1 und 2 entsprechend. Bei Über-
leitung in eine individuelle Endstufe gilt § 6 Abs. 4
Satz 2 entsprechend. In den Fällen des § 6 Abs. 5 be-
stimmt sich die Höhe der Zulage nach § 14 TVöD.

(2) Wird aus dem Geltungsbereich des BMT-G/BMT-
G-O übergeleiteten Beschäftigten nach dem 30. Sep-
tember 2005 erstmalig außerhalb von § 10 eine
höherwertige Tätigkeit vorübergehend übertragen,
gelten bis zum In-Kraft-Treten eines Tarifvertrages
über eine persönliche Zulage die bisherigen bezirk-
lichen Regelungen gemäß § 9 Abs. 3 BMT-G und nach
Anlage 3 Teil I des Tarifvertrages zu § 20 Abs. 1 BMT-
G-O (Lohngruppenverzeichnis) im bisherigen Gel-
tungsbereich mit der Maßgabe entsprechend, dass sich
die Höhe der Zulage nach dem TVöD richtet, soweit
sich aus § 17 Abs. 9 Satz 3 nichts anderes ergibt.

(3) Bis zum In-Kraft-Treten der Eingruppierungsvor-
schriften des TVöD gilt – auch für Beschäftigte im Sinne
des § 1 Abs. 2 – § 14 TVöD mit der Maßgabe, dass sich
die Voraussetzungen für die übertragene höherwertige
Tätigkeit nach § 22 Abs. 2 BAT/BAT-O bzw. den ent-
sprechenden Regelungen für Arbeiter bestimmen.

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten in Fällen des § 2 der
Anlage 3 zum BAT entsprechend. An die Stelle der
Begriffe Grundvergütung, Vergütungsgruppe und Ver-
gütung treten die Begriffe Entgelt und Entgeltgruppe.

§ 19
Entgeltgruppen 2 Ü und 15 Ü

TVÜ-Bund TVÜ-VKA

(1) Zwischen dem 1. Oktober 2005 und dem In-Kraft-
Treten der neuen Entgeltordnung gelten für Beschäf-
tigte, die in die Entgeltgruppe 2 Ü übergeleitet oder
in die Lohngruppen 1 mit Aufstieg nach 2 und 2 a
oder in die Lohngruppe 2 mit Aufstieg nach 2 a ein-
gestellt werden, folgende Tabellenwerte:

Stufe 1 1.503
Stufe 2 1.670
Stufe 3 1.730
Stufe 4 1.810
Stufe 5 1.865
Stufe 6 1.905

(2) Übergeleitete Beschäftigte der Vergütungsgruppe I
zum BAT/BAT-O unterliegen dem TVöD. Sie werden

(1) Zwischen dem 1. Oktober 2005 und dem In-Kraft-
Treten der neuen Entgeltordnung gelten für Beschäf-
tigte, die in die Entgeltgruppe 2 Ü übergeleitet oder
in die Lohngruppen 1 mit Aufstieg nach 2 und 2 a
oder in die Lohngruppe 2 mit Aufstieg nach 2 a ein-
gestellt werden, folgende Tabellenwerte:

Stufe 1 1.503
Stufe 2 1.670
Stufe 3 1.730
Stufe 4 1.810
Stufe 5 1.865
Stufe 6 1.906

(2) Übergeleitete Beschäftigte der Vergütungsgruppe I
BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen unterliegen
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in die Entgeltgruppe 15 Ü mit folgenden Tabellen-
werten übergeleitet:

Stufe 1 4.275
Stufe 2 4.750
Stufe 3 5.200
Stufe 4 5.500
Stufe 5 5.570

Die Verweildauer in den Stufen 1 bis 4 beträgt jeweils
fünf Jahre. § 6 Abs. 4 findet keine Anwendung.

(3) Die Regelungen des TVöD über die Bezahlung im
Tarifgebiet Ost gelten entsprechend.

dem TVöD. Sie werden in die Entgeltgruppe 15 Ü mit
folgenden Tabellenwerten übergeleitet:

Stufe 1 4.330
Stufe 2 4.805
Stufe 3 5.255
Stufe 4 5.555
Stufe 5 5.625

Die Verweildauer in den Stufen 2 bis 5 beträgt jeweils
fünf Jahre.

(3) Für übergeleitete und für ab 1. Oktober 2005 neu
eingestellte Lehrkräfte, die gemäß Nr. 5 der Bemer-
kung zu allen Vergütungsgruppen nicht unter die An-
lage 1 a zum BAT fallen, gilt die Entgelttabelle zum
TVöD mit der Maßgabe, dass die Tabellenwerte
– der Entgeltgruppen 5 bis 8 um 64,00 Euro und
– der Entgeltgruppen 9 bis 14 um 72,00 Euro
vermindert werden. Satz 1 gilt nicht für Lehrkräfte
nach § 1 Abs. 1 und 2, die die fachlichen und pädago-
gischen Voraussetzungen für die Einstellung als Stu-
dienrat nach der Besoldungsgruppe A 13 BBesG er-
füllen, und für übergeleitete Lehrkräfte, die einen
arbeitsvertraglichen Anspruch auf eine allgemeine
Zulage wie die unter die Anlage 1 a zum BAT fallen-
den Angestellten haben.

(4) Die Regelungen des TVöD über die Bezahlung im
Tarifgebiet Ost gelten entsprechend.

Anstelle der §§ 20 bis 24 TVÜ-Bund und §§ 20
bis 34 TVÜ-VKA wird bestimmt:

§ 20
Jahressonderzahlung für das Jahr 2006

(1) Die Jahressonderzahlung 2006 erfolgt nach dem
Tarifvertrag über eine Zuwendung für Angestellte (TV
Zuwendung Ang.) vom 12. Oktober 1973 in der zuletzt
geltenden Fassung. § 1 Abs. 1 Nr. 3 des Zuwendungs-
tarifvertrages findet keine Anwendung. Eine Rück-
zahlungspflicht entfällt.

(2) Abs. 1 gilt auch für Beschäftigte im Sinne von § 1
Abs. 2.

§ 21
Einmalzahlungen für 2006 und 2007

(1) Die von § 1 Abs. 1 und 2 erfassten Beschäftigten
erhalten für die Jahre 2006 und 2007 jeweils eine Ein-
malzahlung in Höhe von 300 Euro. Diese werden für
das Jahr 2006 in einem Betrag mit der Monatsvergütung
im September 2006 und für das Jahr 2007 in zwei Teil-
beträgen in Höhe von jeweils 150 Euro mit den Bezü-
gen für die Monate April und Juli 2007 ausgezahlt.

(2) Der Anspruch auf die Teilbeträge nach Abs. 1 be-
steht, wenn die/der Beschäftigte an mindestens einem
Tag des jeweiligen Fälligkeitsmonats Anspruch auf
Bezüge (Entgelt, Urlaubsentgelt oder Entgelt im
Krankheitsfall) gegen einen Arbeitgeber im Sinne des
§ 1 Abs. 1 hat; dies gilt auch für Kalendermonate, in
denen nur wegen der Höhe der Barleistungen des
Sozialversicherungsträgers Krankengeldzuschuss nicht
gezahlt wird. Die jeweiligen Teilbeträge werden auch
gezahlt, wenn eine Beschäftigte wegen der Be-
schäftigungsverbote nach § 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1
des Mutterschutzgesetzes in dem jeweiligen Fällig-
keitsmonat keine Bezüge erhalten hat.

(3) Nichtvollbeschäftigte erhalten den jeweiligen Teil-
betrag der Einmalzahlung, der dem Verhältnis der mit
ihnen vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit zu
der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines
entsprechenden Vollbeschäftigten entspricht. Maßge-
bend sind die jeweiligen Verhältnisse zum Aus-
zahlungszeitpunkt nach Abs. 1.

(4) Die Einmalzahlungen sind bei der Bemessung
sonstiger Leistungen nicht zu berücksichtigen.
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§ 22
Abrechnung unständiger Bezügebestandteile

Bezüge im Sinne des § 36 Abs. 1 Unterabs. 2 BAT für
Arbeitsleistungen bis zum 30. September 2006 wer-
den nach den bis dahin jeweils geltenden Regelungen
abgerechnet, als ob das Arbeitsverhältnis mit Ablauf
des 30. September 2006 beendet worden wäre.

§ 23
Anrechnung von Wege- und Umkleidezeiten

Bestehende Regelungen zur Anrechnung von Wege-
und Umkleidezeiten auf die Arbeitszeit bleiben durch
das In-Kraft-Treten des TVöD unberührt.

§ 24
In-Krafttreten

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. Oktober 2006
in Kraft.

Anhang zu § 16 (Bund)

Besondere Stufenregelungen für vorhandene
und neu eingestellte Beschäftigte (Bund)

Abweichend von § 16 (Bund) Abs. 1 ist Endstufe

a) in der Entgeltgruppe 9 die Stufe 4 bei Tätigkeiten
entsprechend

– Vergütungsgruppe V a
ohne Aufstieg nach IV b BAT/BAT-O,

– Vergütungsgruppe V b
ohne Aufstieg nach IV b BAT/BAT-O,

– Vergütungsgruppe V b
nach Aufstieg aus V c BAT/BAT-O
(vorhandene Beschäftigte),

– Lohngruppe 9 MTArb/MTArb-O;

b) in der Entgeltgruppe 3 die Stufe 5 bei Tätigkeiten
entsprechend der

– Vergütungsgruppe VIII
mit und ohne Aufstieg nach VII BAT
sowie nach Aufstieg aus IX/IX b BAT/BAT-O,

– Lohngruppe 3 nach Aufstieg aus
Lohngruppe 2 und 2a MTArb/MTArb-O
(vorhandene Beschäftigte),

– Lohngruppe 2 a nach Aufstieg aus
Lohngruppe 2 MTArb/MTArb-O
(vorhandene Beschäftigte),

– Lohngruppe 2 mit Aufstiegen nach
Lohngruppe 2 a und 3 MTArb/MTArb-O;

c) in der Entgeltgruppe 2 die Stufe 5 bei Tätigkeiten
entsprechend der

– Vergütungsgruppe IX b nach Aufstieg
aus X BAT/BAT-O (vorhandene Beschäftigte),

– Vergütungsgruppe X mit Aufstieg
nach IX b BAT/BAT-O,

– Vergütungsgruppe X BAT/BAT-O
(vorhandene Beschäftigte),

– Lohngruppe 1 a MTArb/MTArb-O
(vorhandene Beschäftigte),

– Lohngruppe 1 mit Aufstieg
nach Lohngruppe 1 a MTArb/MTArb-O

Protokollerklärung:

Vorhandene Beschäftigte sind Beschäftigte im
Sinne des § 1 Abs. 1 TVÜ-Bund.

Abweichend von § 16 (Bund) Abs. 4 Satz 1 gelten für
die Stufenlaufzeiten folgende Sonderregelungen:

In der Entgeltgruppe 9 (Bund) wird die Stufe 3 nach
fünf Jahren in Stufe 2 und die Stufe 4 nach neun Jah-
ren in Stufe 3 bei Tätigkeiten entsprechend der

– Vergütungsgruppe V a ohne Aufstieg
nach IV b BAT/BAT-O,

– Vergütungsgruppe V b ohne Aufstieg
nach IV b BAT/BAT-O (einschließlich in
Vergütungsgruppe V b vorhandener Aufsteiger
aus Vergütungsgruppe V c BAT/BAT-O)

erreicht; bei Tätigkeiten entsprechend der Lohngrup-
pe 9 MTArb/MTArb-O wird die Stufe 3 nach zwei
Jahren in Stufe 2 und die Stufe 4 nach sieben Jahren
in Stufe 3 erreicht.

Anhang zu § 16 (VKA)

Besondere Stufenregelungen für vorhandene
und neu eingestellte Beschäftigte (VKA)

I.

(1) Abweichend von § 16 (VKA) Abs. 1 Satz 1 ist
Endstufe

a) in der Entgeltgruppe 2 die Stufe 5 bei Tätigkeiten
entsprechend

– Vergütungsgruppe X
BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen,

– Vergütungsgruppe IX
BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen
nach Aufstieg aus X,
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– Lohngruppe 1 BMT-G/BMT-G-O
mit ausstehendem Aufstieg nach 1 a,

– Lohngruppe 1 a BMT-G/BMT-G-O,

b) in der Entgeltgruppe 9 die Stufe 4 bei Tätigkeiten
entsprechend

– Lohngruppe 9 BMT-G/BMT-G-O,

c) in der Entgeltgruppe 9 die Stufe 5 bei Tätigkeiten
entsprechend

– Vergütungsgruppe V b
BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen
ohne Aufstieg nach IV b,

– Vergütungsgruppe V b
BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen
nach Aufstieg aus V c,

– Vergütungsgruppe V b
BAT/BAT-O nach Aufstieg aus VI b (Lehrkräfte),

d) in der Entgeltgruppe 15 die Stufe 5 bei Tätigkei-
ten entsprechend

– Vergütungsgruppe I b
BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen
mit ausstehendem Aufstieg nach I a.

(2) Abweichend von § 16 (VKA) Abs. 2 werden Be-
schäftigte mit Tätigkeiten entsprechend der Ver-
gütungsgruppe V b BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche
Sparkassen mit ausstehendem Aufstieg nach IV b und
IV a der Stufe 1 zugeordnet.

(3) Abweichend von § 16 (VKA) Abs. 3 Satz 1 gelten
für die Stufenlaufzeiten folgende Sonderregelungen:

a) In der Entgeltgruppe 9 wird die Stufe 4 nach sie-
ben Jahren in Stufe 3 bei Tätigkeiten entsprechend
der Lohngruppe 9 BMT-G/BMT-G-O erreicht.

b) In der Entgeltgruppe 9 wird die Stufe 5 nach neun
Jahren in Stufe 4 bei Tätigkeiten entsprechend der
Vergütungsgruppe V b BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche
Sparkassen ohne Aufstieg nach IV b und der Ver-
gütungsgruppe V b BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche
Sparkassen nach Aufstieg aus V c erreicht.

II.

(1) Abweichend von § 16 (VKA) Abs. 1 Satz 1 ist für
die Beschäftigten im Pflegedienst (Anlage 1 b zum
BAT/BAT-O) Eingangsstufe

a) in den Entgeltgruppen 9 und 11 die Stufe 4 bei
Tätigkeiten entsprechend

– Kr. XI mit Aufstieg nach Kr. XII

– Kr. VIII mit Aufstieg nach Kr. IX
– Kr. VII mit Aufstieg nach Kr. VIII (9 b)

b) in den Entgeltgruppen 7 und 9 bis 12 die Stufe 3
bei Tätigkeiten entsprechend

– Kr. XII mit Aufstieg nach Kr. XIII
– Kr. X mit Aufstieg nach Kr. XI
– Kr. IX mit Aufstieg nach Kr. X
– Kr. VI mit Aufstieg nach Kr. VII
– Kr. VII ohne Aufstieg
– Kr. VI ohne Aufstieg

c) in der Entgeltgruppe 7 die Stufe 2 bei Tätigkeiten
entsprechend

– Kr. V a mit Aufstieg nach Kr. VI
– Kr. V mit Aufstieg nach Kr. V a und

weiterem Aufstieg nach Kr. VI
– Kr. V mit Aufstieg nach Kr. V a.

(2) Abweichend von § 16 (VKA) Abs. 1 Satz 1 ist für
die Beschäftigten im Pflegedienst (Anlage 1 b zum
BAT/BAT-O) Endstufe in den Entgeltgruppen 7 und 9
bis 11 die Stufe 5 bei Tätigkeiten entsprechend

– Kr. X mit Aufstieg nach Kr. XI
– Kr. IX mit Aufstieg nach Kr. X
– Kr. VI mit Aufstieg nach Kr. VII
– Kr. VII ohne Aufstieg
– Kr. VI ohne Aufstieg
– Kr. IV mit Aufstieg nach Kr. V.

(3) Abweichend von § 16 (VKA) Abs. 3 Satz 1 gelten
für die Beschäftigten im Pflegedienst (Anlage 1 b zum
BAT/BAT-O) für die Stufenlaufzeiten folgende
Sonderregelungen:

a) in der Entgeltgruppe 12 wird die Stufe 4 nach
zwei Jahren in Stufe 3 und die Stufe 5 nach drei
Jahren in Stufe 4 bei Tätigkeiten entsprechend
der Vergütungsgruppe Kr. XII mit Aufstieg nach
Kr. XIII BAT/BAT-O,

b) in der Entgeltgruppe 11 wird die Stufe 4 nach
zwei Jahren in Stufe 3 und die Stufe 5 nach fünf
Jahren in Stufe 4 bei Tätigkeiten entsprechend
der Vergütungsgruppe Kr. X mit Aufstieg nach
Kr. XI BAT/BAT-O,

c) in der Entgeltgruppe 10 wird die Stufe 4 nach
zwei Jahren in Stufe 3 und die Stufe 5 nach drei
Jahren in Stufe 4 bei Tätigkeiten entsprechend
der Vergütungsgruppe Kr. IX mit Aufstieg nach
Kr. X BAT/BAT-O,

d) in der Entgeltgruppe 9 wird die Stufe 6 nach
zwei Jahren in Stufe 5 bei Tätigkeiten entspre-
chend der Vergütungsgruppe Kr. VIII mit Auf-
stieg nach Kr. IX BAT/BAT-O,
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e) in der Entgeltgruppe 9 (9 b) wird die Stufe 5
nach fünf Jahren in Stufe 4 bei Tätigkeiten ent-
sprechend der Vergütungsgruppe Kr. VII mit
Aufstieg nach Kr. VIII BAT/BAT-O,

f) in der Entgeltgruppe 9 wird die Stufe 4 nach fünf
Jahren in Stufe 3 und die Stufe 5 (9 b) nach fünf
Jahren in Stufe 4 bei Tätigkeiten entsprechend

der Vergütungsgruppen Kr. VI mit Aufstieg nach
VII, Kr. VII ohne Aufstieg BAT/BAT-O,

g) in der Entgeltgruppe 9 wird die Stufe 4 (9 b)
nach fünf Jahren in Stufe 3 und die Stufe 5 (9 b)
nach fünf Jahren in Stufe 4 bei Tätigkeiten ent-
sprechend der Vergütungsgruppen Kr. VI ohne
Aufstieg BAT/BAT-O.

Anlage A (Bund) 
 
Tabelle TVöD/Bund – Tarifgebiet West 
 
 

Grundentgelt Entwicklungsstufen Entgelt-
gruppe Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

15 3384 3760 3900 4400 4780  

14 3060 3400 3600 3900 4360  

13 2817 3130 3300 3630 4090  

12 2520 2800 3200 3550 4000  

11 2430 2700 2900 3200 3635  

10 2340 2600 2800 3000 3380  

9 2061 2290 2410 2730 2980  

8 1926 2140 2240 2330 2430 2493 

7 1800 2000 2130 2230 2305 2375 

6 1764 1960 2060 2155 2220 2285 

5 1688 1875 1970 2065 2135 2185 

4 1602 1780 1900 1970 2040 2081 

3 1575 1750 1800 1880 1940 1995 

2 1449 1610 1660 1710 1820 1935 

1  1286 1310 1340 1368 1440 
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Anhang zu den Anlagen A und B (VKA)

I.
Beschäftigte im Pflegedienst

Abweichend von § 15 Abs. 2 Satz 1 erhalten die Be-
schäftigten im Pflegedienst (Anlage 1 b zum BAT/
BAT-O)

a) in der Entgeltgruppe 7 bei Tätigkeiten entspre-
chend den Vergütungsgruppen Kr. V a mit
Aufstieg nach Kr. VI, Kr. V mit Aufstieg nach
Kr. V a und weiterem Aufstieg nach Kr. VI

– in der Stufe 2 den Tabellenwert der Stufe 3,
– in der Stufe 3 den Tabellenwert der Entgelt-

gruppe 8 Stufe 3,
– in der Stufe 4 den Tabellenwert der Entgelt-

gruppe 8 Stufe 4,
– in der Stufe 5 den Tabellenwert der Entgelt-

gruppe 9 b Stufe 5,
– in der Stufe 6 den Tabellenwert der Entgelt-

gruppe 9 b Stufe 6;

b) in der Entgeltgruppe 7 bei Tätigkeiten entspre-
chend den Vergütungsgruppen Kr. V mit Aufstieg
nach Kr. VI

Anlage A (VKA) 
 
Tabelle TVöD/VKA – Tarifgebiet West 

 
 

Grundentgelt Entwicklungsstufen Entgelt-
gruppe Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

15 3384 3760 3900 4400 4780 50301 

14 3060 3400 3600 3900 4360 4610 

13 2817 3130 3300 3630 4090 4280 

12 2520 2800 3200 3550 4000 4200 

11 2430 2700 2900 3200 3635 3835 

10 2340 2600 2800 3000 3380 3470 

92 2061 2290 2410 2730 2980 3180 

8 1926 2140 2240 2330 2430 24933 

7 18004 2000 2130 2230 2305 2375 

6 1764 1960 2060 2155 2220 22855 

5 1688 1875 1970 2065 2135 2185 

4 16026 1780 1900 1970 2040 2081 

3 1575 1750 1800 1880 1940 1995 

2 1449 1610 1660 1710 1820 1935 

1  1286 1310 1340 1368 1440 
 
____________ 

 
Für Ärztinnen und Ärzte, die unter den Besonderen Teil Krankenhäuser fallen: 
1 5100 
  
Für Beschäftigte im Pflegedienst: 
2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 
 

E 9 

2495 2650 2840 3020 
 

3 2533 
 
4 1850 
 
5 2340 
 
6 1652 
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– in der Stufe 1 den Tabellenwert der Stufe 2,
– in der Stufe 2 den Tabellenwert der Stufe 3,
– in der Stufe 3 den Tabellenwert der Entgelt-

gruppe 8 Stufe 3,
– in der Stufe 4 den Tabellenwert der Entgelt-

gruppe 8 Stufe 4,
– in der Stufe 5 den Tabellenwert der Entgelt-

gruppe 9 b Stufe 5,
– in der Stufe 6 den Tabellenwert der Entgelt-

gruppe 9 b Stufe 6;

c) in der Entgeltgruppe 7 bei Tätigkeiten entspre-
chend der Vergütungsgruppe Kr. V mit Aufstieg
nach Kr. V a BAT

– in der Stufe 4 den Tabellenwert der Entgelt-
gruppe 8 Stufe 4,

– in der Stufe 5 den Tabellenwert der Entgelt-
gruppe 8 Stufe 5,

– in der Stufe 6 den Tabellenwert der Entgelt-
gruppe 8 Stufe 6;

d) in der Entgeltgruppe 7 bei Tätigkeiten entspre-
chend der Vergütungsgruppe Kr. IV mit Aufstieg
nach Kr. V und weiterem Aufstieg nach Kr. V a
BAT

– in der Stufe 4 den Tabellenwert der Entgelt-
gruppe 8 Stufe 4,

– in der Stufe 5 den Tabellenwert der Entgelt-
gruppe 8 Stufe 5,

– in der Stufe 6 den Tabellenwert der Entgelt-
gruppe 8 Stufe 6;

e) in der Entgeltgruppe 7 bei Tätigkeiten entspre-
chend der Vergütungsgruppe Kr. IV mit Aufstieg
nach Kr. V BAT

– in der Stufe 4 den Tabellenwert der Entgelt-
gruppe 8 Stufe 4,

– in der Stufe 5 den Tabellenwert der Entgelt-
gruppe 8 Stufe 5;

f) in der Entgeltgruppe 4 bei Tätigkeiten entspre-
chend den Vergütungsgruppen Kr. II mit Aufstieg
nach Kr. III und weiterem Aufstieg nach Kr. IV
sowie Kr. III mit Aufstieg nach Kr. IV BAT

– in der Stufe 4 den Tabellenwert der Entgelt-
gruppe 6 Stufe 4,

– in der Stufe 5 den Tabellenwert der Entgelt-
gruppe 6 Stufe 5,

– in der Stufe 6 den Tabellenwert der Entgelt-
gruppe 6 Stufe 6;

g) in der Entgeltgruppe 3 bei Tätigkeiten entspre-
chend der Vergütungsgruppe Kr. I mit Aufstieg
nach Kr. II BAT in der Stufe 6 den Tabellenwert
der Entgeltgruppe 4 Stufe 6.

Anlage 4 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung zu Fortbildungen
und zur Förderung von Beschäftigten

Vergleiche Arbeitsrechtliche Regelung zu
Fortbildungen und zur Förderung von Beschäftigten.

Anlage 5 zur KAO

Kirchliche Verordnung zur Durchführung
des Personalentwicklungsgesetzes

(Personalentwicklungsverordnung - PEVO)

Vergleiche Arbeitsrechtliche Regelung über die Durch-
führung der Personalentwicklung für die privat-
rechtlich angestellten kirchlichen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter im Bereich der Evangelischen Lan-
deskirche in Württemberg vom 28. Mai 2003.

III. Arbeitsrechtliche Regelung zu Präsenzzeiten
in der ambulanten Pflege und ihrer Vergütung

Beschluss der Arbeitsrechtlichen Kommission
vom 10. November 2006

Arbeitsrechtliche Regelung zu
Präsenzzeiten in der ambulanten
Pflege und ihrer Vergütung

– Anlage 6 zur KAO –

§ 1
Allgemeine Bestimmungen

(1) Für Beschäftigte im Sinne des § 1 c Abs. 7 Satz 1
KAO finden die Bestimmungen der KAO Anwendung,
soweit in den nachfolgenden Bestimmungen nichts
Abweichendes geregelt ist.

 II.
Ärztinnen und Ärzte

Abweichend von § 15 Abs. 2 Satz 1 erhalten die Ärz-
tinnen und Ärzte, die unter den Geltungsbereich des
Besonderen Teil Krankenhäuser fallen, in der Entgelt-
gruppe 14
– in der Stufe 3 den Tabellenwert der Stufe 4 und
– in der Stufe 4 den Tabellenwert der Stufe 5.
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(2) Beschäftigte in der ambulanten Pflege leisten
Präsenzzeiten im Sinne von § 1 c Absatz 7 KAO, wenn
ihre Tätigkeit in der Anwesenheit bei den Klienten
besteht und sie im Durchschnitt weniger als 50 vom
Hundert konkrete Arbeitsleistungen erbringen. Kon-
krete Arbeitsleistungen sind insbesondere die Beglei-
tung bei Spaziergängen, zu Veranstaltungen, zu Ärz-
ten oder entsprechende Tätigkeit und Beschäftigung
der Klienten (z. B. Vorlesen, Spielen, Musizieren). Es
werden keine Leistungen nach SGB V oder SGB XI
erbracht.

§ 2
Entgelt

Anstelle der §§ 15 - 18 TVöD gelten folgende
Regelungen:

(1) Das monatliche Entgelt errechnet sich aus der
arbeitsvertraglich vereinbarten wöchentlichen Arbeits-
zeit multipliziert mit dem Faktor 4,348 multipliziert
mit 50 vom Hundert des Stundenentgelts der Entgelt-
gruppe 3 a.

Fallen bei einem Einsatz abweichend von § 1 Abs. 2
konkrete Arbeitsleistungen im Umfang von min-
destens 50 v. H. an, beträgt das Stundenentgelt für
diese Zeit 100 v. H. des Stundenentgelts der Entgelt-
gruppe 3 a (Vergütungsgruppenplan 54 Ziffer 1).

(2) Bezüglich der Jahressonderzahlung finden die Re-
gelungen des Abschnitts VII der KAO für die ge-
ringfügig Beschäftigten entsprechende Anwendung.

§ 3
Inkrafttreten

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt mit Wirkung vom
1. Januar 2007 in Kraft und gilt bis 31. Dezember
2007.

Amtsblatt
Laufender Bezug nur durch das Referat Interne Verwaltung des
Evangelischen Oberkirchenrats.
Bezugspreis jährlich 25,00 Euro, zuzüglich Porto- und Versand-
kosten.
Erscheinungsweise: monatlich.

Der Bezug kann zwei Monate vor dem 31. Dezember eines jeden
Jahres gekündigt werden.
Einzelnummern laufender oder früherer Jahrgänge können vom
Referat Interne Verwaltung des Evangelischen Oberkirchenrats
– soweit noch vorrätig – bezogen werden.
Preis je Einzelheft: 2,00 Euro.
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